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Otto G. Mayer

Standort Deutschland — neue Herausforderungen
angesichts verdnderter Wettbewerbsbedingungen?

I. Die Standortdebatte — ein konjunk-
turelles Phanomen?

Debatten tiber den Produktions- und Investitions-
standort Deutschland oder iiber die ,internatio-
nale Wettbewerbsfihigkeit” der deutschen Wirt-
schaft unterliegen einer ,,Diskussionskonjunktur®:
Sie pflegen mit dem konjunkturellen Abschwung
einzusetzen, auf dem konjunkturellen Tiefpunkt
ihren Hohepunkt zu erreichen und mit dem kon-
junkturellen Aufschwung wieder abzuebben'. So
1aBt sich die heutige Diskussion bis hin zu einzel-
nen Argumenten Anfang der achtziger Jahre
(1982) und nach Durchlauf des Konjunkturzyklus
im Jahre 1988 wiederfinden. Nur zur Demonstra-
tion: Im Marz 1988 schrieb der Verfasser als Ein-
leitung zu einem entsprechenden Artikel’: ,Der
Industriestandort Bundesrepublik Deutschland ist
seit kurzem ins Gerede gekommen. Im internatio-
nalen Wettbewerb um die giinstigsten Bedingun-
gen sei er weit zuriickgefallen. Die Arbeitskosten
in der Bundesrepublik zahlten zu den hochsten der
Welt. Die Energiepreise seien besonders hoch, die
Kommunikations- und sonstigen Dienstleistungen
sehr teuer, nicht zu reden davon, dal} die Gewinne
der deutschen Unternehmen hoheren Steuersitzen
als sonstwo unterworfen seien und sie mit dem
Konstrukt der Gewerbesteuer eine besondere
Biirde zu tragen haben. Kein Wunder also, dal die
mangelnde Dynamik der Investitionstatigkeit in
der Bundesrepublik allgemein, aber auch der
zunehmende Uberschul deutscher Direktinvesti-
tionen im Ausland tiber die Investitionen auslandi-

1. Ahnlich duBerten sich Hans-Hagen Hartel vom HWWA-
Institut und Lutz Hoffmann (Prisident des DIW) auf einer
Konferenz, die das HWWA zum Thema Standortwettbewerb
1994 abgehalten hat. Vgl. Hans-Hagen Hirtel, Standort-
qualitdt, Wirtschaftswachstum und internationale Wettbe-
werbsfahigkeit, in: Erhard Kantzenbach/Otto G. Mayer
(Hrsg.). Deutschland im internationalen Standortwett-
bewerb, Veroffentlichungen des HWWA-Institut fiir Wirt-
schaftsforschung-Hamburg, Bd. 18, Baden-Baden 1994/95,
S. 13:; Lutz Hoffmann, Der Standort Deutschland im inter-
nationalen Vergleich, ebd.. S. 47.

2 Otto G. Mayer, In der Diskussion: Der Standort Bundes-
republik, in: Wirtschaftsdienst, 68 (1988)3, S. 114,

3

scher Unternehmen in der Bundesrepublik als
Hinweis fiir eine mangelhafte Attraktivitit der
Bundesrepublik Deutschland als Investitionsstand-
ort genommen werden."

Auch zeigen die damaligen Erfahrungen, dal} es
dann in Deutschland leicht zu einer Uberreaktion
kommt. Jeder Produktions- und Beschiftigungs-
riickgang — selbst wenn er konjunktureller Natur
ist — wird nunmehr als Zeichen einer Standort-
schwiche genommen. Der politische Motor dieser
wirtschaftspolitischen Diskussion ,sind Vertei-
lungskonflikte. Die Unternechmen versuchen, sich
diese Verschnaufpause im hirter gewordenen
Wettbewerb zu verschaffen, indem sie Lohnko-
stensenkungen, Steuererleichterungen, Entlastung
von Umweltauflagen und Forschungsforderung
fordern. Der Staat versucht, sich von Sozialleistun-
gen, Einkommenserhohungen fiir offentlich
Bedienstete und anderen Ausgaben zu verabschie-
den, weil das angeblich den Standort Deutschland
gefahrdet.*® In ihrer jiingsten Gemeinschafts-
diagnose gehen die Konjunkturforscher der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute da-

'von aus, daB die Bedingungen giinstig sind, daf die

konjunkturelle Schwichephase zur Jahresmitte
1996 beendet sein wird. ,Die gesamtwirtschaftli-
che Produktion in Deutschland wird sich im weite-
ren Verlauf des Jahres wieder beleben . . . In West-
deutschland wird die Industrieproduktion in der
zweiten Jahreshilfte insbesondere bei Verteilungs-
und Investitionsgiitern expandieren.“* Wenn denn
die obige These stimmt, diirfte zu erwarten sein,
dal} die Standortdiskussion etwas an Schirfe ver-
lieren wird.

Die gegenwirtige Wirtschaftsentwicklung weist
nicht nur in dieser Hinsicht gewisse Parallelen zu
der Situation in der zweiten Hilfte der achtziger
Jahre auf’. Auch damals trat, beginnend Mitte
1985, eine ausgeprigte konjunkturelle Schwiche-

3 L. Hoffmann (Anm. 1)

4 Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft
im Friihjahr 1996 (DIW, HWWA, lfo, IfW, IWH, RWI),
25. April 1996, S. 14.

S Vgl Institut fiir Weltwirtschaft (IfW), Thesen zum Kieler
Konjunkturgespriich. 53. Kieler Konjunkturgesprich vom
18./19. Mirz 1996, S, 33 1.
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phase ein, die bis zur Mitte des Jahres 1987 dau-
erte. Wie heute wurden lagerzyklische Effekte
(vorrangiger Abbau von Lagern anstelle von Pro-
duktion) dadurch verstarkt, da} der Wegfall steu-
erlicher Forderma3nahmen zu einer Abnahme der
Wohnungsbautitigkeit fiithrte, die Exporte durch
eine reale Hoherbewertung der D-Mark (sie war
jedoch deutlich starker als jetzt und hielt linger
an) geddampft wurden, wie heute wurde damals der
Riickschlag bei der wirtschaftlichen Entwicklung
mit der Diagnose einer insgesamt schwachen Kon-
stitution der Wirtschaft begriindet, wie sie in
einem flachen Wachstumstrend, hartnédckig hoher
Arbeitslosigkeit und geringer Investitionstatigkeit
im Inland bei gleichzeitig steigenden Direktinve-
stitionen im Ausland zum Ausdruck kam. Fir
diese Probleme, unter denen die europiischen
Lander mehr oder weniger gemeinsam litten, und
fiir ihre Ursachen wurde schon 1985 von Herbert
Giersch der Begriff ,,Eurosklerose™ geprigt.

Angesichts des Wiedervereinigungsbooms Anfang
der neunziger Jahre geriet diese Diskussion
jedoch in Deutschland fast in Vergessenheit.
Wihrend andere Lander schon Ende der achtzi-
ger Jahre konjunkturelle Abschwichungstenden-
zen zeigten, wurden diese in Deutschland durch
den Vereinigungsboom iiberdeckt. Der kreditfi-
nanzierte Boom endete in hoheren Abgaben-
und Steuerbelastungen von Haushalten und
Unternehmen. Nach dem Boom haben die
Unternehmen ihre Investitionen an die niedrigen
Renditeerwartungen angepaBt: dieser Prozel3 hat
sich im zuriickliegenden Aufschwung fortgesetzt
und kommt erst allmdhlich zum Stillstand. Die
Diskussion der Eurosklerose ist nun erneut auf-
gekommen, jetzt allerdings unter dem Begriff
wStandortschwiche™. ,Das schwache Wachstum
des Produktionspotentials zeigt, dal3 die Stand-
ortbedingungen derzeit wohl @dhnlich ungiinstig
sind, wie es die zur Mitte der achtziger Jahre
waren.“® Im Gegensatz zu damals ist aber nicht
zu sehen, daf} ein dhnliches Ereignis wie die Wie-
dervereinigung die strukturell ungiinstigen Bedin-
gungen tliberlagern wird.

Dennoch stellen sich einige Fragen: Wann ist
das Wachstum des Produktionspotentials als
~.schwach®* anzusehen, d.h., wie wird die konsta-
tierte Schwiiche gemessen? Was ist der MaBstab
fiir ein hinreichendes, ausreichendes oder
hoheres Wachstum? Ist es das eigene Wachstum
in vergangenen Zeiten? Verglichen mit den fiinf-
. ziger und sechziger Jahren scheinen sich dann
allem Augenschein nach tatsachlich die Standort-

6 Ebd.,S. 34.
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bedingungen verschlechtert zu haben. Oder sollte
das eigene Wachstum mit dem anderer Linder
(mit welchen) verglichen werden? Sollte ein hin-
reichendes Wachstum daran gemessen werden,
ob es ausreicht, einen angemessenen Beschifti-
gungsstand zu sichern? Bei entsprechend flexi-
blen Arbeitsmirkten und flexiblen Wechselkur-
sen ist es allerdings theoretisch auch denkbar,
daB ein niedriges Wachstum mit Vollbeschéfti-
gung einhergeht.

Unbestritten diirfte sein, daf3 es das Ziel der Wirt-
schaftspolitik sein sollte, die am eigenen Standort
zur Verfiigung stehenden Ressourcen so effizient
wie moglich einzusetzen, ihre Produktivitdt im
Laufe der Zeit zu steigern (qualitative Verbesse-
rung von Human- und physischem Kapital),
zudem Ressourcen — insbesondere anlagesuchen-
des Kapital — aus dem Ausland anzuziehen, um die
eigenen zu erginzen, und dadurch insgesamt ein
moglichst hohes Pro-Kopf-Einkommen zu erzie-
len. Umgekehrt sollte es bedenklich stimmen,
wenn Ressourcen brachliegen oder abwandern
und ausldndische Ressourcen nicht in das eigene
Land oder die Region gelockt werden konnen.
Das ,Marktergebnis® der betreffenden Wirt-
schaftspolitik diirfte sich dann in der Entwicklung
des Realeinkommens und der Beschiftigung
widerspiegeln.

II. Einkommens- und Beschifti-
gungsentwicklung im internationalen
Vergleich

Stellt man einen internationalen Vergleich der
Realeinkommensentwicklung an (Schaubild 1 und
Tabelle), gelangt man zu folgendem kurzen Fazit:
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro
Kopf der Beviolkerung’ weisen die USA seit 1980
von allen groBeren Industrielindern eindeutig das
hochste Pro-Kopf-Einkommen auf. Westdeutsch-
land liegt aber deutlich iiber dem Durchschnitt der
gesamten OECD-Liander sowie der EG-Linder
und noch vor Japan, Frankreich und GroBbritan-
nien. (Das Pro-Kopf-Einkommen Gesamtdeutsch-
lands ist zwar geringer als das Japans und Frank-
reichs; der statistische Bruch aufgrund der
Wiedervereinigung kann aber sicherlich nicht
undifferenziert als Indikator fiir eine allgemeine

7 BIP in konstanten Preisen von 1990, umgerechnet mit
Kaufkraftparititen von 1992. ‘



Schaubild 1: Realeinkommen pro Kopf im internationalen Vergleich 1980-1993
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Quelle: HWWA (Anm. 9).

Verschlechterung des Standortes Deutschland her-
halten®)

Westdeutschland erzielte im Aufschwung 1982 bis
1993 erheblich tiber dem OECD-Durchschnitt lie-
gende Wachstumsraten des Pro-Kopf-Einkom-
mens, und auch im Zeitraum von 1987 bis 1993, in
dem der reale AuBlenwert der DM iiberaus stark
gestiegen ist, lag die Realeinkommensentwicklung
pro Kopf der Bevolkerung im Durchschnitt deut-
lich tiber dem OECD-Durchschnitt’. In dieser Zeit
rangierte die jahrliche durchschnittliche Wachs-

8 Zu den Folgen der Einigung siche Eckhardt Wohlers,
Standort Deutschland und die Folgen der deutschen Eini-
gung, in: E. Kantzenbach/O. G. Mayer (Hrsg.) (Anm. 1),
S.91ff., sowie das Koreferat hierzu von Manfred Wegner,
S. 109 ff.

9 Vgl. HWWA-Institut, Grenziiberschreitende Produktion
und Strukturwandel — Globalisierung der deutschen Wirt-
schaft, Forschungsauftrag des Bundeswirtschaftsministeriums
(Bearbeiter: Hans-Hagen Hartel, Rolf Jungnickel, Christine
Borrmann, Dirk Lau, Heiko Feber, Dietmar Keller, Diana
Winkler-Biittner), Hamburg, Okt. 1995, S. 206 f., erscheint
demniichst bei Nomos, Baden-Baden.

5

tumsrate des realen Pro-Kopf-Einkommens in
Westdeutschland mit 3,1 Prozent nur knapp hinter
der Japans (3,2 Prozent). Frankreich (1.3), Italien
(1,6), GroBbritannien (0,9) oder die USA (1.2)
folgten doch mit deutlichem Abstand. Natiirlich
muf3 hierbei beriicksichtigt werden, dal3 die west-
deutsche Wachstumsrate durch den Wiederverei-
nigungsboom nach oben verzerrt wird. Kurz:
Gemessen am ,Marktergebnis™ des realen Pro-
Kopf-Einkommens — sowohl im Hinblick auf das
Niveau als auch auf die Zunahme — kann der
Standort (West-)Deutschland in der jiingsten Ver-
gangenheit im internationalen Vergleich
schlecht nicht gewesen sein.

SO

Anders sieht das Bild aus, wenn wir uns die
Beschiftigtenentwicklung seit 1980 ansehen (vgl.
Tabelle und Schaubild 2). Die Beschiftigtenent-
wicklung in Westdeutschland lag signifikant unter
dem OECD-Durchschnitt. Die hochsten Zuwachs-
raten der Beschéftigung wurden von 1982 bis 1993
in den auflereuropiischen Industrielindern USA,
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Tabelle: Entwicklung des Realeinkommens und der Beschiftigung im internationalen Vergleich,

Jjahrliche durchschnittliche Wachstumsraten

Realeinkommen Wachstum der Beschiftigung
pro Kopf Wachstum
in US-Dollar in Prozent in Prozent in Prozent in Prozent
1993 1987-93 1982-93 1987-93 1982-93

Kanada 17 915 1.5 0,7 1.4
USA 22 381 20 1.0 1,7
Japan 18 428 3.1 1.5 1.2
Australien 16 142 1,7 1,2 1,6
Neuseeland 14 044 1.0 =07 1.4
Westdeutschland 20 055 2.7 1,0 0,7
Frankreich 17 211 1.3 0,6 0.2
Grof3britannien 15 697 21 0.0 0.5
Italien 16 386 20 -03 0.0
Niederlande 16 234 1.8 )
Belgien 16 629 1,7
Dianemark 17 022 1.9
Spanien 11912 25 L 0,6 0.6
Portugal 9573 2,5 0,2 0.7
Osterreich 16 874 1.8 1,3 1.0
Schweiz 20 319 1.1 -0.2 0.4
Schweden 15 862 - 0.8 -15 - 0.6
Norwegen 17 087 24 -1,0 03

| Finnland 13 999 - 0,7 -2.8 -14
EG-12 15419 2,0 -0,23 0,1
OECD-gesamt 15 392 1.9 0.6 0.9

Quelle: HWWA (Anm. 9).

Australien, Neuseeland, Japan und Kanada erzielt.
Die Beschiftigtenentwicklung in Westdeutschland
entsprach bis zum Jahre 1991 der Entwicklung in
der Europdischen Union insgesamt, d.h., auch
diese lag also deutlich unter dem OECD-Durch-
schnitt. Ab 1989 jedoch beschleunigte sich der
Anstieg der Beschiftigung in Westdeutschland
und tiibertraf sogar den OECD-Durchschnitt. Im
Jahre 1992 profitierte Westdeutschland noch vom
Vereinigungsboom. wihrend sich die anderen EU-
Linder bereits in einer Rezession befanden.
Daher verzeichnete Westdeutschland in diesem
Jahr noch einen Beschiftigungszuwachs, wohinge-
gen die anderen EU-Liander einen Beschiaftigungs-
riickgang hinnehmen muBten. Ein Jahr spéter ging
die Beschiftigung auch in Westdeutschland zuriick
(vgl. auch Schaubild 2).

Es kann wenig trostlich stimmen, da3 Deutschland
sich im Hinblick auf die Beschiftigtenentwicklung
in der ,guten” Gesellschaft aller EU-Staaten
befindet, zumal die Entwicklung in Europa insge-
samt und in Deutschland im Gegensatz zu den
USA oder bislang auch Japan dadurch gekenn-
zeichnet ist, daB sich die Sockelarbeitslosigkeit
von Konjunkturzyklus zu Konjunkturzyklus erhoht
hat, d.h., die Arbeitslosenzahlen gehen auch im
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konjunkturellen Aufschwung nicht auf das Aus-
gangsniveau zuriick'”. Kurz: Gemessen an dem
~Marktergebnis® Entwicklung der Beschiftigung
bzw. der Arbeitslosenzahl schneidet der Standort
Deutschland im internationalen Vergleich (wie
aber auch die EU-Staaten insgesamt) nicht so gut
ab.

II1. Wodurch zeichnet sich ein guter
Standort aus?

Angesichts dieses empirischen Befundes mag man
sich zu der resignativen Ansicht durchringen, dal3
die unzureichende Zahl an rentablen Arbeitsplit-
zen nur eine Frage der angemessenen oder gerech-
ten Verteilung des international relativ hohen
Realeinkommens ist. Eine entsprechende Wirt-
schaftspolitik sieht sich freilich sofort einigen Fra-
gen gegeniiber: Erstens: Wie verhalten sich die
inlindischen Wirtschaftsakteure angesichts einer

10 Vgl. zur Beschiftigung in der EU Heinz Konig (Hrsg.),
Bringt die EU-Beschiftigungsoffensive den Aufschwung?
Die deutsche Wirtschaftsforschung nimmt Stellung zum
Delors-WeiBbuch, Baden-Baden 1994.




Schaubild 2: Beschiiftigtenentwicklung im internationalen Vergleich 1980-1993
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Quelle: HWWA (Anm. 9).

relativ hohen und eventuell zunehmenden Abga-
ben- und Steuerbelastung, die notwendig ist, um
einem entsprechenden Verteilungsziel nachzukom-
men? Zweitens: Konnen die mobilen Faktoren
(qualifizierte Arbeitnehmer bzw. Forscher), das
sogenannte Humankapital, und Kapital schlecht-
hin im Inland gehalten werden? Kann dann noch
ausldndisches Kapital angezogen werden? Drit-
tens: Reicht dann die Produktion insgesamt noch
aus, um die bislang relativ hohen Einkommen zu

den? Oder besteht viertens die Gefahr, daB wei-
tere Arbeitspldtze im internationalen Standort-
wettbewerb zur Disposition gestellt werden? Kurz:
Es steht die zukiinftige oder dauerhafte Eignung
Deutschlands als Investitions- und als Produkti-
onsstandort auf dem Priifstand'!. Besser und siche-
rer wire es demnach, eine Wirtschaftspolitik zu
betreiben, die eine Verbesserung der Standortbe-
dingungen zum Ziel hat.

Unter Standortqualitdt versteht man dabei nicht
nur die quantitative und qualitative Ausstattung
einer Region mit standortgebundenen Ressourcen.
Hierzu gehoren auch die institutionellen Regelun-
gen, die die Kosten (z. B. Sozialabgaben und Steu-
ern), die Produktivitiat (z. B. Bildungs- und Infra-
struktureinrichtungen) und die Flexibilitit der

11 Vgl H-H. Hartel (Anm. 1), S. 15f.

Ressourcen beeinflussen (z. B. die berufliche, sek-
torale und regionale Mobilitdt der Arbeitnehmer,
aber auch die Flexibilitit der Reallohne im Hin-
blick auf deren Niveau, insbesondere auf deren
sektorale und regionale Struktur, und im Hinblick
auf die Qualifikation der Arbeitnehmer). Indem
die Qualitidt der standortgebundenen Ressourcen
die Grenzproduktivitit — die Produktivitat der
jeweils zuletzt eingesetzten Faktoreinheit — einer
Region fiir die mobilen Ressourcen festlegt, ent-
scheidet sie auch dariiber, in welchem Umfang die
mobilen Ressourcen der Region fiir sie selbst ein-
gesetzt und in welchem Umfang mobile Ressour-
cen aus anderen Regionen in Anspruch genom-
men werden konnen.

Die Standortqualitit ist fiir die Entwicklung wett-
bewerbsfahiger Strukturen von groBBer Bedeutung,
allerdings nicht unmittelbar, sondern erst im
Zusammenwirken mit den Standortbedingungen
anderer Regionen. Nur insoweit, wie sich zwischen
den Regionen die Zusammensetzung des Ressour-
cenbestandes und die Relationen der Grenzpro-
duktivitaten der einzelnen Ressourcen unterschei-
den, priagen sie auch die Branchenstruktur und das
Produktsortiment.

Ein wesentliches Element der Standortqualitit ist
dabei — wie schon erwidhnt — die Flexibilitit der
Produktionsfaktoren. In einer Region mit hoher
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Flexibilitit werden die Unternehmen, wenn sie
aufgrund von Nachfrage- oder Preisinderungen
oder aufgrund neuer Wettbewerber an Wettbe-
werbsfiahigkeit eingebiit haben, mit einem
raschen Strukturwandel reagieren. In einer Region
mit geringer Flexibilitit werden die Unternehmen
dagegen bei einem Verlust an Wettbewerbsfihig-
keit eher mit Freisetzungen und mit dem Umbau
des Bestehenden reagieren. Vor dem Hintergrund
des empirischen Befundes und der obigen Uberle-
gungen kann der Schlufl gezogen werden, dal
Deutschland schon seit lingerem unter Inflexibili-
tat leidet.

Das abverlangte Ausmall an Flexibilitit der
standortgebundenen Produktionsfaktoren hangt
davon ab, welche . Anpassungslasten™ eine

Volkswirtschaft bewiltigen muB'2. Alle offenen
Volkswirtschaften werden mit einer Vielzahl von
Datenédnderungen konfrontiert, die verarbeitet
werden miussen. Neue Strukturen miissen gefun-
den werden, die eine andere Allokation der Res-
sourcen notwendig machen. Die entsprechenden
Anpassungen verursachen Kosten. Je triger die
Anpassungen verlaufen, desto hoher sind die
Kosten in Form entgangener Einkommen und
Arbeitspldtze. Datendnderungen werden aber
nicht nur durch auBBenwirtschaftliche Entwicklun-
gen, sondern auch durch unangemessene Aktivi-
titen der Politik ausgelost, weshalb einer stetigen
Politik, der Konstanz der Wirtschaftspolitik
(Walter Eucken), eine zentrale Rolle zukommt.
Ansonsten fallen die Anpassungskosten hoch aus,
haben im giinstigsten Fall eine abwartende Hal-
tung, im schlimmsten Fall eine Abwanderung der
mobilen Faktoren zur Folge.

Auch dies fiihrt zundchst zu der Vermutung, dal3
die Beschiftigungsprobleme, mit denen die Bun-
desrepublik sich konfrontiert sicht, — zumindest
bislang — weniger etwas mit internationalen Ent-
wicklungen zu tun haben, sondern eher ,hausge-
macht* sind. Insbesondere die hohe und steigende
Sockelarbeitslosigkeit deutet auf gravierende
strukturelle Schwichen der deutschen Wirtschafts-
politik hin. Sie diirften in erster Linie in der Funk-
tionsunfihigkeit der Arbeitsmarkte und der Tarif-
politik begriindet sein'’. Die Erfahrungen zeigen
u.a., daB ein eindeutiger Zusammenhang zwischen
der Flexibilitit der relativen Preise auf den
Arbeitsmirkten und der Hohe der Arbeitslosig-

12 Vgl. Norbert Berthold, Wettbewerbsfihigkeit der deut-
schen Wirtschaft — Gefahr im Verzug?. Berlin 1992, S, 23,

13 So auch Erhard Kantzenbach, Deutschland im inter-
nationalen Wettbewerb, HWWA-Diskussionspapier Nr. 30,
Nov. 1995, 8. 6.

Aus Politik und Zeitgeschichte B 26/96

keit existiert. Die Volkswirtschaften, die wie z. B.
die USA oder auch Japan relativ flexible Real-
I6hne haben, weisen zugleich eine relative geringe
Arbeitslosigkeit (insbesondere Sockelarbeitslosig-
keit) auf, wihrend Linder wie die Bundesrepu-
blik, aber auch die EU-Liander, deren Reallohne
wenig flexibel sind, die Arbeitskrifte offensicht-
lich weniger effizient zu nutzen wissen. Des weite-
ren kann ein unbefangener Beobachter der Wirt-
schaftspolitik der Bundesrepublik in den letzten
Jahren schwerlich zu der Uberzeugung gelangen,
dal} diese sich durch Stetigkeit und Konstanz aus-
zeichnet. Ein nahezu vernichtendes Urteil iiber die
deutsche Wirtschaftspolitik hat erst jlingst der -
Sachverstandigenrat abgegeben: ,,Grof3e Unsicher-
heit iiber die kiinftige wirtschaftliche Entwicklung,
uiber den Kurs der Wirtschaftspolitik und tiber das
Verhalten der Tarifvertragsparteien hat sich in
unserem Lande breitgemacht ... So darf es nicht
weitergehen. Die in einem scharfen internationa-
len Wettbewerb stehenden Unternchmen bediir-
fen fiir ihre Investitionsentscheidungen dringend
der wirtschaftspolitischen Orientierung. Sie be-
kommen diese nicht, wenn einer Absichtserkla-
rung stets nur die nédchste folgt. Werden wirt-
schaftspolitische Fehlentwicklungen nicht
schleunigst abgestellt, kann sich wirtschaftliche
Dynamik nicht entfalten, konnen sich die Pro-
bleme am Arbeitsmarkt nur weiter verhirten.“"

I'V. Internationalisierungstrends

Nun wird in der gegenwirtigen Diskussion um den
Standort Deutschland* héaufig argumentiert, daB
dieser in den letzten Jahren sich besonderen oder
neuen Herausforderungen gegeniibersieht, die mit
besonderen Anpassungslasten verbunden sind;
diese werden mit dem Stichwort . Globalisierung™
umschrieben. In der Tat sind im vergangenen Jahr-
zehnt eine Vielzahl von politischen und 6konomi-
schen AnstoBen zu einer Internationalisierung zu
verzeichnen'.

Zu den international bedeutsamen politischen Fak-
toren zihlen u. a.:

— Liberalisierung auf Giitermdrkten: Der Abbau

von Handelshemmnissen senkt die Transakti-
onskosten im internationalen Handel; auslidndi-

14 Sachverstiandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung zum wirtschaftspolitischen Hand-
lungsbedarf im Friithjahr 1996, Sondergutachten vom
27. April 1996, S.2 L.

15 Vel. HWWA-Institut (Anm. 9). S. 42 ff.



sche Absatz- und Beschaffungsmirkte werden
leichter erreichbar. Wiahrend somit von zuneh-
mendem Handel auszygehen ist, werden
Direktinvestitionen und Auslandsproduktion,
die auf das Uberspringen von Handelsbarrie-
ren angelegt waren, iiberfliissig. Soweit im Aus-
land allerdings Standortvorteile liegen oder
entwickelt werden konnen und die Organisa-
tion konzerninterner internationaler Arbeits-
teilung effizienter, d. h. zu niedrigeren Transak-
tionskosten, erfolgen kann als {iber den Markt,
fithrt die Handelsliberalisierung auch zu stei-
gender Auslandsproduktion.

Liberalisierung der Kapitalmdrkte: Der Abbau
von Devisen-und Kapitalverkehrsbeschrdankun-
gen ist Anfang der achtziger Jahre weltweit
deutlich vorangekommen. Globale Finanz-
mirkte sind entstanden, die Kapitalmobilitit
im Sinne der Integration der Finanzmarkte hat
sich deutlich erhoht. Durch diese Entwicklung
haben sich die Moglichkeiten der internationa-
len Kapitalbeschaffung fiir multinationale
Unternechmen erweitert, die Transaktionsko-
sten sind gesunken. ;

Niederlassungsfreiheit fiir Auslandsinvestoren:
Nachdem die siebziger Jahre dadurch gekenn-
zeichnet waren, daBl die Wirtschaftspolitik in
vielen Landern skeptisch gegeniiber dem Nut-
zen von Direktinvestitionen eingestellt war,
gab es in den frithen achtziger Jahren in den
Industrie-, vor allem aber in den Entwicklungs-
landern einen klaren Trendwechsel hin zu einer
positiveren Bewertung dieser Investitionen.
Der zu konstatierende Wandel fand seinen Nie-
derschlag in einem deutlichen Abbau der
Hemmnisse fiir die Zulassung von Direktinve-
stitionen und einer zunehmenden Gewihrung
der Inldnderbehandlung von auslindischen
Unternehmen.

Liberalisierung der Dienstleistungen: Dieser
Trend begann Mitte der siebziger Jahre in den
USA, setzte sich Anfang der achtziger Jahre
in GroBbritannien fort, um dann Mitte der
achtziger Jahre auch die anderen Linder
Westeuropas und Japan zu erreichen. Zahlrei-
che Dienstleistungsbereiche wurden dem na-
tionalen und internationalen Wettbewerb stéar-
ker geoffnet.

Zu den dkonomischen und technischen Faktoren
zdhlen u. a.:

Verbesserte Transport-, Informations- und Kom-
munikationssysteme: Durch den technischen
Fortschritt, der durch DeregulierungsmafBnah-

men in Transport- und Telekommunikations-
sektoren ergdnzt und gefordert worden ist, hat,
beginnend in den achtziger Jahren, bis heute
der Trend zum kostenglinstigeren und schnelle-
ren Transport von Giitern, Personen und Infor-
mationen — auch tliber Landergrenzen hinweg —
angehalten. Durch die gestiegene Verarbei-
tungskapazitit von Datenverarbeitungsanlagen
und die zunehmende Verschmelzung von Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien
hat sich dieser Trend bei der Transmission von
Daten noch beschleunigt.

Die verbesserten Kommunikationsmoglich-
keiten diirften auch eine wichtige Rolle fiir
die Internationalisierung von Aktivititen im
Bereich der Forschung und Entwicklung (FuE)
der Unternehmen spielen. In gleicher Weise
haben sie die Realisierung von internationalen
Unternechmenskooperationen — gerade auch im
FuE-Bereich - leichter gemacht und ihre
Erfolgsaussichten erhoht.

Steigender FuE-Aufwand bei kiirzeren Produkt-
zyklen: Die Relation von FuE-Aufwendungen
und Bruttowertschopfung hat sich im vergan-
genen Jahrzehnt substantiell verbessert. In
Deutschland ist sie im Durchschnitt des Verar-
beitenden Gewerbes zwischen 1979 und 1989
von 4,5 auf 7 Prozent gestiegen. Gleichzeitig
sind die Produktzyklen kiirzer geworden. Aus
beiden Entwicklungen resultiert ein Druck zur
raschen und maoglichst breiten Verwertung des
technologischen Wissens, d.h. zur raschen
Internationalisierung.

Aufkommen sektoriibergreifender Technolo-
gien: Neue technologische Entwicklungen,
etwa in der EDV und der Telekommunikation,
aber auch generell im Zusammenhang mit
Mikroelektronik, neuen Werkstoffen und Bio-
technologie, betreffen oftmals mehrere Sekto-
ren. Sie fithren dazu, daf sich die herkommli-
chen Grenzen zwischen den Sektoren
verwischen und neue Tatigkeitsfelder entste-
hen. Fur Unternechmen, die in derartigen
Grenzbereichen titig sind, ergeben sich zum
einen neue Wachstumschancen. Zum anderen
miissen etablierte Anbieter aber auch mit ver-
starktem Wettbewerb durch das Eindringen
von Firmen aus ,.benachbarten™ Bereichen auf
den angestammten Mirkten rechnen.

Aufkommen neuer Wettbewerber: Deutsche
Unternehmen, wie auch diejenigen aus ande-
ren westlichen Industrielindern. sehen sich
seit den frithen achtziger Jahren zunehmend
einer Konkurrenz vor allem aus dem asia-
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tisch-pazifischen Raum gegeniiber und das
sowohl auf dem Heimatmarkt wie auf Dritt-
mirkten. Japan, die ASEAN (Association of
South-East Asian Nations) und die fernostli-
chen Schwellenldnder haben ihr Gewicht im
Weltexport von 1982 bis 1992 von 14 auf 21
Prozent deutlich erhoht. Dabei treten zuneh-
mend technologieintensive Produkte in den
Vordergrund.

— Neue Standortalternativen: Nicht nur deutsche
Unternehmen, sondern auch deutsche Stand-
orte sehen sich einem verstarkten internationa-
len Wettbewerb ausgesetzt. Er betrifft ebenso
das Absatzpotential wie die Kostensituation:
Die asiatisch-pazifische Region — Japan, China,
ASEAN, NIEs (Newly Industrializing Econo-
mies) — weist seit geraumer Zeit eine auBleror-
dentliche dynamische Wirtschaftsentwicklung
auf. Das gesamtwirtschaftliche Wachstum war
dort in den achtziger Jahren zumindest zwei-
bis dreimal so hoch wie in Westeuropa. Auch
die mittel- bis langfristigen Wachstumsperspek-
tiven werden als weit iiberdurchschnittlich ein-
geschatzt. * Die  weltwirtschaftlichen Wachs-
tumspole verschieben sich. Dies setzt Anreize
fir Unternehmen, sich direkt in dieser Region
zu engagieren, um weitergehend an der Markt-
entwicklung zu partizipieren und die dort gege-
benen Standortvorteile fiir exportorientierte
Fertigungen zu nutzen.

Auch die Offnung der europiischen Transfor-
mationslander hat deutschen Unternehmen
neue Handlungsoptionen gebracht, vor allem
im Hinblick auf neue Investitionsstandorte, an
denen Lohnkosten von (bisher noch) weniger
als zehn Prozent der deutschen Sitze zu zahlen
sind. Diese liegen jetzt direkt ,,vor der Haus-
tir®. Die Reformlinder verfiigen gegeniiber
Entwicklungslindern dariiber hinaus iiber den
Standortvorteil der industriellen Tradition und
gut ausgebildeter Arbeitskrifte.

V. Anpassungsbedarf durch Interna-
tionalisierung

Die oben aufgefiihrten Entwicklungstrends schei-
nen auf den ersten Blick auf groere, neue Anpas-
sungsprobleme fiir die deutsche Wirtschaft hinzu-
deuten, zumal in der gegenwirtigen Diskussion die
Befiirchtung mitschwingt, daB3 die deutsche Indu-
strie auswandert. Einige relativierende Bemerkun-
gen sind da angebracht.
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Erstens muf3 darauf hingewiesen werden, daf3 die
meisten Entwicklungen insofern ambivalent sind,
als sie sowohl Risiken beinhalten als auch deut-
schen Unternehmen Chancen eroffnen.

Zweitens sind diese Globalisierungstendenzen in
der Weltwirtschaft keine eigentlich neuen Erschei-
nungen, sondern die Fortsetzung von Entwicklun-
gen, die schon lange bestehen. Sie sind in den mei-
sten Fillen auch nicht plotzlich oder schubartig
aufgetreten, sondern eher gradueller Natur. Inso-
fern tritt auch der Anpassungsbedarf fiir die wirt-
schaftlichen Akteure nicht abrupt oder schockartig
auf. Im Vergleich zur Entwicklung des Weltbrutto-
inlandsproduktes (vgl. Schaubild 3) zeigen die
meisten Indikatoren fiir eine ,,Globalisierung™ der
Weltwirtschaft keine ,auBergewohnliche” Zunah-
me. Nur die StromgroBen (flows) der Welt-Direkt-
investitionen zeigen nach dem schon erwihnten
politischen Wandel seit Mitte der achziger Jahre
ein rasantes Wachstum, um sich — wenn auch auf
hoherem Niveau — in den neunziger Jahren zu
.stabilisieren”. Dies mag allerdings auch auf die
konjunkturelle Schwiche in den Industrieldndern
zuruckzufiihren sein.

Drrittens ist auch kaum zu sehen, daf3 die deutsche
Wirtschaft von diesen Tendenzen {iiberdurch-
schnittlich betroffen ist: Die deutschen Direktinve-
stitionen haben sich zwar z. B. von 1985 bis 1993
auf 319 Milliarden DM mehr als verdoppelt.
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt (DI-Bestand/
BIP) weisen sie auch mit 11 Prozent eine Quote
auf, die diejenige der USA (9 Prozent), Japans (6
Prozent) und Italiens (5 Prozent) iibersteigt; sie
bleibt jedoch klar hinter den Quoten fiir Belgien
(rd. 21 Prozent), Schweden und GroBbritannien
(je 26 Prozent) sowie fiir die Schweiz (31 Prozent)
und die Niederlande (38 Prozent) zuriick. Anders
gewendet: Der Standort ,Ausland™ findet in den
Expansions- und Investitionsplinen deutscher
Unternehmen kaum mehr Beriicksichtigung als im
Durchschnitt bei den Unternehmen der Industrie-
lander insgesamt (9 Prozent)'®. Die deutschen
Direktinvestitionen — zumal sie sich zum grof3en
Teil auf Europa richten - sind offenbar weniger als
Flucht vor ungiinstigen Standortbedingungen im
Heimatland anzusehen denn als — im internationa-
len Zusammenhang — normales Element unterneh-
merischer Wachstumsstrategien. Daher sollte man
auch Einjahreswerte wie den kiirzlich von der
Deutschen Bundesbank fiir 1995 gemeldeten
(Strom-)Wert von 50 Milliarden an Auslandsinve-
stitionen nicht iberinterpretieren, zumal die
StromgroBen zuvor drei Jahre lang riicklaufig

16 Vgl ebd., Tabelle Al,
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Schaubild 3: Indikatoren zur ,,Globalisierung* der Weltwirtschaft 1980-1994
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Quelle: HWWA (Anm. 9).

gewesen waren und verschiedene Sonderfaktoren
den sprunghaften Anstieg 1995 grofBenteils erkli-

17
ren'’.

Viertens setzt zwar die Internationalisierung der
Unternehmen und Mirkte deutsche und auslidndi-
sche Standorte in Wettbewerb zueinander. Wenn
aber Produktion im Ausland statt in Deutschland
erfolgt, so ist dies nicht generell als negativ im
Hinblick auf Beschiftigung und Einkommen in
Deutschland zu beurteilen. Zu beriicksichtigen ist
zum einen die Art der Auslandsproduktion. Die
Frage ist, konnte sie iiberhaupt alternativ rentabel
in Deutschland erfolgen. Dies hat nicht nur etwas
mit den inldndischen Kosten zu tun, sondern auch
mit regionalen ,Zugangsbarrieren* anderswo
sowie mit Unternehmensstrategien. Wenn bei-
spielsweise Vorlieferungen nicht giinstiger von
anderen Standorten zu beziehen sind, kénnen im

17 Vgl Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Mirz 1996,
S. 28f.
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Inland Arbeitsplatze in Gefahr geraten, d.h.,
durch Entkoppelung der Produktionsstufen kon-
nen sogar Arbeitspldatze im Inland erhalten wer-
den. Zum anderen kénnen durch Zulieferungen an
ausldndische Tochterunternechmen und Nutzung
derer Vertriebswege durch die Auslandsproduk-
tion zusitzliche Exporte angeregt werden.

Fiinftens haufen sich zwar Unternehmensmeldun-
gen iiber lohnkostenbedingte Produktionsverlage-
rungen, die nicht mehr nur die dafiir bekannten
Branchen Textil und Bekleidung betreffen. Die
Expansion wird primir getragen von Direktinve-
stitionen in den mittel- und osteuropiischen Lin-
dern (MOEL)™. Der Auslandsumsatz dortiger
deutscher Tochter hat sich zwar von 1989 bis 1993
von einer auf 14 Milliarden erhoht, doch hatten sie
auch in diesem Jahr — gemessen am Weltumsatz
deutscher Auslandsunternehmen erst einen

18 Vgl. HWWA-Institut (Anm. 9), S. 225 ff.
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Anteil von rund 2 Prozent. Alle Niedriglohnlander
zusammengenommen stellen mit 7.5 Prozent der
industriellen Auslandsproduktion im Jahre 1993
bisher und auf absehbare Zeit nur einen kleinen
Ausschnitt der Internationalisierung dar. In Rela-
tion zum Gesamtumsatz der deutschen Industrie
liegt die Produktion in Niedriglohnlindern bei
unter 2 Prozent.

Sechstens mufl diese Entwicklung auch vor dem
Hintergrund der Handelsstrome gesehen werden.
Nach wie vor besteht ein deutscher Exportiiber-
schuf3 gegeniiber den MOE-Landern und eine
annidhernd ausgeglichene bilaterale Handelsbilanz
gegeniiber den Niedriglohnlandern insgesamt.

Siebtens konnte ein Problem in einer mdoglichen
Verlagerung von Produktion, die hohe Einkom-
men ermoglicht, bestehen. Dies betrifft vor allem
die Produktion in benachbarten europdischen
Lindern, da die dortigen Standortbedingungen als
den deutschen vergleichbar angesehen werden
miissen und dort das gleiche Produktivitdtsniveau
erreicht werden kann. Bisher sind jedoch noch
keine massiven Produktionsverlagerungen im
Hochlohnbereich zu Lasten deutscher Standorte
festzustellen. Auch die Internationalisierung der
Forschung und Entwicklung ist bislang als durch-
schnittlich anzusehen. Der GroBteil der deutschen
Direktinvestitionen ist nach wie vor als absatz-
orientiert anzusehen. Offenbar findet aber all-
mabhlich eine Entkoppelung von Auslandsproduk-
tion und Exporten statt. Der Zusammenhang mit
den Importen ist enger. Dies konnte ein Indikator
dafiir sein, dafl auch bei deutschen Unternehmen
ein Trend einsetzt zur arbeitsteiligen Organisation
der Produktionsstitten in Westeuropa, bei der
deutsche Standorte eine weniger zentrale Stellung
einnehmen als bisher. Auch qualifizierte Arbeits-
kréfte in Industrie und im Dienstleistungssektor
konnen dann unter Wettbewerbsdruck ebenso
guter, aber billigerer Auslandskonkurrenz gera-
ten.

Achtens diirfte als Zeichen einer gesunkenen
Standortqualitdt weniger das Engagement deut-
scher Unternehmen im Ausland zu werten sein,
sondern eher das Fehlen eines entsprechenden
Gegenstroms auslandischer Direktinyestitionen in
Deutschland'’, auch wenn dieser 1995 seit vier
Jahren erstmals wieder kriftig (auf 13 Milliarden
DM) gestiegen ist. Allerdings liefern Stromgréfen
ein recht unvollstindiges Bild. Die auslandskon-
trollierten Unternehmen in Deutschland sind oft-
mals alteingesessen und kaum noch auf die Kapi-

19 So die Deutsche Bundesbank (Anm. 17), S. 291.
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talzufuhr ihrer Miitter angewiesen. Gemessen an
den Bestandswerten haben auslindische Investo-
ren ihr Engagement im letzten Jahrzehnt deutlich
ausgeweitet, so daf3 deutsche Anlageregionen ihre
Position im Rahmen der weltweiten Direktinvesti-
tionen seit Anfang der achtziger Jahre ungefihr
gehalten haben. Dennoch bleibt die Frage, wes-
halb neue Engagements — gemessen an den Zufliis-
sen in andere europiische Standorte — so rar
geworden sind, insbesondere angesichts des
Bedarfs unternehmerischer Kapazitaten in Ost-
deutschland.

Neuntens wird aufgrund eines sinkenden deut-
schen Anteils am Weltexport seit 1990 (12,3 Pro-
zent) auf 10,5 Prozent (1995)*° hiufig auf eine
nachlassende Standortqualitdt geschlossen. Dies
mag so sein. Hierin spiegeln sich jedoch neben der
Wechselkursentwicklung auch die Folgen der deut-
schen Vereinigung wider: Zum einen kam es stati-
stisch durch Wegfall des innerdeutschen Handels
von 1989 bis 1992 zu einem drastischen Einbruch
der Exportquote von rund sechs Prozentpunkten.
Zum anderen wurden Warenstrome, die alternativ
fiir das Ausland bestimmt gewesen wiren, In
erheblichem MabBe nach Ostdeutschland umge-
lenkt. Hinzu kam, daf3 auch ausldndische Unter-
nehmen die Nachfrage aus Ostdeutschland be-
friedigen konnten, wodurch die Weltexporte
anstiegen®'. SchlieBlich machte sich die konjunktu-
relle Schwiche vor allem in Westeuropa bemerk-
bar, wohin rund zwei Drittel der deutschen
Exporte flieBen, wihrend in die Wachstumsregio-
nen in Asien z. B. lediglich 11 Prozent des Export-
wertes gehen. Verglichen mit der generellen
Exportfihigkeit Deutschlands ist die Position auf
den asiatischen Markten jedoch schwach. Bleibt es
bei der gegenwirtigen Struktur des deutschen
AuBenhandels, ist es angesichts der asiatischen
Wachstumsdynamik mit den entsprechenden posi-
tiven Effekten auf den Welthandel insgesamt
wahrscheinlich, daf3 die deutschen Anteile am
Weltexport weiterhin in der Tendenz riickldufig
sind — es sei denn, Europa wiirde zu einem ihnli-
chen dynamischen Wachstumspfad finden. Gleich-
wohl bleibt zu konstatieren, dal ' Wachstumschan-
cen im asiatischen Raum gemessen an anderen
OECD-Lindern anscheinend nicht hinreichend
wahrgenommen werden. Ob dies als Folge einer

20 Vgl IWD (Informationsdienst des Instituts der deut-
schen Wirtschaft), Deutsche Exporte. Der schone Schein
trigt, 22 (1996) 12, S. 8.

21 Vgl. auch Jacqueline Rothfels, Die internationale Wett-
bewerbsfihigkeit der westdeutschen Industrie — kein ein-
heitliches Bild, in: IWH (Institut fiir Wirtschaftsforschung
Halle), Wirtschaft im Wandel, (1996) 4, S. 5 ff.
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Standortschwiiche angesehen werden kann, ist
eine offene Frage™.

VI. Zusammenfassung

Steht der Standort Deutschland vor neuen Her-
ausforderungen? Ja und nein! Der mit der zu-
nehmenden auBlenwirtschaftlichen Verflechtung
Deutschlands verbundene Strukturwandel ist
prinzipiell keine neue Erscheinung. Auch ist

22 Fiir das Jahr 1995 erwartet das DIW im AuBenhandel mit
Siidostasien einen leichten UberschuB3, nachdem die Exporte
von 34 Mrd. DM 1992 auf 55 Mrd. 1995 gestiegen sind. Vgl.
DIW-Wochenbericht, 63 (1996) 12.
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nicht sicher, ob sich das Tempo dieses Wandels
tatsdachlich — wie haufig behauptet — gravierend
beschleunigt hat. Neueren Datums ist, da die
Unternehmen durch die Integration in Europa
und die Liberalisierungstendenzen weltweit an
Standortflexibilitdit gewonnen haben. Regionen
mit niedriger interner Flexibilitit im Falle von
Anpassungszwingen droht damit der Entzug von
Produktion und Arbeitsplitzen. Aufgabe der
Wirtschaftspolitik ist es daher, die interne Flexi-
bilitdt zu steigern oder iiberhaupt erst zuzulassen.
Die wichtigsten Politikfelder sind dann die Lohn-
und Arbeitsmarktpolitik, die . Abgabenpolitik, die
Technologie-, Forschungs- und Ausbildungspoli-
tik. Diese Perspektive der Wirtschaftspolitik ist
aber wiederum so neu nicht — Stichwort: Euro-
sklerose.
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Norbert Berthold/Rainer Fehn

Arbeitslosigkeit oder ungleiche Einkommens-
: verteilung — ein Dilemma?

I. Einleitende Bemerkungen

Die anhaltende und sich sogar noch verschir-
fende Misere auf dem Arbeitsmarkt ist derzeit
wohl das drangendste wirtschaftspolitische Pro-
blem nicht nur in Deutschland, sondern auch in
den meisten anderen Staaten der Europiischen
Union. Entsprechend intensiv werden die Ursa-
chen der Arbeitslosigkeit sowie die Vor- und
Nachteile unterschiedlicher Strategien zu deren
Abbau  diskutiert. Besonderer  Beliebtheit
erfreuen sich dabei Vergleiche mit Léindern, die
ein niedrigeres Niveau und vor allem auch einen
geringeren Anstieg der Arbeitslosigkeit in den
letzten zwanzig Jahren zu verzeichnen haben. Bis
Ende der achtziger Jahre muBiten aus deutscher
Sicht je nach politischer Neigung entweder
Schweden oder die USA die gesuchte Vorbild-
funktion iibernehmen. Da jedoch das schwedische
Modell inzwischen einen nahezu vollstandigen
Kollaps erlitten hat und die Arbeitslosenrate in
Schweden mittlerweile dramatisch und sogar iiber
das deutsche Niveau hinaus angestiegen ist, bleibt
nur noch der ungldubige Blick iiber den Atlantik
auf das anhaltende dortige Beschiftigungswunder
tibrig (Abbildung 1).

Vergleicht man die Situation auf dem amerikani-
schen mit der auf dem deutschen Arbeitsmarkt,
dann fillt auf, daf3 einerseits der deutsche Arbeits-
markt von starken Gewerkschaften dominiert und
dal3 andererseits deren Machtstellung durch eine
wahre Flut von staatlichen Regulierungen ver-
starkt wird, welche die Arbeitsplatzbesitzer zu
Lasten der Arbeitslosen privilegieren. Die nahelie-
gende Empfehlung liberaler Okonomen, die in
Deutschland strangulierten Marktkréfte entspre-
chend dem amerikanischen Vorbild zu entfesseln,
stoBt allerdings auf heftigen Widerstand. Meist
wird dabei auf die sehr viel ungleichere Einkom-
mensverteilung und vor allem auf die deutlich
geringeren realen Verdienste gering qualifizierter
Arbeitnehmer in den USA im Vergleich zu
Deutschland hingewiesen. Eine Entwicklung in
diese Richtung sei in Deutschland nicht akzepta-
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bel. Entsprechend diirftig sind auch die Fort-
schritte bei den Bemiihungen, den deutschen
Arbeitsmarkt zu deregulieren, unbeschadet der
wiederholten dahingehenden Forderungen etwa
des Sachverstindigenrates und der Deregulie-
rungskommission.

Es stellt sich aber die Frage, ob die Probleme
Arbeitslosigkeit und ungleiche Erwerbseinkom-
men tatsdchlich eine Dilemmasituation darstellen,
was in weiteren Teilen der Literatur bejaht wird.
Vertreter dieser Richtung betrachten die wachsen-
den Unterschiede in der Einkommensverteilung in
den USA und die zunechmende Arbeitslosigkeit in
Europa als zwei Seiten ein und derselben
Medaille. Als Ursache fiir diese Entwicklung wer-
den Datendnderungen angesehen, die nur bei
einer groBen Flexibilitit der qualifikatorischen
Lohnstruktur ohne einen Anstieg der Arbeitslosig-
keit zu verarbeiten sind. Wihrend aber diese
Datendnderungen aufgrund der liberalen Arbeits-
marktverfassung in den USA durch eine entspre-
chende Spreizung der Lohnstruktur aufgefangen
werden, kollidieren sie in Deutschland mit den
Zielen der Gewerkschaften sowie dem grofziigig
ausgebauten Wohlfahrtsstaat. Gewerkschaften und
Wohlfahrtsstaat tragen dazu bei, daf} eine derart
differenzierte Lohnstruktur wie in den USA bisher
in Deutschland nicht moglich ist. Im Ergebnis wird
in den USA die Last der zuriickgehenden Nach-
frage nach gering qualifizierten Arbeitnehmern
von der Gesamtheit dieser Gruppe mehr oder
weniger gleichmilBlig getragen, wihrend sie in
Deutschland einseitig auf die Schultern derjenigen
Arbeitnehmer abgeladen wird, welche nicht in
Arbeit und Brot stehen.

II. Warum sinkt die Nachfrage nach
gering qualifizierter Arbeit?

Im Gegensatz zu den USA ist in Deutschland die
Arbeitslosigkeit in den letzten zwanzig Jahren
schubweise angestiegen, wobei sich der Anstieg
durchaus nicht iiber alle Personengruppen gleich-
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Abbildung 1: Standardisierte Arbeitslosenrate ausgewihlter Lander 1960 -1994 (in Prozent)
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Quelle: Richard Layard u. a., The Unemployment Crisis, Oxford 1994, S. 134f.; OECD Economic Outlook, Bd. 58,

1995, A 25.

Abbildung 2: Arbeitslosenraten ménnlicher Arbeitnehmer nach Qualifikationsgruppen in Deutschland
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Quelle: Stephen Nickell/Brian Bell, The Collapse in Demand for the Unskilled and Unemployment Across the OECD,
in: Oxford Review of Economic Policy, 11 (1995) 1, S. 47f.

maBig verteilt. Vielmehr sind in Deutschland
bestimmte Personengruppen besonders stark von
Arbeitslosigkeit betroffen (Abbildung 2). Unter-
teilt man den Arbeitsmarkt in qualifikatorischer
Hinsicht, dann 148t sich feststellen, daf3 sowohl das
Niveau als auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit
unter den gering qualifizierten Arbeitnehmern
besonders ausgeprigt sind. So ist die Wahrschein-
lichkeit fiir einen Arbeitnehmer ohne abgeschlos-
sene Berufsausbildung, arbeitslos zu sein, mehr als
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doppelt so hoch, wie sie fiir einen Absolventen
einer Fachhochschule oder Universitit ist. Anni-
hernd 50 Prozent der Arbeitslosen in Deutschland
sind ohne abgeschlossene Berufsausbildung, so
daf} diese Gruppe deutlich iiberproportional von
Arbeitslosigkeit betroffen ist'.

1 Vgl Strukturbericht des Ifo-Institutes fiir Wirtschafts-
forschung, Miinchen 1995; Karl-Heinz Paqué, Arbeits-
losigkeit und sektoraler Strukturwandel — Eine Interpretation
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Deutschland nimmt dabei allerdings keine Aus-
nahmestellung ein. Auch in den meisten anderen
OECD-Liéndern féllt die Arbeitslosigkeit unter
den gering qualifizierten Arbeitnehmern beson-
ders hoch aus. Vergleicht man aber die Fihigkeit

von Lindern, gering qualifizierte Arbeitnehmer in

Arbeit und Brot zu bringen, dann miissen Unter-
schiede in der Entwicklung des qualifikatorischen
Arbeitsangebotes berlicksichtigt werden. So ist
zwar auch in den USA die Arbeitslosigkeit unter
den gering qualifizierten Arbeitnehmern {iber-
durchschnittlich stark angestiegen, doch hat hier
eine viel stiarkere Ausweitung des Angebotes an
gering qualifizierten Arbeitnehmern relativ zu
qualifizierten stattgefunden’.

Es liegt also nahe zu vermuten, dal3 iiber die Lan-
dergrenzen hinweg die Nachfrage nach qualifizier-
ter Arbeit gestiegen und diejenige nach gering
qualifizierter Arbeit zurlickgegangen ist. Somit
stellt sich zunédchst einmal die Frage, aufgrund wel-
cher Datendnderungen sich die Arbeitsnachfrage
moglicherweise weg von gering qualifizierten hin
zu qualifizierten Arbeitnehmern verlagert hat.
Diese Entwicklung wird vor allem auf zwei Ursa-
chen zurtickgefiihrt. Zum einen wird argumentiert,
daB sie eine unmittelbare Konsequenz der zuneh-
menden Globalisierung des Handels ist. Zum
anderen wird ein Bias, das heifit eine einseitige
Wirkung, des technischen Fortschritts zugunsten
von qualifizierten und zu Lasten von gering quali-
fizierten Arbeitnehmern dafiir verantwortlich
gemacht. '

1. Globalisierung des Handels

Gewohnlich geht man davon aus, dall verstdrkter
AuBenhandel zu Wohlfahrtsgewinnen fiir alle
beteiligten Ladnder fithrt. In letzter Zeit gewinnt
allerdings die Vorstellung an Bedeutung, daB} die
zunehmenden weltweiten Handelsverflechtungen
in den entwickelten Industrielindern wie
Deutschland  Arbeitsplatzverluste zur Folge
haben. Insbesondere in der politischen Diskus-
sion wird hidufig die Ansicht vertreten; dafl die
neu hinzukommenden Wettbewerber auf dem
Weltmarkt schlicht und ergreifend unsere
Arbeitsplitze ,stehlen” wiirden. Hier liegt aller-
dings die falsche Vorstellung eines weltweit fixen
Arbeitsnachfragevolumens zugrunde. Zwar gehen
ohne Zweifel Arbeitsplitze in den Bereichen ver-

von vier Dekaden westdeutscher Arbeitsmarktgeschichte, in:
List Forum flir Wirtschafts- und Finanzpolitik, 21 (1995) 2,
S. 167-194.

2 Vgl Katherine Abraham/Susan Houseman, Earnings. In-
equality in Germany, NBER Working Paper No. 4541, Cam-
bridge, Mass, 1993,

Aus Politik und Zeitgeschichte B 26/96

loren, in denen einem andere Lénder tiberlegen
sind. Dem stehen allerdings die zusitzlichen
Beschiftigungsmoglichkeiten gegeniiber, die auf-
grund eines verstirkten AuBenhandels in den
Sektoren entstehen, in denen man selbst Vorteile
aufweist. Verstdrkter AuBenhandel ist auch in
bezug auf die Beschiftigungsmoglichkeiten aus
weltweiter Sicht kein Nullsummen-, sondern ein
Positivsummenspiel®.

Es gibt allerdings einen etwas subtileren Kanal,
iber den die zunehmende Globalisierung der Han-
delsstrome Arbeitslosigkeit in den entwickelten
Industrieldndern verursachen kann. Verstirkter
Auflenhandel stellt zwar in der Regel die beteilig-
ten Volkswirtschaften als Ganzes besser, dies heif3t
jedoch nicht, daB jede einzelne Gruppe profitiert.
Zwar sind die Gewinner im Prinzip in der Lage,
die Verlierer durch Transferzahlungen zu kompen-
sieren, doch finden solche Kompensationszahlun-
gen in der Realitdt so gut wie nicht statt®. Im Ver-
gleich zum Rest der Welt ist einfache Arbeit in
den entwickelten Industrielandern knapp.

‘Die Aufnahme von AulBlenhandel fithrt nun dazu,

da jedes Land die Produktion derjenigen Giiter
ausweitet, in denen der reichlich vorhandene
Produktionsfaktor intensiv eingesetzt wird. Die
entwickelten Industrielinder produzieren daher
verstdarkt solche Giiter, bei deren Produktion
Kapital und qualifizierte Arbeit stark zum Ein-
satz kommen. Fir die Entlohnung der Produkti-
onsfaktoren einfache und qualifizierte Arbeit
sowie von Realkapital sind dann aber nicht mehr
die nationalen, sondern die weltweiten Knapp-
heitsverhiltnisse malgeblich. Verstdrkter Aullen-
handel mit in der wirtschaftlichen Entwicklung
zurlickliegenden Lindern, die viel reichlicher mit
gering qualifizierter Arbeit ausgestattet sind, 16st

3 Vgl George Alogoskoufis u. a., Unemployment: Choices
for Europe, CEPR Report: Monitoring European Integration
5, London 1995; Paul Krugman, Past and Prospective Causes
of High Unemployment, in: Federal Reserve Bank of Kansas
City, Reducing Unemployment: Current Issues and Policy
Options, Jackson Hole, Wyoming 1994, S. 49-80; Anmerkung
der Redaktion: Siche hierzu auch den Beitrag von Otto G.
Mayer in diesem Heft,

4 Dies ist lediglich ein theoretisches Konzept, Diejenigen
Personen, die von verstirkten Handelsbezichungen pro-
fitieren, milBten einen Teil ihrer Gewinne an dicjenigen Per-
sonen abtreten, die durch den verstidrkten Aufienhandel Ver-
luste erleiden. Zum Beispiel fihrt eine Liberalisierung des
Handels mit Léndern der Dritten Welt zu verstirktem Export
von deutschen Industrieprodukten und einer Zunahme des
Imports von Agrargiitern. In diesem Falle mulite die In-
dustrie an die Landwirte Ausgleichszahlungen leisten. Auf-
grund von praktischen Problemen bei der Umsetzung solcher
Ausgleichszahlungen finden diese in der Regel jedoch nicht
statt.
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daher einen Druck dahingehend aus, daf3 die
Entlohnung von einfacher Arbeit in den entwik-
kelten Industrielindern sinkt, weil dort die Nach-
frage nach gering qualifizierten Arbeitnehmern
zuriickgeht.

Es ist zwar durchaus plausibel. globalisierte Han-
delsstrome fiir den Anstieg der Arbeitslosigkeit
unter den gering qualifizierten Arbeitnehmern
verantwortlich zu machen’, aber es gibt dagegen
auch gewichtige Einwidnde. Wire verstiarkter
AuBenhandel insbesondere mit weniger entwickel-
ten Lidndern die eigentliche Ursache fiir den
Anstieg der Arbeitslosigkeit in den entwickelten
Industrielindern, dann miifite in den Industrieldn-
dern aber zum einen der Anteil qualifizierter
Arbeitnehmer in der Produktion in allen Sektoren
gesunken sein, und zum anderen miiten sich auch
humankapitalintensive Giiter relativ zu solchen
Giitern, die eher auf den Einsatz gering qualifizier-
ter Arbeitnehmer angewiesen sind, verteuert

haben. Dies i1st der Fall, weil verstarkter Aulen--

handel dazu fiihrt, daB3 sowohl fiir die optimale
Produktionstechnologie als auch fiir die relativen
Preise nicht mehr die nationalen, sondern die welt-
weiten Knappheitsverhéltnisse maBgeblich sind.
Weltweit gesehen sind aber nicht nur qualifizierte
Arbeitnehmer, sondern auch humankapitalinten-
sive Giiter wesentlich knapper und somit auch teu-
rer als in den entwickelten Industrielindern. Eine
Produktionstechnologie, welche auf die weltwei-
ten Knappheitsverhiltnisse abstellt, setzt daher
aber qualifizierte Arbeitnehmer sparsamer ein, als
wenn nur die Knappheitsverhiltnisse in den ent-
wickelten Industrieldndern mafgeblich sind.

In den meisten OECD-Léandern lassen sich aller-
dings diese, sich aus dem Standardmodell zur Glo-
balisierung zwingend ergebenden Entwicklungen
gerade nicht beobachten. Die Intensitdt des Ein-
satzes von qualifizierter Arbeit ist in nahezu allen
Sektoren tber die Lidndergrenzen hinweg ange-
stiegen. AuBBerdem haben sich auch humankapital-
intensive Produkte relativ zu arbeitsintensiven
Produkten nicht nachhaltig verteuert. Diese
Ergebnisse erscheinen iiberraschend, wenn man
bedenkt, mit welcher Wucht vor allem die reiativ
reichlich mit gering qualifizierter Arbeit ausgestat-
teten sudostasiatischen Lidnder die Mérkte in den
entwickelten Industrielindern durchdringen. Nach
wie vor dominiert aber in den entwickelten Indu-
strielindern der Warenaustausch untereinander.
Der Handel mit Léndern, die eine ganz andere

5 Vgl Adrian Wood, North-South Trade. Employment and
Inequality: Changing Fortunes in a Skill-driven World, Ox-
ford 1994.
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Ausstattung mit Produktionsfaktoren aufweisen,
macht bis jetzt nur einen sehr geringen Teil aus,
namlich ein bis zwei Prozent des Volkseinkom-
mens. Aufgrund dieser Einwande wird der Argu-
mentation, dall die verdnderte qualifikatorische
Struktur der Arbeitsnachfrage auf vermehrten
Auflenhandel mit relativ arbeitsreichen Lindern
zuriickzufiihren sei, meist nur ein geringes Ge-
wicht beigemessen®.

2. Arbeitssparender technischer Fortschritt

In den USA ist bei weitgehend flexiblen Preisen
die Intensivitit des Einsatzes von qualifizierter
Arbeit tber alle Sektoren hinweg angestiegen.
Gleichzeitig hat die Entlohnung qualifizierter
Arbeit relativ zur Entlohnung gering qualifizierter
Arbeit deutlich zugenommen. Eine solche Ent-
wicklung ldf3t sich gut mit einem Bias des techni-
schen Fortschritts zugunsten von qualifizierter und
zu Lasten von gering qualifizierter Arbeit erkla-
ren. Weist der technische Fortschritt einen solchen
Bias auf, dann erklart sich, warum Unternehmun-
gen selbst bei einer Verteuerung der qualifizierten
Arbeit einen Anreiz haben, diesen Produktions-
faktor starker als verher in der Produktion einzu-
setzen. Findet diese Form von arbeitssparendem
technischen Fortschritt tiber alle Sektoren hinweg
statt, dann fiihrt dies gesamtwirtschaftlich gesehen
dazu, daB} die Arbeitsnachfrage nach gering quali-
fizierter Arbeit sinkt, wahrend diejenige nach qua-
lifizierter Arbeit ansteigt. Ist der Bestand an
gering qualifizierter bzw. an qualifizierter Arbeit
kurz- bis mittelfristig gegeben, dann ist Vollbe-
schiftigung nur noch méglich, wenn sich die Lohn-
struktur zugunsten von qualifizierter Arbeit
anpalit.

Bei gegebenem Faktorbestand werden die Produk-
tionsfaktoren also nur noch dann voll ausgelastet,
wenn wie in den USA die Entlohnung von qualifi-
zierter relativ zur Entlohnung von gering qualifi-
zierter Arbeit ansteigt. Ein derartiger, iiber alle
Sektoren hinweg vorhandener Bias des techni-
schen Fortschritts zugunsten von qualifizierter
Arbeit erzeugt also einen Druck dahingehend, dal}
die qualifikatorische Lohnstruktur starker aufgefa-
chert wird, und er erhoht simultan in allen Sekto-
ren den Anreiz, verstarkt qualifizierte Arbeit in
der Produktion einzusetzen. Insofern steht die
international zu beobachtende Entwicklung
zumindest nicht im Widerspruch zu der Hypo-

6 Vel G. Alogoskoufis u.a. (Anm. 3), S. 51ff.; P. Krugman
(Anm. 3), S.66{f: Jagdish Bhagwati, Trade and Wages:
Choosing Among Alternative Explanations, in: Economic
Policy Review of the Federal Reserve Bank of New York, 1
(1995) 1, 8.42-47.
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these, daB3 die verdnderte Struktur der Arbeits-
nachfrage auf einen Bias des technischen Fort-
schritts zugunsten von qualifizierter und zu Lasten
von gering qualifizierter Arbeit zuriickzufithren
ist.

Allerdings bleiben auch bei diesem Versuch, den
Riickgang der Nachfrage nach gering qualifizier-
ten Arbeitnehmern zu erkldren, einige Fragen
offen. Zunéchst einmal ergibt sich technischer
Fortschritt stets als unerklirte Restgrofle. Letztlich
gelangt man zu diesem Ergebnis, indem man
andere mogliche Erkldrungen widerlegt, und nicht
etwa durch direkte Evidenz fiir das Phdnomen
arbeitssparender technischer Fortschritt. Auf sich
allein gestellt bleibt diese Erklarung daher immer
etwas unbefriedigend, weil die Ursachen fiir den
Bias des technischen Fortschritts nach wie vor
unbekannt sind. Es spricht allerdings vieles dafiir,
dall zwei Faktoren eine Schlisselrolle spielen.
Erstens sind die atemberaubenden Verdanderungen
in der Informations- und Kommunikationstechno-
logie anzufiihren. So erhalten etwa Arbeitnehmer,
die mit Computern vertraut sind, im Schnitt deut-
lich hohere Lohne’. Zweitens wird die fordisti-
sche® zunehmend durch die sogenannte post-for-
distische Produktionsweise abgelost. Da die
Produktion standardisierter Massengiiter an
Bedeutung verliert, bendtigen Arbeitnehmer
immer mehr umfassende Fihigkeiten, nicht nur im
Umgang mit Computern, sondern auch im kom-
munikativen und organisatorischen Bereich. Dar-
aus resultiert eine wachsende Segmentierung des
Arbeitsmarktes zwischen solchen Arbeitnehmern,
die diese Fihigkeiten besitzen, und denjenigen, die
nach wie vor ganz auf den Verkauf ihrer physi-
schen Arbeitskraft angewiesen sind’.

3. Fazit

Es ist allerdings letztendlich problematisch, die
beiden Erkldrungsansitze ,,Globalisierung der
Handelsstrome™ und ,arbeitssparender techni-
scher Fortschritt™ als wirklich konkurrierend anzu-
sehen, wenn es gilt, den Riickgang der Nachfrage
nach gering qualifizierter Arbeit zu erkldaren. Das
AusmaB und der Bias des technischen Fortschrittes

7 Alan Krueger, How Computers Have Changed the Wage
Structure: Evidence from Microdata, in: Quarterly Journal of
Economics, 108 (1993), S. 33—60.

8 Der Begriff ,Fordismus® bezeichnet die zuerst von
Henry Ford in den USA eingefiihrte FlieBbandproduktion
von weitgehend standardisierten Giitern in sehr hoher
Stiickzahl.

9 Vgl Assar Lindbeck/Dennis Snower, Restructuring Pro-
duction and Work, CEPR Discussion Paper No. 1323, Lon-
don 1995.
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sind endogene GroBen. Es ist mehr als wahrschein-
lich, daB die verstirkte tatsdchliche und poten-
tielle Konkurrenz aus arbeitsreichen Lindern die
arbeitssparenden Rationalisierungsprozesse in der
Produktionstechnologie in den Industrielindern
beschleunigt hat. Aulerdem diirfte die Bedeutung
der Auenhandelsbeziehungen fiir die Entlohnung
der Produktionsfaktoren in Zukunft im Zuge einer
verstiarkten Integration der siidostasiatischen und
osteuropdischen Linder in die Weltmirkte an
Bedeutung gewinnen. Das Problem wird sich sogar
noch insofern verschirfen, als zunehmend auch
humankapitalintensive Produkte in sogenannten
Billiglohnldndern gefertigt werden konnen, so daf
moglicherweise auch die Entlohnung von besser
qualifizierten Arbeitskriften unter Druck geraten
wird'’,

Aufgrund der gestiegenen Mobilitit vor allem des
Produktionsfaktors Sachkapital, aber auch von
qualifizierter Arbeit, sind die verstiarkten AuBen-
handelsbeziehungen auflerdem nur Teil eines
umfassenderen auBenwirtschaftlichen Ansatzes.
Der Standortwettbewerb um international mobile
Produktionsfaktoren hat sich aufgrund der gesun-
kenen Kommunikations- und Transportkosten und
aufgrund der zunehmenden Integration der inter-
nationalen Kapitalmirkte entscheidend verschérft.
Die Lohne gering qualifizierter Arbeitnehmer lie-
gen in Deutschland aber nach wie vor betrichtlich
iiber den Lohnen gering qualifizierter Arbeitneh-
mer in nahezu allen anderen Léindern der Welt.
Dies wird zwar hiufig mit der hoheren Produktivi-
tit gering qualifizierter Arbeitnehmer in Deutsch-
land gerechtfertigt. Eine solche Sichtweise fiihrt
jedoch in die Irre. Die hohere Produktivitit dieser
Arbeitspldtze beruht zu einem betrichtlichen Teil
auf der besseren Ausstattung dieser Arbeitsplitze
mit Sachkapital und technischem Wissen. Je mobi-
ler aber Sachkapital und technisches Wissen inter-
national werden, desto weniger lassen sich reale
Unterschiede in der Entlohnung fiir gleich qualifi-
zierte Arbeitnehmer verteidigen. In einem Umfeld
intensiven Standortwettbewerbes konnen die deut-
schen Arbeitnehmer auf Dauer nur noch dann real
mehr verdienen als ihre ausldndischen Kollegen,

wenn sie entweder besser qualifiziert sind, oder

der Standort Deutschland andere Vorteile wie
etwa eine hohe politische Stabilitit aufweist''.

10 Vgl. G. Alogoskoufis u.a. (Anm.3), 8.53; Dennis
Snower, Evaluating Unemployment Policies: What Do the
Underlying Theories Tell Us?, CEPR Discussion Paper
No. 1081, London 1994, S, 211.

11 Vgl. Henning Klodt u.a., Standort Deutschland: Struk-
turelle Herausforderungen im neuen Europa, Kieler Studie

Nr. 265, Tiibingen 1994,
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[II. Wann fiihrt die verdnderte
qualifikatorische Struktur der
Arbeitsnachfrage zu einem Anstieg
der Arbeitslosigkeit?

Die geschilderten Verdnderungen in der qualifika-
torischen Struktur der Arbeitsnachfrage fiihren
dazu, daB sich die Arbeitsnachfrage weg von
gering qualifizierten und hin zu qualifizierten
Arbeitnehmern verlagert. Die Auswirkungen die-
ser Datendnderung auf die Beschiftigung hingen
nun aber entscheidend von der Flexibilitit der
qualifikatorischen Lohnstruktur ab. Im Extremfall
einer vollkommen flexiblen Lohnstruktur kann
diese Anpassungslast aufgrund der hohen Anpas-
sungskapazitdt ohne einen Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit verarbeitet werden. Auf jedem Teilarbeits-
markt paBt sich in diesem Fall der Lohn in vollem

Umfang an die veridnderten Bedingungen an. Men- ~

genbewegungen etwa in Form von Arbeitslosigkeit
unter den gering qualifizierten Arbeitnehmern fin-
den nicht statt. Die Entlohnung gering qualifizier-
ter Arbeitnehmer sinkt dann soweit, dafl weiterhin
Vollbeschiftigung unter dieser Gruppe von
Arbeitnehmern herrscht. Die Entlohnung qualifi-
zierter Arbeit steigt hingegen als Reaktion auf die
gestiegene Nachfrage stark an. Diesem Extremfall
scheinen die USA am nichsten zu kommen, da
sich in den USA die qualifikatorische Lohnstruk-
tur in den letzten zwanzig Jahren stark aufgefa-
chert und die Arbeitslosigkeit im gleichen Zeit-
raum im Gegensatz zu den meisten anderen
OECD-Léndern und insbesondere im Gegensatz
zu Deutschland kaum zugenommen hat.

In Deutschland ist die qualifikatorische Lohn-
struktur weitgehend inflexibel. Fiir diese Inflexi-
bilitdt sind ganz offensichtlich vor allem zwei
Griinde ausschlaggebend. Zum einen existiert in
Deutschland zumindest relativ zu den USA ein
groBziigig ausgebauter Wohlfahrtsstaat. Dessen
umfangreiche Leistungen in Form von Arbeitslo-
sengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fiihren
zu einem relativ hohen Mindestlohn, unter dem
Arbeitnehmer nicht bereit sind zu arbeiten. Die
wohlfahrtsstaatliche Absicherung beschriankt also
von unten die mogliche Aufficherung der Lohn-
struktur. Hinzu kommt die starke Stellung der
Gewerkschaften in Deutschland, welche erklir-
termallen das Ziel verfolgen, die Streuung der
Einkommen zu reduzieren. Zu vergleichbaren
Lohnsenkungen fiir gering qualifizierte Arbeit-
nehmer wie in den USA ist es aus beiden Griin-
den zumindest bisher in Deutschland nicht
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gekommen. Ist der Lohn fiir gering qualifizierte
Arbeit aber nach unten inflexibel, dann kommt
es fiir diese Arbeitnehmergruppe zu einem mas-
siven Einbruch in der Beschiftigung. Die durch
Wohlfahrtsstaat und Gewerkschaften hervorgeru-
fene Rigiditit der Lohne nach unten ldBt im
Ergebnis eine Anpassung an die verdnderte qua-
lifikatorische Struktur der Arbeitsnachfrage iiber
den Lohn nicht zu.

An eine verdanderte Struktur der Arbeitsnachfrage
kann man sich aber nicht nur mit Hilfe einer flexi-
blen Lohnstruktur, sondern auch iiber eine ent-
sprechend hohe Mobilitidt der Produktionsfakto-
ren anpassen. So ist es denkbar, daB die
freigesetzten, gering qualifizierten Arbeitnehmer
die entsprechende Qualifikation erwerben, um die
gestiegene Nachfrage nach qualifizierten Arbeit-
nehmern auszunutzen. Es ist allerdings kaum mog-
lich bzw. extrem teuer, alle freigesetzten, gering
qualifizierten Arbeitnehmer innerhalb eines kur-
zen Zeitraums mit der notwendigen Qualifikation
auszustatten. In diesem Zusammenhang ist es aber
wichtig, zwischen einer kurz- und einer eher lin-
gerfristigen Anpassung zu unterscheiden. Kurzfri-
stig wird die Mobilitit der Arbeitnehmer in quali-
fikatorischer Hinsicht eher gering ausfallen. Sie
wird kaum ausreichen, um die gesamte Anpas-
sungslast in Form einer verdnderten qualifikatori-
schen Struktur der Arbeitsnachfrage ohne das
Auftreten von Arbeitslosigkeit zu verarbeiten.
Léngerfristig wird hingegen sicherlich ein groferer
Teil dieser Datendnderung iiber eine verianderte
qualifikatorische Struktur des Arbeitsangebots
getragen. Dies wird sowohl bei einer flexiblen als
auch bei einer rigiden qualifikatorischen Lohn-
struktur der Fall sein, weil in beiden Szenarien der
Anreiz erheblich zunimmt, eine hhere Qualifika-
tion zu erwerben. Bei einer flexiblen Lohnstruktur
steigt er aufgrund der gestiegenen Qualifikations-
pramie. Bei einer rigiden Lohnstruktur nimmt hin-
gegen dieser Anreiz zu, weil es ansonsten schlicht
und ergreifend fiir die freigesetzten Arbeitnehmer
kaum moglich ist, wieder in Arbeit und Brot zu
kommen.

Es spricht nun aber einiges dafiir, da3 der quali-
fikatorische Wanderungsprozel3 reibungsloser ab-
lauft, wenn die Datenanderung zunichst durch
eine flexible qualifikatorische Lohnstruktur abge-
federt wird. Ein erster Grund ist darin zu sehen,
daB3 in diesem Fall diejenigen gering qualifizierten
Arbeitnehmer Anstrengungen unternehmen, sich
weiterzubilden, denen dieser Schritt aus ihrer sub-
jektiven Sichtweise am ehesten profitabel
erscheint. Es ist also letztlich eine freiwillige Ent-
scheidung der Betroffenen, und es erfolgt eine

Aus Politik und Zeitgeschichte B 26/96



Abbildung 3: Verinderung von Beschiiftigung und realen Arbeitskosten im Niedriglohnbereich
ausgewihlter Liander 1979-1990 (in Prozent)
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Quelle: Andrew Glyn, The Assessment: Unemployment and Inequality, in: Oxford Review of Economic Policy, 11

(1995) 1, 8. 13.

unter Effizienzgesichtspunkten sinnvolle Auswahl.
Ganz anders findet die Selektion hingegen im Fall
inflexibler Lohnstrukturen statt. Die Unterneh-
mungen entlassen dann natiirlich soweit moglich
als erstes die unproduktivsten, gering qualifizier-
ten Arbeitnehmer, deren Fihigkeiten, entspre-
chendes Humankapital aufzubauen, unterdurch-
schnittlich ausgepragt sind. Die Freisetzung erfolgt
also aufgrund eines negativen Ausleseprozesses.
Von einer freiwilligen Entscheidung der Betroffe-
nen und einer entsprechend grofien Fihigkeit und
auch Motivation, Humankapital aufzubauen,
kann somit keine Rede sein.

Ein zweiter Grund fiir die Vorteilhaftigkeit flexi-
bler Lohnstrukturen liegt darin, dal3 es bedeutend
einfacher ist, marktverwertbares Humankapital
.on the job* als ,,off the job™ aufzubauen. Ist man
erst einmal arbeitslos, dann wird man eher Qualifi-
kation verlieren als hinzugewinnen. Man verliert

sehr leicht den Kontakt zur Arbeitswelt, und ein

Gewohnungsproze3 an die Arbeitslosigkeit ist
insbesondere im Umfeld eines groBziigig aus-
gebauten Wohlfahrtsstaates durchaus wahrschein-
lich. Im Ergebnis ldft sich also festhalten, daf3
vieles dafiir spricht, daB eine flexible qualifikatori-
sche Lohnstruktur einen effizienteren Anpas-
sungsprozeB3 an eine verianderte qualifikatorische
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Struktur der Arbeitsnachfrage ermoglicht. Nimmt
man die USA als Referenzmafstab, dann verhin-
dern in Europa allgemein und insbesondere in
Deutschland der grofziigig ausgebaute Wohl-
fahrtsstaat und michtige Gewerkschaften eine ent-
sprechende Flexibilitit der qualifikatorischen
Lohnstruktur.

Diese eher theoretischen Uberlegungen lassen sich
auch durch die Ergebnisse empirischer Untersu-
chungen untermauern. Fiir die achtziger Jahre
besteht deutlich ein negativer Zusammenhang zwi-
schen der Entwicklung der realen Arbeitskosten im
' Niedriglohnbereich und der Beschéftigungsexpan-
sion im privaten Sektor (Abbildung 3). Linder wie
Deutschland, in denen die Arbeitskosten fiir gering
qualifizierte Arbeitnehmer stark angestiegen sind,
weisen im Vergleich zu Lindern wie den USA, in
denen die realen Arbeitskosten im Niedriglohnbe-
reich weitgehend konstant geblieben sind, eine
weitaus schlechtere Beschaftigungsentwicklung
auf. Im Gegensatz zu den USA ist in Deutschland
trotz des geschilderten Riickgangs der Nachfrage
nach gering qualifizierten Arbeitnehmern die qua-
lifikatorische Lohnstruktur weitgehend unverin-
dert geblieben. Schlimmer noch, es gibt Hinweise
darauf, daB3 die qualifikatorische Differenzierung
in der Entlohnung in der unteren Hilfte der Ein-
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kommensverteilung sogar zuriickgegangen ist. Ins-
besondere die Primie fiir eine abgeschlossene
Lehre scheint in Deutschland gesunken zu sein'?.

Die unterschiedlichen Entwicklungen in Deutsch-
land und den USA in bezug auf die qualifikatori-
sche Lohndifferenzierung konnen allerdings nicht
ausschlieBlich auf die institutionellen Faktoren
Wohlfahrtsstaat und starke Gewerkschaften
zuriickgefiihrt werden. Bei im Prinzip gleichgela-
gerten Verdnderungen der relativen Nachfrage
nach unterschiedlich qualifizierten Arbeitskriften
konnen daneben auch unterschiedliche Entwick-
lungen im relativen Arbeitsangebot verantwortlich
sein. In Deutschland ist im Vergleich zu den USA
in den achtziger Jahren das relative Angebot an
akademisch gebildeten Arbeitskriften weitaus
starker gestiegen. AuBlerdem muf3 auch die in den
USA ausgeprigtere Einwanderung von gering
qualifizierten Arbeitskriften berticksichtigt wer-
den. Das vollbeschiftigungskonforme Ausmaf3 an
qualifikatorischer Lohnstrukturflexibilitdt in der
unteren Hailfte der Einkommensverteilung ist in
Deutschland somit ohne Zweifel geringer als in
den USA.

Dennoch mufl davon ausgegangen werden, daf3 fiir
die unterschiedlichen Entwicklungen in der quali-
fikatorischen Lohndifferenzierung in Deutschland
und in den USA auch institutionelle Faktoren ver-
antwortlich sind. Bei den institutionellen Faktoren
sind der weitaus grofziigiger ausgebaute Sozial-
staat und die starken Gewerkschaften besonders
auffallend, die das Ziel ,,gleicher Lohn fiir gleiche
Arbeit" sowie eine generelle Verringerung der
Einkommensunterschiede anstreben. Im Gegen-
satz zu Deutschland ist in den USA der Organisa-
tionsgrad und damit auch die Macht der Gewerk-
schaften in den achtziger Jahren deutlich
gesunken. Zusitzlich ist auch noch der gesetzlich
festgelegte Mindestlohn in den USA real entwer-
tet worden. Die Bedeutung institutioneller Fakto-
ren wird auch noch dadurch unterstrichen, dal3 das
AusmalBl der {bertariflichen Entlohnung in
Deutschland mit der Qualifikation der Arbeitneh-
mer zunimmt'3,

Insgesamt spricht somit einiges dafiir, dafl der mas-
sive Anstieg der Arbeitslosigkeit in Deutschland
in den letzten zwanzig Jahren auch auf eine zu

12 Tessa van der Willigen, Unemployment, Wages, and the
Wage Structure, in: Robert Corker u.a., United Germany:
The First Five Years, IMF Occasional Paper No. 125,
Washington DC 1995, S. 21-50.

13 Vgl. K. Abraham/S. Houseman (Anm.2); Kornelius
Kraft, Wage Differentials Between Skilled and Unskilled
Workers, in: Weltwirtschaftliches Archiv, 130 (1994) 2,
S. 328-349.
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geringe Flexibilitdt der qualifikatorischen Lohn-
struktur zurtickzufiihren ist. Aufgrund einer sehr
begrenzten Flexibilitdt der Lohnstruktur und einer
nur maflig ausgepriagten Mobilitdt des Produkti-
onsfaktors Arbeit waren die Moglichkeiten der
Anpassung nicht ausreichend, um der verdanderten
qualifikatorischen Struktur der Arbeitsnachfrage
ohne Arbeitslosigkeit zu entsprechen. Die institu-
tionellen Faktoren groBziigig ausgebauter Wohl-
fahrtsstaat und starke, relativ zentral organisierte
Gewerkschaften spielen dabei eine tragende
Rolle. Voraussichtlich wird aber in Zukunft der
Bedarf an Lohnstrukturflexibilitit eher noch
zunehmen. Da es kaum gelingen kann und auch in
Deutschland nicht gelungen ist, die Qualifikation
der Arbeitnehmer schnell genug an die verdnderte
qualifikatorische Struktur der Arbeitsnachfrage
anzupassen, wird es in Wohlfahrtsstaaten mit star-
ken Gewerkschaften unweigerlich zu weiterer
Arbeitslosigkeit kommen'?,

IV. Welcher Anteil der Arbeitslosig-
keit ist auf den Riickgang der
Nachfrage nach gering qualifizierten
Arbeitnehmern zuriickzufiihren?

Es ist umstritten, welcher Anteil der Arbeitslosig-
keit auf den Riickgang der Nachfrage nach gering
qualifizierter Arbeit und damit auch auf eine man-
gelnde Flexibilitdt der qualifikatorischen Lohn-
struktur zurlickzufithren ist. Einen ersten Hinweis
darauf, daB eine flexiblere qualifikatorische Lohn-
struktur allein nicht ausreicht, um die Arbeitslosig-
keit umfassend abzubauen, erhidlt man dadurch,
daB die Arbeitslosigkeit nicht nur in allen Qualifi-
kationsgruppen, sondern auch in allen Sektoren
und Regionen zugenommen hat. Es ist zwar ohne
Zweifel richtig, daB3 das Niveau und der Anstieg
der Arbeitslosigkeit besonders ausgepréigt unter
den gering qualifizierten Arbeitnehmern ausfallen.
Aber dafiir muf3 nicht unbedingt eine verdnderte
qualifikatorische Struktur der Arbeitsnachfrage
verantwortlich sein. Vielmehr werden auch bei
einem allgemeinen Anstieg der Arbeitslosigkeit
gering qualifizierte Arbeitnehmer davon beson-
ders stark betroffen sein.

14 Vgl. Jacques Dréze/Henri Sneessens, Technical Devel-
opment, Competition from Low-Wage Economies and Low-
Skilled Unemployment, in: Swedish Economic Policy Review,
1 (1994), S. 185~-214; Richard Jackman, Unemployment and
Wage Inequality in OECD Countries, Centre for Economic
Performance, Discussion Paper No. 235, LSE, London 1995;
P. Krugman (Anm. 3).

Aus Politik und Zeitgeschichte B 26/96



Abbildung 4: Beveridge-Kurve fiir Westdeutschland 1970-1994 (Angaben in Prozent)
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Beveridge-Kurve: Die Beveridge-Kurve beschreibt eine empirisch beobachtbare, iiber die Konjunkturzyklen hinweg
bestehende negative Beziehung zwischen der Quote der offenen Stellen und der Arbeitslosenquote.
Quelle: Sachverstindigenrat, Den Aufschwung sichern — Arbeitsplitze schaffen, Jahresgutachten 1994/95, Stuttgart

1994,

Dies ldfit sich wie folgt begriinden: Zum einen
sind die Lohne im, unteren Qualifikationsbereich
aufgrund der wohlfahrtsstaatlichen Absicherung
zwangsldufig weniger flexibel als im oberen Qua-
lifikationsbereich. Weder werden Arbeitnehmer
bereit sein, fiir einen Lohn zu arbeiten, der unter
dem staatlich garantierten Existenzminimum
liegt, noch ist es fiir die Tarifparteien sinnvoll,
eine solche Lohnhohe auszuhandeln. Unter die-
sen Bedingungen fiihrt ein gleichmiBiger Riick-
gang der Nachfrage nach Arbeitnehmern aller
Qualifikationsgruppen zu einem besonders ausge-
pragten Anstieg der Arbeitslosigkeit unter den
gering qualifizierten Arbeitnehmern. Entschei-
dend fiir die Beantwortung der Frage, welche
Bedeutung dem Riickgang der Nachfrage nach
gering qualifizierten Arbeitnehmern fiir die
Erkldarung des allgemeinen Anstiegs der Arbeits-
losigkeit zukommt, ist somit die Verdnderung des
Verhiltnisses der Arbeitslosenraten auf den
unterschiedlichen Teilarbeitsmarkten. Das Ver-
hiltnis der Arbeitslosenrate unter den gering
qualifizierten Arbeitnehmern zu der Arbeitslo-
senrate unter den besser qualifizierten Arbeit-
nehmern ist vor allem in den siebziger Jahren
angestiegen, wihrend es in den achtziger Jahren
weitgehend konstant geblieben ist. Von daher ist
es problematisch, die Ursache der Probleme auf
dem Arbeitsmarkt ausschlieBlich in einer verin-
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derten qualifikatorischen Struktur der Arbeits-
nachfrage zu sehen®.

Zum anderen versucht jede Unternehmung bei
einem allgemeinen Anstieg der Arbeitslosigkeit
ihre knappen Arbeitsplitze mit moglichst gut qua-
lifizierten Arbeitnehmern zu besetzen. Es steigen
also die qualifikatorischen Anforderungen fiir ein
gegebenes Arbeitsplatzprofil, so dal} fiir die am
schlechtesten qualifizierten Arbeitnehmer die
geringste Wahrscheinlichkeit besteht, ihre Stelle
zu behalten oder nach einer etwaigen Entlassung
eine neue zu erlangen'®. Die bloBe Feststellung,
daB sich die Arbeitslosigkeit besonders stark auf
bestimmte Problemgruppen konzentriert, stellt
folglich aus beiden Griinden noch keinen Nach-
weis dafiir dar, daB3 die Arbeitslosigkeit vor allem
ein Resultat des Riickgangs der Nachfrage nach
gering qualifizierten Arbeitnehmern in Verbin-
dung mit einer zu inflexiblen qualifikatorischen
Lohnstruktur ist.

15 Vgl. Stephen Nickell/Brian Bell. The Collapse in De-

mand for the Unskilled and Unemployment Across the
OECD, in: Oxford Review of Economic Policy, 11 (1995) 1,
S. 40-62.

16 Vgl. Olivier Blanchard, Macroeconomic Implications of *
Shifts in the Relative Demand for Skills, in: Economic Policy
Review of the Federal Reserve Bank of New York, 1 (1995) 1,
S. 48-60.




Es spricht somit einiges dafiir, dal neben der
veranderten qualifikatorischen  Struktur der
Arbeitsnachfrage auch ein allgemeines Defizit an
rentablen Arbeitspldtzen in Deutschland zu ver-
zeichnen ist. Dieses ist primér auf die relativ zur
Arbeitsproduktivitat allgemein tiberhdhten Kosten
fiir den Produktionsfaktor Arbeit iiber die Qualifi-
kationsgruppen hinweg zuriickzufithren. Um das
Gewicht dieser beiden Komponenten der Arbeits-
losigkeit beurteilen zu konnen, wird haufig auf das
Instrument der Beveridge-Kurve'” zuriickgegriffen
(Abbildung 4). Verschiebt sich die Kurve nach
auBen, das heif3t nach Nord-Osten, dann deutet
dies auf eine verdnderte Struktur der Arbeitsnach-
frage hin. Ein sich verschdrfendes allgemeines
Defizit an rentablen Arbeitsplatzen fiihrt hingegen
zu einer siidostlichen Bewegung auf einer stabilen
Beveridge-Kurve. Es steigt also die Arbeitslosen-
quote bei gleichzeitigem Absinken der Quote an
offenen Stellen. Fiir Deutschland lassen sich fiir

die letzten zwanzig Jahre beide Vorginge konsta- .

tieren. Insgesamt existieren allerdings nur fiir
einen Bruchteil der Arbeitslosen offene Stellen.
Die Zahl der Arbeitslosen iiberwiegt schon seit
rund zwanzig Jahren die Zahl der offenen Stellen
bei weitem. Die Beveridge-Kurve hat sich nicht
. nur nach auBlen verschoben, sondern es hat sich
auch eine sehr ausgeprigte stidostliche Bewegung
entlang einer stabilen Beveridge-Kurve vollzogen.
Der besondere Riickgang der Arbeitsnachfrage
nach gering qualifizierten Arbeitnehmern in Ver-
bindung mit einer weitgehend inflexiblen qualifi-
katorischen Lohnstruktur leistet somit zwar einen
erheblichen Beitrag zur Erkldrung des Anstiegs
der Arbeitslosigkeit. Daneben ist aber auch ein
grofer Teil der Arbeitslosigkeit auf die allgemein
tberhohten Kosten fiir den Produktionsfaktor
Arbeit relativ zu dessen Produktivitdt zuriickzu-
fiihren.

V. Wirtschaftspolitische
SchluB3folgerungen

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land wird man nur dann in den Griff bekommen,
wenn auf allen Teilarbeitsméirkten der Lohn
wesentlich stirker auf ein UberschuBangebot an
Arbeit reagiert. Dann wiirde nicht nur die qualifi-

17 Der englische Sozialpolitiker Sir William Henry Be-
veridge hat 1942 dem britischen Parlament einen Plan zur
Sozialreform vorgelegt, auf dem die Sozialpolitik Grof-
britanniens fuBt und der auch andere Linder beeinfluft hat.
Zur Beveridge-Kurve s, Abbildung 4.

23

katorische Lohnstruktur weiter aufgefichert, son-
dern auch das allgemeine Lohnniveau wirde
zumindest voriibergehend zuriickgehen. Beide
skizzierten Komponenten der Arbeitslosigkeit
wiirden also gleichermafien abgebaut. Die Wieder-
belebung der Marktkrifte in diesem Sinne stellt
ohne Zweifel den Schliissel zum Abbau der
Arbeitslosigkeit dar.

Eine solche Strategie muf3 aber aus mehreren
Komponenten bestehen. Erstens mull die Macht
der gewerkschaftlich organisierten Arbeitsplatzbe-
sitzer reduziert werden, so dafl deren Mdoglichkei-
ten eingeschrinkt werden, sich gegen marktkon-
forme Anpassungen beim Lohn zur Wehr zu
setzen. Dies ist insbesondere dadurch zu errei-
chen, daB3 der international zu beobachtende
Trend hin zu dezentraleren Lohnverhandlungen
auch in Deutschland an Fahrt gewinnt. Dezentrale
Lohnverhandlungen leisten sowohl einen Beitrag
zu flexibleren, marktkonformen Lohnstrukturen
als auch zu einem flexibleren Lohnniveau'®. Die
Arbeitsplatzbesitzer stimmen aber niedrigeren
Lohnkosten fiir den Arbeitgeber um so eher zu, je
weniger zu diesem Zweck ihre Nettolohne sinken
miissen. Der Staat ist also gefordert, die weit
geoffnete Steuer- und Abgabenschere wieder stér-
ker zu schlieBen. Er sollte sich wieder auf seine
eigentlichen Aufgaben beschranken — und insbe-
sondere die Ausgaben fiir konsumtive Zwecke
reduzieren —, weil diese ohnehin in der Regel pri-
vatwirtschaftlich effizienter geldst werden kénnen.
Ein solches Zuriickschrauben der staatlichen Akti-
vititen wiirde deutliche Steuersenkungen ermogli-
chen. Es kann aber nur dann gelingen, die Steuer-
und Abgabenschere wirklich zu schlieen, wenn
auch die Systeme der sozialen Sicherung griindlich
reformiert werden. Dabei muB3 der privaten Eigen-
vorsorge wieder ein wesentlich groBeres Gewicht
zukommen. Aullerdem ist die durch den Sozial-
staat gewdhrte Mindestabsicherung auf den Priif-
stand zu stellen, weil ansonsten gerade fiir gering
qualifizierte Arbeitnehmer das Arbeitsanreizpro-
blem kaum geldst werden kann'?,

Der letzte Punkt spricht genau die Dilemmasitua-
tion an, in der sich die europédischen Wohlfahrts-

I8 Vgl Norbert Berthold/Rainer Fehn, Arbeitslosigkeit -
Woher kommt sie? Wann bleibt sie? Wie geht sie?, in: List
Forum fir Wirtschafts- und Finanzpolitik. 20 (1994), S. 304 -
336; dies, Evolution von Lohnverhandlungssystemen -
Macht oder dkonomisches Gesetz?, in: Werner Zohlnhofer,
(Hrsg.), Die Tarifautonomie auf dem Priifstand, Schriften des
Vereins fiir Socialpolitik, Berlin 1995 (i. E.).

19 Vgl. Norbert Berthold/Rainer Fehn, Reforming the
Welfare State: The German Case, in: Herbert Giersch
(Hrsg.), Reforming the Welfare State, Symposium der Egon
Sohmen Stiftung, Prag 1995,
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staaten allgemein und Deutschland ganz beson-
ders derzeit befinden. Die verdanderte Struktur der
Arbeitsnachfrage kollidiert mit den herrschenden
Gerechtigkeitsvorstellungen in bezug auf die zu
gewihrende Mindestabsicherung und die Einkom-
mensverteilung. Dabei handelt es sich allerdings
durchaus nicht um eine permanente Dilemma-
situation. Vielmehr werden solche Lander, die ver-
suchen, sich gegen die Marktentwicklung mit nicht
marktkonformen Mitteln zur Wehr zu setzen,
Wachstumseinbufen erleiden und im Einkom-
mensniveau zuriickfallen. Die mobilen Produkti-
onsfaktoren werden aufgrund des verschirften
Standortwettbewerbes aus diesen Landern abgezo-
gen. Die skizzierte Strategie der Wiederbelebung
der Marktkrafte wird aber in den europdischen
Wohlfahrtsstaaten kaum politisch durchzusetzen
sein. Nur in Phasen der Zuspitzung der Dauerkrise
auf dem Arbeitsmarkt und unmittelbar nach
einem Regierungswechsel scheinen echte Refor-
men durchfiihrbar zu sein®.

Héufig wird versucht zu suggerieren, daB sich die
Probleme auf dem Arbeitsmarkt weitgehend
durch staatliche Qualifikations- und Arbeits-
beschaffungsprogramme und ein generelles
Umschwenken auf eine expansivere Geld- und
Fiskalpolitik l6sen lieBen. Diese weichen Politiken

20 Vgl. dies., The Positive Economics of Unemployment
and Labor Market Inflexibility, in: Kyklos, (1996) 4 (i.E.).
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werden aber keine nachhaltige Verbesserung der
Situation auf dem Arbeitsmarkt bewirken kénnen.
Wie das Beispiel Schwedens nachdriicklich gezeigt
hat, stoB3t dieser Weg unweigerlich an seine Gren-
zen. Man lduft leicht Gefahr, die Probleme ledig-
lich in die Zukunft zu verschieben. Langfristig
kann allerdings eine verstirkte Bildung von markit-
verwertbarem Humankapital einen Beitrag zur
Verbesserung der Situation auf dem Arbeitsmarkt
leisten. Dies setzt jedoch eine deutliche Steigerung
der Effizienz im Bildungssystem voraus.

Insofern ist es besonders wichtig, nach wirtschafts-
politischen Instrumenten zu suchen, die die Kosten
fiir den Produktionsfaktor Arbeit auf allen Teilar-
beitsmirkten senken, ohne die Einkommensun-
gleichheit zu sehr ansteigen zu lassen und sich ein
massives Problem der ,working poor” einzuhan-
deln. Es sollte daher verstiarkt dariiber nachge-
dacht werden, inwieweit es moglich ist, niedrigere
Lohne fiir gering qualifizierte Arbeitnehmer durch
staatliche Zuschiisse aufzustocken. Dadurch lie3e
sich moglicherweise die Misere auf dem Arbeits-
markt lindern, ohne die Verteilungskonflikte zu
sehr zu verschirfen. Es muf auf jeden Fall auch in
Deutschland dhnlich wie in den USA gelingen, das
bislang nahezu unausgeschopfte Beschiftigungs-
potential im Bereich der niedrig entlohnten
Dienstleistungen zu erschlieBen. Ansonsten wird
ein umfassender Abbau der Arbeitslosigkeit nicht
zu bewerkstelligen sein.



Ronald Schettkat

Das Beschiftigungsproblem
der Industriegesellschaften

I. Erklarungsmuster hoher und
anhaltender Arbeitslosigkeit

In allen hochindustrialisierten Landern ist die
Arbeitslosigkeit gestiegen (vgl. Graphik 1), und die
Arbeitslosenraten der sechziger Jahre — des ,,Gol-
denden Zeitalters® der Industrieldnder — erschei-
nen aus heutiger Sicht geradezu utopisch. In eini-
gen Lindern war es damals tatsachlich moglich,
Arbeitslosenquoten von weniger als einem Prozent
(im Durchschnitt eines Jahrzehnts!) zu erreichen.
Mit Verweisen auf den nichsten konjunkturellen
Aufschwung werden seither immer wieder Hoff-
nungen auf einen substantiellen Abbau der
Arbeitslosigkeit gendhrt, obwohl seit beinahe zwei-
einhalb Jahrzehnten die Arbeitslosigkeit mit jeder
Rezession sprunghaft gestiegen und folgende
Boomphasen weitgehend am Arbeitsmarkt vor-
beigegangen sind. Selbstverstdndlich verbessert
héheres Wirtschaftswachstum die Beschéftigungs-
lage. Aber Arbeitslosigkeit ist kein kurzfristiges,
rein konjunkturelles, sondern ein langfristiges,
strukturelles Phinomen, das auch entsprechend
grundlegende theoretische Erkldrungen erfordert.

Wie lassen sich die Gemeinsamkeiten, aber auch die
Unterschiede in der Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
entwicklung der hochindustrialisierten Volkswirt-
schaften erklaren? Warum geht in allen Industrie-
landern die Industriebeschiftigung zurtick? Warum
ist tiberall — allerdings mit sehr unterschiedlichen
Raten — der Dienstleistungssektor der Triager des
Beschiftigungswachstums? Gibt es heute einen
Trade-off — eine Wechselbeziehung — zwischen
hohen Produktivitits- und Einkommenssteigerun-
gen und Beschiftigungsgewinnen'? Welche Konse-
quenzen kann dieses fiir die Beschéftigungspolitik
haben?

Die Ausfithrungen basieren wesentlich auf gemeinsamen For-
schungsarbeiten vor allem mit Eileen Appelbaum. Fiir An-
merkungen und Kommentare bedanke ich mich insbesondere
bei meiner Kollegin Birgit Meding.

I Vgl Richard Freeman, Labor Market Institutions and
Economic Performance. in: Economic Policy, (1988) 6, S. 63—
80.
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Vor allem die unterschiedlich hohen Raten im
Beschiftigungswachstum missen zur Erklarung
divergierender Arbeitsmarktentwicklungen heran-
gezogen werden. Denn relative Beschiftigungs-
quoten sind aussagekriftiger als die Arbeitslosen-
statistiken, weil etwa Beschéaftigungsabbau durch
Frithverrentungen nicht in der Arbeitslosenstati-
stik erfaBt wird. Internationale Unterschiede in
den Wirtschaftswachstumsraten konnen jedenfalls
die differierenden Arbeitslosigkeits- und Beschif-
tigungsentwicklungen nicht plausibel erkliaren.

Die theoretischen Ansidtze, den dramatischen
Anstieg der Arbeitslosigkeit in den Industrielidn-
dern zu erkldren, lassen sich grob in fiinf Gruppen
zusammenfassen:

1. Externe Schocks wie die Olpreiserhdhungen der
siebziger Jahre werden als Ursache fir die Wachs-
tumschwiche identifiziert. Die Volkswirtschaften
sind durch externe Schocks vom gleichgewichtigen
Wachstumspfad verdriangt worden und miissen
nun  Anpassungen vornehmen, um zu diesem
zuriickzukehren. Diese Prozesse sind um so lang-
wieriger, je geringer die Anpassungsfahigkeit der
Miirkte ist. Den Arbeitsmirkten wird dabei héaufig
eine besonders hohe Rigiditdt unterstellt, wie es
im Begriff der ,Eurosklerose® zum Ausdruck
kommt.

2. Ein weiterer Erkldrungsansatz geht von einer
erhohten inflationsstabilen Arbeitslosenrate (NAIRU,
non-accelerating-inflation rate of unemployment
oder auch natiirliche Arbeitslosenrate)® aus. In einer
dynamischen Wirtschaft ergibt sich, aufgrund von
Friktionen im Arbeitsmarkt, immer eine gewisse
Arbeitslosenquote, die prinzipiell durch einen ver-
starkten Strukturwandel oder durch eine vermin-
derte Anpassungsfihigkeit des Arbeitsmarktes an-
steigen kann. Der Strukturwandel ist heute aber eher
schwicher als in den sechziger Jahren, weshalb in der
wissenschaftlichen und politischen Diskussion vor
allem eine verminderte Anpassungsfihigkeit der
Arbeitsmirkte thematisiert wird. Soziale Sicherung,

2 Zu Unterschieden zwischen der natiirlichen Arbeits-
losenrate und der NAIRU vgl. Wollgang Franz, Arbeits-
marktokonomik, Berlin — Heidelberg 1991.
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Graphik 1: Arbeitslosenquoten ausgewihlter hochindustrialisierter Lander in den fiinfziger bis neunzi-

ger Jahren (in Prozent)
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Quelle: OECD-Statistiken.

Kiindigungsschutzgesetze und Gewerkschaftsmacht
werden als Hauptursachen fiir die unterstellte ver-
schlechterte Anpassungsfihigkeit der Arbeitsmirkte
genannt. Deregulierung ist die politische Botschaft,
die sich aus dieser Analyse ergibt. Empirische
Belege fiir eine verminderte Anpassungsfihigkeit
der Arbeitsmérkte konnten in den meisten Lindern
allerdings nicht gefunden werden, und selbst die
.sklerotischen™ europdischen Arbeitsmirkte zeigen
eine erhebliche Dynamik®. Die Macht der Gewerk-
schaften hat in den achtziger Jahren eher ab- als
zugenommen, soziale Sicherung (z. B. Arbeitslosen-
geld) ist zuriickgenommen worden. Die ,NAIRU-
Theorien* stehen deshalb vor dem Problem, dal3 die
ihnen zugrundeliegenden Wirkungszusammenhénge
zwar plausibel scheinen, die Arbeitsmarktprobleme
aber in einer Zeit grofler geworden sind, in der die
wesentlichen Variablen eher zu einer Verminderung
der NAIRU hiitten fithren miissen.

3 Vgl. Wolfgang Franz, Strukturelle und friktionelle Ar-
beitslosigkeit in der Bundesrepublik, in: Gottfried Bombach/
Bernhard Gahlen/Alfred Ott, Arbeitsmidrkte und Be-
schiftigung, 1987; Ronald Schettkat, The Labor Market Dy-
namics of Economic Restructuring: The United States and
Germany in Transition, New York 1992: ders., The Macro-
performance of the German Labor Market, in: Friedrich
Buttler/Wolfgang Franz/Ronald Schettkat/David Soskice
(Hrsg.), Institutional Frameworks and Labor Market Perfor-
mance. Comparative Views on the U.S. and German Econo-
mies, London —~ New York 1995: fiir internationale Vergleiche
vgl. ders. (Hrsg.), Flow Analysis of Labor Markets. Inter-
national Perspectives, London — New York 1996.

4 Vgl. Amit Singh, Institutional Requirements for Full Em-
ployment in Advanced Economies, in: International Labour
Review, 134 (1995) 5, S.471-496; Robert Solow, Unemp-
loyment. Getting ‘the Questions Right. in: Economica, (1985)
53, S. 23-34; Richard Jackman/Charlotte Leroy, Estimating
the NAIRU: The Case of France, Keynote Speech, EALE
Konferenz, Lyon 1995,
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3. Die demographische Entwicklung und die
Zunahme der Frauenerwerbstitigkeit sind weitere
haufig genannte Erklirungen fiir die gestiegene
Arbeitslosigkeit. Die Arbeitslosigkeit hat aber in
Lindern mit hoherer und zunehmender Erwerbs-
beteiligung deutlich weniger zugenommen als in
Landern mit stagnierender oder geringer Erwerbs-
beteiligung. Die Beschiftigungsquote (der Anteil
der Beschiftigten an der Bevoilkerung im Alter
von 15 bis unter 65 Jahren) nahm in Schweden und
den USA - beides Liander mit hoher Erwerbsbe-
teiligung — deutlich zu, wihrend sie in anderen
Lindern wie Frankreich, Deutschland, Grol3bri-
tannien eher zuriickging (vgl. Graphik 2). Die
hohe Arbeitslosigkeit in den kontinentaleuropii-
schen Lindern kann also nicht plausibel mit einem
iibermiBigen Arbeitsangebotsdruck erkldrt wer-
den. Im Gegenteil, in Landern mit hohen Beschif-
tigungsgewinnen hat die Erwerbsbeteiligung deut-
lich zugenommen, wihrend sie in Landern mit
stagnierender oder sinkender Beschiftigung ten-
denziell zuriickging’.

4. , Mismatch* im Arbeitsmarkt, also die qualita-
tive Differenz von Arbeitsnachfrage- und Arbeits-
angebotsprofil, ist eine weitere Erkldrung hoher
und anhaltender (persistenter) Arbeitslosigkeit.
Der ,Mismatch-Ansatz* vermag zwar den hohen
Anteil gering qualifizierter Arbeitsloser zu erkla-
ren, aber dieser kann auch durch ein dauerhaftes
Uberangebot an Arbeit und dadurch ausgeloste
Verdriangungsprozesse durch die jeweils hohere
Qualifikationsstufe entstehen. Wenn Ausbildung
als Selektionskriterium bei Einstellungen herange-

5 Dies ist ein Hinweis auf die Endogenitiit des Arbeitsan-
gebotes in bezug auf die Beschiftigungsentwicklung.
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Graphik 2: Beschiftigungsquoten in ausgewihlten Industrielindern in den fiinfziger bis neunziger
Jahren (in Prozent)
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zogen wird und die Lohnabstiande zwischen den
Qualifikationsgruppen nicht tibermafig hoch sind,
dann werden die hoher Qualifizierten den minder
Qualifizierten bei Einstellung vorgezogen. Im
Laufe der Zeit bildet sich so eine Struktur der
Arbeitslosigkeit mit einem iiberproportional
hohen Anteil gering Qualifizierter®. Dieser Situa-
tion kann der einzelne durch Weiterqualifikation
entrinnen. Aber die Weiterqualifikation aller
Arbeitnehmer kann nicht zum Erfolg fiihren,
solange die Arbeitslosigkeit durch eine quantita-
tive Arbeitsnachfrageliicke begriindet ist. MaB-
nahmen der sogenannten aktiven Arbeitsmarktpo-
litik sind deshalb unter Umstdnden geeignet,
einzelne Arbeitnehmer fiir neue Jobs zu qualifizie-
ren, aber sie miissen gesamtwirtschaftlich versa-
gen, wenn die Arbeitslosigkeit nicht durch Mis-
match, sondern durch eine Nachfrageliicke
begriindet ist. Die Strukturierung der Arbeitslosig-
keit ist dann Symptom, aber nicht Ursache.

5. Ein funfter Erkldrungsansatz hebt ab auf die
Interaktion von Angebots- und Nachfragestruktu-
ren auf den Produktmarkten und der daraus resul-
tierenden Verdnderung der Wirtschaftsstruktur. Es
wird versucht, den Strukturwandel von der Indu-
strie- zur Dienstleistungsgesellschaft endogen aus
dem Entwicklungsproze der entwickelten Oko-
nomien heraus zu erkldren. Eine Kombination aus
angebotsorientierten, schumpeterschen Variablen
sowie nachfrageorientierten, keynesianischen Ele-
menten wird hier zur Erkldarung der Produkt-
marktverdnderungen und daraus abgeleiteter
Arbeitsmarktstrukturen entwickelt”. Nicht so sehr
die Funktionsfiahigkeit der Arbeitsmirkte als viel-
mehr die Dynamik in den Produktmaérkten ist ent-
scheidend, wenngleich die Interaktion zwischen
Wirtschaftsentwicklung  und  institutionellen
Arrangements der Volkswirtschaften von hoher
Bedeutung ist. Es geht hier aber nicht darum,
lediglich eine Produktnachfrageliicke im Sinne der
traditionellen keynesianischen Theorie zu konsta-
tieren, sondern es geht vor allem um die Struktur
der Nachfrage. Es miissen die Griinde fiir die riick-
laufige Beschiftigung im Industriesektor und fiir
die Ausweitung der Dienstleistung analysiert wer-
den, um ein theoretisches Verstindnis von den
Veridnderungsprozessen in den Industrieldndern zu
gewinnen. Nur so konnen zukiinftige Wachstum-
spotentiale identifiziert werden.

6 Vgl R. Schettkat, The Labor Market Dynamics (Anm. 3):
7 Joseph Alois Schumpeter und John Maynard Keynes, auf
deren Theorien hier verwiesen wird, zdhlen zu den be-
deutendsten Nationalokonomen des 20. Jahrhunderts.
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Welcher dieser fiinf Theorieansidtze Arbeitslosig-
keit in den Industrieldindern ausreichend erklért,
ist von auBerordentlicher Bedeutung fiir wirt-
schaftspolitische Optionen. Wahrend die ersten
vier [Erkldrungsansdtze mit unterschiedlicher
Medienkonjunktur ausgiebig diskutiert werden, ist
dem komplexeren fiinften Erklarungsansatz bisher
nicht geniigend Aufmerksamkeit zuteil geworden.
Dieses wohl nicht zuletzt deshalb, weil er eine fun-
damentale Anderung im EntwicklungsprozeB der
Industrieldnder diagnostiziert, wahrend alle ande-
ren Erkldrungsansdtze nur eine voriibergehende
Storung unterstellen. Ist diese Stérung iiberwun-
den, so die Hoffnung, dann werden die hochindu-
strialisierten Volkswirtschaften wieder auf den
Entwicklungspfad der sechziger Jahre zuriickkeh-
ren, als hohe Einkommenszuwichse bei Vollbe-
schiftigung erreicht wurden.

Im folgenden wird zundchst auf die relativen
Beschiftigungsentwicklungen im Industrie- und im
Dienstleistungssektor eingegangen, um an Hand
dessen die prinzipiellen Beschéftigungswirkungen
des Produktivitatsfortschritts bei unterschiedlichen
Marktkonstellationen herauszuarbeiten. Vor die-
sem theoretischen Hintergrund werden drei prinzi-
pielle Entwicklungsmuster hochindustrialisierter
Volkswirtschaften aufgezeigt. AbschlieBend wer-
den beschiftigungspolitische Perspektiven, die
kurzfristig vor allem im konsumorientierten
Dienstleistungssektor zu suchen sind, entwickelt.
Langfristig bedarf es einer Innovationsoffensive,
um hohe Einkommenszuwidchse bei Vollbeschifti-
gung zu erreichen.

II. Endogene Beschiftigungsliicke

In der Entwicklung der Beschiftigungsquoten des
Dienstleistungssektors zeigen sich international
die deutlichsten Unterschiede: Japan, die USA und
Schweden haben hier deutliche Wachstumsraten
erzielt, wihrend in den kontinentaleuropéischen
Lindern zwar auch positive, aber doch deutlich
geringere Wachstumsraten in der relativen Dienst-
leistungsbeschiftigung erreicht wurden (vgl. Gra-
phik 2). Es mu also erklirt werden, warum die
Industriebeschiftigung iiberall schrumpft (sta-
gniert) und warum die Dienstleistungsbeschifti-
gung iberall — aber mit sehr unterschiedlichen
Raten — zunimmt. Zudem ist erkldrungsbediirftig,
warum Linder mit so unterschiedlichen institutio-
nellen Strukturen wie die USA, Schweden und
Japan so gleichartige Entwicklungen der relativen
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Dienstleistungsbeschiftigung zeigen, wihrend sie
sich in diesem Punkt deutlich von den kontinental-
europdischen Lindern abheben.

1. Industriebeschiftigung

In den meisten Liandern war die Industriebeschaf-
tigung in den sechziger Jahren stabil oder nahm
sogar zu (Graphik 2), wobei die Produktivitits-
gewinne deutlich hoher waren als in den Perioden,
in denen die Industriebeschiftigung zuriickging®.
Die typischen Merkmale technologischer Arbeits-
losigkeit (Produktivitiatsspriinge) sind also nicht
gegeben. Hingt der Beschiftigungsriickgang im
Industriesektor dennoch mit den Produktivitits-
steigerungen zusammen, sollte gar technischer
Fortschritt gebremst werden, um den Beschifti-
gungsabbau zu verlangsamen? Generell haben
Produktivitatssteigerungen  zwei  Wirkungen:
Erstens sparen sie Arbeit, weil eine gegebene Pro-
duktionsmenge mit geringerem Arbeitseinsatz
produziert werden kann, und zweitens haben sie
einen arbeitsschaffenden Effekt, weil die Stiickko-
sten der Produktion sinken, was zu einer Absatzer-
weiterung fiihren kann, wenn die Preise entspre-
chend dem Produktivititsgewinn fallen (eine
andere Verwendungsmoglichkeit sind Lohnerho-
hungen oder Gewinnsteigerungen). Welcher der
beiden Effekte dominiert, hdngt von der Preisela-
stizitit der Nachfrage — der relativen Anderung der
nachgefragten Menge zur relativen Anderung des
Preises — ab. Reagiert diese stark auf Preissenkun-
gen (absolute Preiselastizitat groBter als 1: preis-
elastische Nachfrage), dann dominiert der arbeits-
schaffende Effekt der Produktivitatssteigerung,
reagiert die Nachfrage jedoch nur schwach auf
Preissenkungen, dann dominiert der arbeitsspa-
rende Effekt (absolute Preiselastizitdat kleiner als
L: preisunelastische Nachfrage).

Die Preiselastizitait der Nachfrage wiederum ist
abhingig vom Reifegrad der Produktion und der
Marktdurchdringung. Produkte, die bereits eine
weite Verbreitung erreicht haben (alte Produkte)

8 Es ist natiirlich moglich, daB Arbeit durch Kapital sub-
stituiert wird und dieses zum Beschiftigungsabbau im in-
vestierenden Sektor fiihrt. Bei reiner Substitution wiirde der
Beschiftigungsriickgang dann im Investitionsgiitersektor
kompensiert werden. Da Investitionsgiiter zum Industrie-
sektor zihlen, wiire durch diesen Effekt eher eine Expansion
der Industriebeschiftigung zu erwarten. In der Regel kommt
es bei erhohtem Kapitaleinsatz aber zu Effizienzsteigerungen
(Produktivititsgewinnen), die um so héher ausfallen, je star-
ker das Rationalisierungsmotiv der Investition im Vorder-
grund steht. Vgl. Jirgen Kromphardt, Arbeitslosigkeit und
Inflation: Eine Einfithrung in die makrotkonomischen Kon-
troversen, Gottingen — Ziirich 1987.
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konnen auch bei sinkenden Preisen nur noch
maéBig ihren Absatz ausdehnen, ihre Nachfrage ist
preisunelastisch. Neue, innovative Produkte sto-
Ben dagegen definitionsgemil3 auf einen ungesiit-
tigten Markt, der sich bei entsprechender Preisent-
wicklung schnell ausweiten kann. Die Nachfrage
nach diesen Produkten ist preiselastisch. Abneh-
mende Preiselastizitat der Nachfrage als Folge sin-
kender Innovationsraten fithrt zu schrumpfender
Industriebeschiiftigung’.

Industriegiiter stolen in den entwickelten Lindern
zunehmend auf gesittigte Miarkte mit preisunela-
stischer Nachfrage, weshalb der arbeitssparende
den arbeitsschaffenden Effekt der Produktivitits-
steigerung dominiert, was sich in sinkender Indu-
striebeschiéftigung niederschldagt. Vielfiltige Bei-
spiele fiir abnehmende Preiselastizititen'” kénnen
fir die relative Marktsittigung im Industriegiiter-
bereich der OECD-Liander angefiihrt werden:
Verstirkte Marketingaktivititen etwa zur Pro-
duktdifferenzierung und Markenbildung, das
»~Ende der Massenproduktion®, die Stagnation des
Autoabsatzes bei gleichzeitiger Zunahme des
Wettbewerbs oder der nahezu hundertprozentige
Ausstattungsgrad der Haushalte mit dauerhaften
Konsumgiitern zeigen die hohe Marktdurchdrin-
gung im Bereich der ,weilen Industrie” an.

Abnehmende Preiselastizititen der Industriegiiter-
nachfrage erklaren auch die zu beobachtende Ver-
schiarfung des Wettbewerbs. In Mirkten, die nur
noch unterproportional expandieren und in denen
die Produkte einen hohen Reifegrad erreicht
haben, nimmt der Preiswettbewerb zu. Anbieter
mit zu hohen Preisen werden starke Umsatzeinbu-
Ben erleben. Offensichtlich ist die preisliche Wett-
bewerbsfihigkeit insbesondere in offenen Volks-
wirtschaften bedeutend.

2. Dienstleistungsbeschiftigung

Dienstleistungen werden hdufig als Produkte zur
Befriedigung hoherer Bediirfnisse im Sinne der
Maslowschen - Bediirfnispyramide''  klassifiziert.
Nach Befriedigung der materiellen Grundbediirf-
nisse verlagert sich die Nachfrage hin zu weniger
notwendigen Produkten. In Querschnittsanalysen

9 Vgl. Eileen Appelbaum/Ronald Schettkat, The Em-
ployment and Productivity in Industrialized Countries, in:
International Labour Review, 134 (1995) 415, S. 605-623.

10  Fiir eine auffergewohnliche konometrische Analyse der
Preiselastizitdaten vgl. Andreas Oberheitmann/Martin Wenke,
Strukturverdanderungen des westdeutschen Privaten Ver-
brauchs, RWI-Mitteilungen, 45 (1994) 103, S. 126.

11 Hierarchische Ordnung der Bediirfnisse in Form einer
Pyramide nach Maslow.
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fand man, daB mit hoéherem Einkommen der
Ausgabenanteil fir Dienstleistungen'? zunimmt.
Aus der Querschnittsbeobachtung wurde ge-
schlossen, da3 mit zunehmenden Volkseinkom-
men die Dienstleistungsausgaben insgesamt iiber-
proportional zunehmen miiiten, weil eine
Verlagerung von materiellen Elementarbediirfnis-
sen hin zu den immateriellen Bediirfnissen statt-
findet. Mit anderen Worten: Der Dienstleistungs-
nachfrage wird eine hohe Einkommenselastizitit
unterstellt. Mit dem Dienstleistungsbegriff'? wer-
den sehr unterschiedliche Leistungen beschrie-
ben, von denen einige (etwa Besuche in Speziali-
tdatenrestaurants, Theatern etc.) geeignet sind,
hohere immaterielle Bediirfnisse zu befriedigen.
Daneben spielt bei der Dienstleistungsnachfrage
aber auch die Zeitersparnis eine Rolle (wie etwa
bei Besuchen in Schnellrestaurants). Solche
Dienstleistungen konnen im Prinzip auch selbst
produziert werden, was aber hdufig zu zeitrau-
bend ist (in der Okonomensprache sind die
Opportunitidtskosten zu hoch).

Die Entscheidung iiber Do-it-yourself und Fremd-
erstellung wird von den Preisen, der Bewertung
der eigenen Zeit und der Flexibilitat des Zeitbud-
gets abhdngen. Fremdbezug kann attraktiv sein,
wenn hohe Fertigkeiten verlangt werden oder
wenn die professionelle Erstellung effizienter
(produktiver) erfolgen kann, etwa weil sich der
Einsatz von Maschinen lohnt oder Spezialkennt-
nisse notwendig sind. Da viele der von den priva-
ten Haushalten nachgefragten Dienstleistungen
dem Produktivitdtsfortschritt nur sehr begrenzt
zuginglich sind bzw. der Produktivitédtsfortschritt
zwischen Fremd- und Eigenerstellung nicht sehr
differiert, héngt die Entscheidung zwischen
Fremdbezug und Eigenerstellung wesentlich von
der Differenz des (zur Erstellung erforderlichen)
eigenen Nettolohnes zum Preis der Dienstleistung
ab. Dieser wird wiederum wesentlich vom Lohn
bestimmt.

Ist die Lohndifferenz gering und wird diese durch
Steuern und Abgaben noch weiter verringert oder
gar verkehrt, dann besteht fiir die Nachfrage nach
privaten Dienstleistungen wenig Raum. Besteht
Flexibilitit in der Ausdehnung der eigenen
Erwerbsarbeitszeit, dann hingt die Entscheidung

12 Es werden hier nur konsumbezogene Dienstleistungen
diskutiert. Die Nachfrage nach unternehmensbezogenen
Dienstleistungen bleibt unberiicksichtigt, was damit zu
rechtfertigen ist, daB diese letztlich aus der Industrie-
produkinachfrage abzuleiten sind.

13 Fiir eine systematische Diskussion vgl. Horst Albach,
Dienstleistungen in der modernen Industriegesellschaft,
Miinchen 1989.
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tber Eigenerstellung oder den Bezug von Dienst-
leistungen davon ab, ob der eigene Nettolohn den
Preis der Dienstleistungen, der sich im wesentli-
chen aus den Bruttolohnen (inklusive der Abga-
ben) ergibt, iibersteigt. Je hoher die Abgaben,
desto geringer der Anreiz zu einem solchen Ver-
halten'.

Die Herstellung von Industriegiitern wurde durch
Massenproduktion effizienter und billiger. Aber
selbst dort, wo die Beschiftigung im Dienstlei-

- stungsbereich expandiert, setzt dies doch keinen

positiven Riickkopplungsprozef3 in Richtung Pro-
duktivititsentwicklung in Gang'®. Dies ist eine
Folge davon, daB, anders als in den meisten
Bereichen der verarbeitenden Industrie, bei den
Dienstleistungen mit niedrigem Produktivitits-
wachstum keine Skalenertrige, d.h. sinkende
Stiickkosten bei Produktionsmengenerhéhung,
auftreten. Dementsprechend hat ein expandieren-'
der Markt fiir diese Dienstleistungen — anders als
bei Industriegiitern — nicht automatisch steigende
Produktivititen zur Folge.

Der positive Riickkopplungseffekt von Produkti-
vititswachstum, Marktausweitung und Beschifti-
gungsexpansion, der fiir die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Industrielinder charakteristisch
war'®, wirkt also nicht mehr. Eine deflationire
Politik kann die Probleme von Beschiftigung
und mangelhaftem Einkommenswachstum nur
verscharfen. Eine expansive Fiskal- und Geldpoli-
tik ist aber nicht mehr ausreichend, um die
Volkswirtschaft durchstarten zu lassen und ein
akzeptables Einkommen und eine hohe Beschif-
tigung zu realisieren. Dafiir sind neue Ansitze
erforderlich. In dieser Entwicklung zeichnet sich
ein Trendbruch in den hochindustrialisierten Lén-
dern ab, der hdufig — wenn auch ungenau — mit
dem Ubergang von der Industriegesellschaft zur
Dienstleistungs- oder postindustriellen Gesell-
schaft beschrieben wird. Es expandiert nun auch
die Beschiftigung in Wirtschaftszweigen mit

14 Vgl Fritz W. Scharpf, Structures of Post-industrial So-
ciety — or — Does Mass-unemployment Disappear in the Ser-
vice and Information Economy?, in Eileen Appelbaum/
Ronald Schettkat (Hrsg.), Labor Market Adjustments to
Structural Change and Technological Progress, New York —
London 1990, S. 17-35.

15 Zwar nimimt die Nachfrage nach weiblichen Arbeits-
kriften mit der Beschiftigung im Dienstleistungsbereich zu,
und eine zunechmende Beschiftigung von Frauen fiihrt zu ei-
ner Substitution von unbezahlter Hausfrauenarbeit durch

_bezahlte Dienstieistungen, doch kommt es nicht zu positiven

Riickkopplungseffekten, die zu steigender Produktivitit und
steigenden Lohnen beitragen konnen.
16 Vegl. W. E. G. Salter, Productivity and Technical Change,

Cambridge 1960.
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Graphik 3: Lohnunterschiede* in ausgewiihlten Industrieliindern in den achtziger und neunziger Jahren

80er  90er

USA

80er  90er 80er 90er

Japan Schweden

9ler

80er  90er 80er

Frankreich

S0er 90er

England Deutschland

* Lohnunterschiede: Oberes Dezil dividiert durch unteres Dezil der Einkommen (Durchschnittseinkommen der
10 Prozent mit dem hochsten Einkommen zu Durchschnittseinkommen der 10 Prozent mit den niedrigsten Einkom-

men).
Quelle: OECD-Statistiken.

geringer Produktivitiat, deren Expansionsfahigkeit
aber von den institutionellen Bedingungen der
Volkswirtschaft abhiangt.

Léander mit so verschiedenen politischen und insti-
tutionellen Gegebenheiten wie die USA, Japan
und Schweden haben eine hohe Beschiaftigungs-
quote des Dienstleistungssektors gemein. Dieses
ist jedoch das Ergebnis unterschiedlicher Entwick-
lungen des privaten und offentlichen Dienstlei-
stungssektors in den drei Lindern.

In den USA war die rasche Beschiftigungsexpan-
sion vor allem eine Folge der Ausweitung privater
Dienstleistungen (mit iiberwiegend niedriger Pro-
duktivitdt), die durch groBe Lohnunterschiede
(vgl. Graphik 3) ermoglicht wurde. Ahnlich ist es
in Japan, wo zwar die Lohnunterschiede innerhalb
der GroBunternehmen gering sind, dafiir aber
krasse Differenzen zwischen den Einkommen in
den einzelnen Wirtschaftszweigen und in GroB-
und Kleinbetrieben bestehen. In Schweden setzte
sich auf der anderen Seite eine stark zentralisierte
und gut organisierte Arbeitnehmerschaft erfolg-
reich fiir eine solidarische Lohnpolitik mit gerin-
gen Lohnunterschieden (vgl. Graphik 3) ein, was
eine starke Expansion privater Dienstleistungen
behinderte.

Da den Arbeitnehmern in Schweden in der Indu-
strie. und in den Dienstleistungsbranchen ver-
gleichbare Lohne gezahlt wurden, ergaben sich fiir
die privaten Dienstleistungen bei unterdurch-
schnittlicher Produktivititssteigerung hohe rela-
tive Preise, was den Markt fiir diese Leistungen
begrenzte. Schwedens Ausweg ' aus diesem
Dilemma bestand bis in die achtziger Jahre hinein
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darin, die zunehmende Erwerbspersonenzahl in
den rasch wachsenden offentlichen Sektor zu inte-
grieren. Als Folge stieg aber die Steuerlast erheb-
lich an, was in der jlingsten Vergangenheit mit zum
Niedergang des schwedischen Modells beitrug.

Sowohl in den USA als auch in Schweden wurde
ein zunehmender Anteil der Bevolkerung erfolg-
reich in den Arbeitsmarkt integriert. Diese Lander
repriasentieren jeweils Beispiele fiir eine Politik
der Beschiftigungsausweitung durch Lohndiffe-
renzierung bzw. durch einen aktiven Wohlfahrts-
staat. Ein ~abweichender wirtschaftspolitischer
Ansatz wurde in den kontinentaleuropdischen
Wohlfahrtsstaaten verfolgt. Hier begrenzten Insti-
tutionen wie die soziale Sicherung und relativ
geringe Lohnunterschiede (vgl. Graphik 3) die
Ausweitung der offiziellen Beschiftigung in Sekto-
ren mit niedrigen Lohnen. Um dennoch die
Arbeitslosigkeit zu verringern oder wenigstens zu
begrenzen, ergriffen diese Liander Malinahmen zur
Senkung der Erwerbspersonenzahl (zum Beispiel
durch Einfithrung eines Vorruhestandes). In die-
sen Liandern hat zwar die Erwerbsbeteiligung von
Frauen zugenommen, aber im internationalen Ver-
gleich ist sie dennoch gering. Passive sozialstaatli-
che MaBnahmen sicherten zwar die Einkommen
der inaktiven Bevolkerung, wirkten aber gleichzei-
tig mindernd auf die Erwerbsbeteiligung. In der
Folge stieg auch in den kontinentaleuropdischen
Lindern die Steuerlast an'’.

17 Vgl. Eileen Appelbaum/Ronald Schettkat, The End
of Fullemployment? Economic Developments in Industri-
alized Economies, in: Intereconomics, 29 (1994) May/June,
S. 122-130.
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Auf der Basis dieser Ergebnisse ergeben sich drei
prinzipielle Entwicklungs- bzw. Reaktionsmuster
hochindustrialisierter Volkswirtschaften.

ldealtypische Reaktionsmuster auf die Beschiifti-
gungskrise in den Industrielandern

I. Lohn- und Einkommensdifferenzierung

a. Beschaftigungsexpansion im privaten Dienst-
leistungsbereich durch Lohn- und Einkommens-
differenzierung sowie bei geringer Staatsquote,
aber stagnierendem Pro-Kopf-Einkommen und
relativ hoher Arbeitslosigkeit (USA).

b. Beschiftigungsexpansion im privaten Dienst-
leistungsbereich durch Lohn- und Einkommens-
differenzierung, bei geringer Staatsquote, aber
hohem Industrieanteil, insbesondere durch
auBenwirtschaftliche Erfolge, und geringer
Arbeitslosigkeit (Japan).

Il. Aktiver Wohlfahrtsstaat

Beschiftigungsexpansion  im  o6ffentlichen
Bereich bei geringen Lohnunterschieden mit
zunechmendem Staatsanteil, aber mit geringem
Zuwachs des Pro-Kopf-Einkommens; bei gerin-
ger Arbeitslosigkeit (Schweden), die aber nach
Aufgabe des ,schwedischen Modelis* explosi-
onsartig anstieg (vgl. Graphik 1).

I1I. Passiver Wohlfahrtsstaat

Beschiftigungsstagnation bei konstanten Lohn-
unterschieden, bei zunehmendem Staatsanteil
und Begrenzung der Erwerbspersonenzahl, stei-
gendem Pro-Kopf-Einkommen, aber hoher
Arbeitslosigkeit (Bundesrepublik und andere
kontinentaleuropdische Staaten).

. III. Die Zukunft der Beschéftigung
in den Industrielandern

1. Industriebeschiftigung

Ein Ausweg aus der Situation gesittigter Mirkte'®,
in der der arbeitssparende den arbeitsschaffenden
Produktivitiatseffekt dominiert, konnte kurzfristig
in einer Nachfragesteigerung bisher unterausge-
statteter Haushalte (in den Industrieldndern selbst
oder in bisher nur schwach industrialisierten Lin-
dern [Osteuropa, Dritte Welt]) liegen. Ein solcher

18 Der Sittigungsbegriff wird hier fiir Mirkte gebraucht, in
denen die Preiselastizitiit unter eins (absolut) liegt.
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Nachfrageboom wurde zum Beispiel durch die
Ausstattung der (damals noch existierenden)
DDR mit kaufkriftiger Nachfrage im Rahmen der
deutschen Wihrungsunion ausgelost.

Handel mit sich entwickelnden Léndern kann
zwar in den Industrielindern Arbeitsplitze in eini-
gen Marktsegmenten kosten, aber er fiihrt gleich-
zeitig auch zu verstdarkter Nachfrage dieser Linder
in anderen Marktsegmenten, weshalb insgesamt
durch Handel eher positive Beschiftigungseffekte
zu erwarten sind. Die Bedeutung des internationa-
len Handels mit Landern auBBerhalb der OECD ist
zudem insgesamt bescheiden. Selbst wenn dieser
negative Beschiftigungseffekte zeitigen wiirde,
wiiren diese doch sehr gering"”.

Empfehlungen, den technischen Fortschritt zu
bremsen und ,,zu hohen* Produktivitatssteigerun-
gen — etwa durch eine entsprechende Lohnpoli-
tik — entgegenzuwirken, mogen kurzfristig mehr
Beschiftigung versprechen, aber aufgrund der
hohen Komplementaritiat von Prozef3- und Pro-
duktinnovationen sind langfristig eher negative
Effekte einer solchen Strategie zu erwarten. Sie
fiihren wahrscheinlich zu verminderter Produktin-
novation und verschlechtern so die qualitative
Wettbewerbsfihigkeit”’, ohne die preisliche Wett-
bewerbsfahigkeit zu verbessern.

Mittel- bis langfristig kann das Veralten vorhande-
ner Produkte (etwa durch hohere Umweltstan-
dards, hohere Energiekosten) zu neuer Nachfrage
fur prinzipiell bekannte Giiter fithren. Die zwin-
gende Vorschrift von Abgaswerten bei Automobi-
len, die nur durch moderne Technik oder Zusatz-
aggregate (wie der Katalysator) zu erreichen sind,
wire ein Beispiel. Aber nur wenn neue Produkte
gegeniiber alten Produkten dominieren, kann die
Beschiftigung in der Industrie mittel- bis langfri-
stig wieder steigen. Dieses setzt eine neue ,lange
Welle* oder einen sogenannten neuen Kondratieff-
Zyklus — einen von neuer Technologie getragenen
langfristigen Wirtschaftsaufschwung — voraus, des-
sen Basis manche in der Informations- und Tele-
kommunikationstechnologie sehen. Bisher deutet
jedoch vieles darauf hin, daB3 die Substitutions-
komponente dieser Technologie iiberwiegt, und
selbst ., Technikoptimisten’' halten das Beschifti-
gungspotential fiir nicht ausreichend, um die

19 Vgl Paul R. Krugman/Robert Z. Lawrence, Trade, Jobs
and Wages, in: Scientific American, 270 (1994) 4. S. 44 -49.
20 Vgl. Egon Matzner/Ronald Schettkat/Michael Wagner,
Labor Market Effects of New Technology. in: Futures, (Sep-
tember 1990), S. 687709,

21 Vgl Chris Freeman/Luc Soete, Work for all or mass un-
employment?, London 1994.
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Arbeitslosigkeit substantiell zu verringern®, Kurz-
bis mittelfristig ist aufgrund des industriellen Ent-
wicklungsprozesses eher mit einem weiteren
Abbau der Industriebeschiftigung zu rechnen, der
in offenen Volkswirtschaften noch durch interna-
tionale Konkurrenz verstirkt werden kann.

Um langfristig auf dem Weltmarkt konkurrenzfi-
hig zu sein und um die Industriebeschéftigung zu
stabilisieren, bedarf es kontinuierlicher Innovatio-
nen, die es der europdischen Industrie erlauben,
immer wieder mit neuen Produkten in das preis-
elastische Segment der Nachfrage vorzudringen.
Nur hier sind hohe Lohne am Markt durchsetzbar,
und nur hier ist eine hohe Marktdynamik zu
erwarten, die auch zu Beschiftigungsausweitungen
fiihren kann®. Eine Erhohung der Innovationsan-
strengungen und eine Verbesserung der Rahmen-
bedingungen fiir Forschung und Entwicklung miis-
sen deshalb eine vorrangige Aufgabe der
Wirtschaftspolitik sein. Von ihrer Losung ist

~ jedoch nur eine Milderung, aber keine Bewilti-

gung der beschiftigungspolitischen Probleme zu
erwarten. i

2. Optionen zur Ausweitung von Dienstleistungs-
beschiiftigung

Die Beschiftigungsgewinne in industrialisierten
Lindern sind vor allem in den Dienstleistungen
erzielt worden, die aber teilweise nur geringe
Produktivitdtssteigerungen aufweisen. Wenn es
geldnge, die Produktivitdtssteigerungen im preis-
und einkommenselastischen Dienstleistungsbe-
reich zu erhohen, dann kénnte es zu einem neuen
Aufschwung, dhnlich der vom Industriegiitersektor
getragenen  Expansionsphase, kommen. Die
beschiftigungspolitische Hoffnung®* der Dienst-
leistungsbeschéftigung liegt deshalb im Gegensatz
zur Fourastiéschen Analyse — wonach die Beschéf-
tigung gerade bei geringen Produktionssteigerun-
gen zunimmt - nicht in geringen, sondern in hohen
Produktivitatssteigerungen. Die Produktionsstei-
gerungen ermoglichen Preissenkungen, die zu
einer die arbeitssparenden Effekte {iberkompen-
sierenden Ausweitung der Nachfrage fithren kon-
nen. Eine positive Riickkopplung von Produk-
tivitatssteigerung, Einkommenswachstum und
Beschiftigungsstabilitit, wie sie die industrielle
Entwicklungsphase prigte, kann im Prinzip also
auch auf Dienstleistungen basieren, wenn es zu
produktivitédtssteigernden Innovationen kommt.
Zu einer solchen Entwicklung ist es bereits in Tei-

22 Vgl. E.Matzner/R. Schettkat/M. Wagner

F. W. Scharpf (Anm. 14).
23 Vgl E. Appelbaum/R. Schettkat (Anm. 17).

(Anm. 20);
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len des Dienstleistungssektors (etwa bei Banken
oder der Telekommunikation) gekommen; aber
die Mehrzahl der personenbezogenen Dienstlei-
stungen unterliegt nur geringen Produktivitétsstei-
gerungen.

Solange personenbezogene Dienstleistungen dem
technischen Fortschritt nur begrenzt zuginglich
sind, gibt es im Prinzip nur zwei Wege, die abzuset-
zende Menge der Dienstleistungen zu erhhen:
Entweder wird (A) die Nachfrage bei gegebenen
Preisen und Kosten erhoht oder (B) die relativen
Preise der Dienstleistungen werden . reduziert.
Wihrend (B) prinzipiell einen Austausch der
Dienstleistungen auf privaten Mairkten zuldBt,
erfordert (A) praktisch ein Engagement der
offentlichen Hand.

Wenn personenbezogene Dienstleistungen offent-
lich angeboten werden, kénnen im Prinzip Lohne
gezahlt werden, die vom Niveau und der Entwick-
lung den Lohnen in den Branchen mit hohem tech-
nischen Fortschritt vergleichbar sind, ohne daf3 die
Nachfrage darunter leidet. Ein gutes Beispiel hier-
fiir ist die Schulausbildung. Wenn von Lehrern
erwartet wird, daf} sie eine angemessene Ausbil-
dung haben, und sie dementsprechend entlohnt
werden miissen, konnen sich nur wenige Haus-
halte eine Ausbildung in privaten Schulen leisten.
Offentliche Schulen sind deshalb die Regel. Sie
zahlen Lohne, die denen anderer Arbeitskrifte
mit dhnlicher Ausbildung vergleichbar sind. Finan-
ziert werden Offentliche Dienstleistungen {iber
Steuereinnahmen. Steigende Lohne fiir Arbeits-
pldatze im o6ffentlichen Dienst werden die Steuern
erhohen, wenn — wie im Falle der Schulausbildung
- bei Erstellung dieser Dienstleistungen keine Pro-
duktivitéitsfortschritte realisiert werden®.

Die Lohnsumme des offentlichen Sektors lidf3t sich
leichter erhdhen, wenn die Realldhne in der
gesamten Volkswirtschaft steigen, aber sie ist
duBerst begrenzt, wenn die Reall6hne stagnieren
oder sogar sinken. Da zudem die Arbeitsplitze im
offentlichen Dienst sicherer sind als im privaten
Sektor, gibt es im Privatsektor stirkere Anreize
fiir eine Lohnzuriickhaltung. Ein Problem kann
entstehen, wenn der vor Weltmarkteinfliissen
geschiitzte offentliche Sektor die Lohnfiihrerschaft
tibernimmt, wie es in Schweden zeitweise der Fall
ist. Letztlich kann die offentliche Bereitstellung
von Dienstleistungen oder deren Subventionie-

24 Natiirlich kann auch die Qualitit reduziert werden, etwa
durch eine VergroBerung der Klassen, Dieses ist jedoch kein
Produktivitidtsfortschritt, der nur dann auftritt, wenn bei
konstantem Arbeitseinsatz der ,,Output® - bezogen auf die
Qualitédt - erhoht wird.
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rung zu Ineffizienzen fithren. Diese miissen nicht
groBBer als bei Unternehmen des Privatsektors
sein, doch gibt es im Gegensatz dazu keinen
Marktmechanismus als Disziplinierungsinstru-
ment. Momentan ist die Ausweitung von Beschif-
tigung im offentlichen Sektor in Verbindung mit
Steuererhohungen auszuschlieen, weshalb diese
Option hier nicht weiter verfolgt wird.

Die Nachfrage insbesondere nach personenbezo-
genen Dienstleistungen ist sehr preiselastisch, wes-
halb diese auf privaten Markten nur dann nachge-
fragt werden, wenn die Preise nicht zu hoch sind.
Die Marktpreise konnen auf verschiedenen Wegen
beeinflult werden:

1. durch nach unten flexible Lohne und
2. durch offentlich-private Kofinanzierung.

Nach unten flexible Lohne konnen eine relativ
starke Nachfrageausweitung bei Dienstleistungen
hervorrufen”. GroBe Lohnunterschiede divergie-
ren aber mit verteilungspolitischen Zielen und
bringen Anreizprobleme mit sich. Die Anreizwir-
kung ist relativ unproblematisch, wenn es sich um
Tadtigkeiten mit geringen Qualifikationsanforde-
rungen handelt. Aber bei qualifizierteren Tatigkei-
ten werden fehlende Anreizwirkungen zum Pro-
blem, denn niemand wird in eine Ausbildung
investieren, die ihm nur einen geringen Lohn ver-
spricht, wenn andere Tatigkeiten bei vergleichba-
ren Bildungsinvestitionen einen deutlich hoheren
Lohn versprechen. Die Aktivierung der privaten
Dienstleistungsnachfrage durch Lohndifferenzie-
rung kann also nur bei gering qualifizierten Tatig-
keiten aufgehen, und sie kann kontraproduktiv
sein, wenn die Tatigkeiten ein hohes Qualifikati-
onsniveau erfordern, wie zum Beispiel im Bil-
dungs- oder Pflegebereich.

25 Lohnzuriickhaltung durch hinter dem Produktivitats-
fortschritt zuriickbleibende Lohnsteigerungen kann einen
starken positiven Beschiftigungseffekt in Unternehmen und
Branchen im preiselastischen Teil der Nachfragekurve ent-
falten, da sie dort starke quantitative Effekte haben. Eine US-
Studie zu den Beschiiftigungswirkungen der Lohnflexibilitét
nach oben und unten hat gezeigt, daB in den siebziger Jahren
eine Lohnzuriickhaltung im technologisch progressiven Be-
reich der USA mehr Arbeitsplitze zusitzlich geschaffen
hitte, als die Lohnflexibilitdt nach unten im technologisch
stagnierenden Bereich erhalten konnte (vgl. Linda Bell/
Richard Freeman, Does a Flexible Wage Structure Increase
Employment? The US Experience, National Bureau of Eco-
nomic Research [NBER], Working Paper No. 1604, Cam-
bridge, Mass. 1985). Die Potentiale von Beschiftigungs-
schaffung durch Lohnzuriickhaltung sind also ungleich
verteilt. Sie sind am groBten in Unternehmen, die sich auf
dem preiselastischen Teil der Nachfragekurve befinden, und
sie sind gering in Unternehmen auf dem preisunelastischen
Teil der Nachfragekurve.
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Das abschreckende Beispiel der ,,working poor* in
den USA vor Augen werden zunehmend Méglich-
keiten offentlich-privater Kofinanzierung disku-
tiert. Generell konnen Subventionen Dienstlei-
stungen marktfihig machen, ohne daB3 die
Beschiftigten in diesen Sektoren niedrige Lohne
erhalten. Die Subvention kann beim Konsum
ansetzen, d.h., es werden zunichst kostendek-
kende Preise verlangt, die aber durch die Subven-
tion fiir den Konsumenten vermindert werden.
Dies kann zum Beispiel durch eine steuerliche
Absetzbarkeit des Konsums®® oder durch die Aus-
gabe von Gutscheinen geschehen. In beiden Fillen
ist die Spezifitit der Subvention leicht herzustel-
len, denn es sollten nur solche Dienstleistungen
subventioniert werden, deren gesellschaftlicher
Nutzen hoher als die individuelle Zahlungsbereit-
schaft (Nutzen) ist oder deren Konsum gesell-
schaftlich erwiinscht ist.

Fiir die Subvention der Produktion gibt es unter-
schiedliche Moglichkeiten, die aus einer negativen
Einkommenssteuer fiir die Beschiftigten oder
einer Reduktion von Steuern und Abgaben
bestehen kénnen. Bei einer Lohnsubvention durch
die Negativsteuer konnen die Unterschiede in den
relativen Preisen aufrechterhalten und gleichzeitig
die Konsequenzen der Lohnunterschiede auf die
Einkommen gemildert werden. Hohe Bruttolohn-
differenzen schaffen aber ein Anreiz- und ein
Selektionsproblem, weil Arbeitnehmer nicht
bereit sein werden, in die Ausbildung nur niedrig
entlohnter Tatigkeiten zu investieren. Um eine
negative Auswahl dort zu vermeiden, wo spezielle
Fihigkeiten notwendig sind, wie in der Kranken-
pflege oder der Erziehung, sollten sich die Lohne
nicht zu stark von denjenigen unterscheiden, bei
denen technischer Fortschritt realisiert wird und
bei denen vergleichbare Anforderungen an die
Ausbildung gestellt werden. Angesichts dieses
Dilemmas bei Dienstleistungen mit hohen Qualifi-
kationsanforderungen ist die Niedriglohnstrategie
— auch mit negativer Einkommenssteuer — auf sol-
che Dienstleistungen begrenzt, bei denen nur
geringe Anforderungen an die Ausbildung gestellt
werden. Eine Negativsteuer kann zwar das Preis-/
Lohnproblem einiger Dienstleistungen losen, nicht
jedoch das Anreizproblem bei Investitionen in
Humankapital. GroBe Lohndifferenzen verringern
die Bereitschaft der Arbeitnehmer, in die Ausbil-

26 Je nach Ausgestaltung des steuerlichen Abzugs konnen
sich senr unterschiedliche Verteilungswirkungen ergeben.
Ein Steuerfreibetrag etwa begiinstigt bei einem progressiven
Steuertarif die Bezieher hoher Einkommen, wihrend
Grundfreibetrdge alle Steuerzahler in gleicher Weise be-
glinstigen.
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dung niedrig entlohnter, aber qualifizierter Titig-
keiten zu investieren, und konnen deshalb zu
einem gesellschaftlich suboptimalen Niveau bei
diesen Investitionen fiihren.

Die Negativsteuer wiirde zudem alle niedrig
bezahlten Tatigkeiten subventionieren, unab-
hiangig davon, ob diese gesellschaftlichen Nutzen
stiften, der iiber die Zahlungsbereitschaft der Kon-
sumenten hinausgeht oder nicht. Anstelle unge-
zielter Subventionen wie bei einer negativen Ein-
kommenssteuer erscheint es sinnvoller, zunédchst
die Bereiche zu definieren, in denen gesellschaft-
liche Zusatznutzen entstehen oder die als gesell-
schaftlich forderungswiirdig angesehen werden.
Subventionsformen, die eine Eingrenzung der zu
fordernden Bereiche erlauben, sind deshalb vorzu-
ziehen.

Prinzipiell gleiche Effekte wie mit einer negativen
Einkommensteuer konnen beispielsweise auch

durch den ErlaB von Mehrwertsteuer oder den

Erlal bzw. die Reduktion von Lohnnebenkosten?’
erreicht werden. In allen Fillen wird der Preis der
Leistungen reduziert, ohne die Lohne der Beschif-
tigten zu belasten. Allerdings sollte eine Reduk-
tion der Lohnnebenkosten nicht derart erfolgen,
dal} die beschiftigten Arbeitnehmer aus der sozia-
len Sicherung herausgenommen werden (wie etwa
bei sogenannten geringfiigigen versicherungsfreien
Tiatigkeiten); sie sollen in die Versicherung einbe-
zogen werden, d. h., ihre Beitrdge (zu 100 Prozent
oder nur der Arbeitgeberanteil) miissen aus dem
allgemeinen Steueraufkommen bestritten wer-
den®,

27 Zu den Lohnnebenkosten zihlen alle indirekten Lohn-
kosten, z. B. die Aufwendungen der Arbeitgeber fiir Sozial-
versicherungen, aber auch die bezahlten Urlaubs- und Feier-
tage. Zu untérscheiden ist die Differenzierung von Lohn- und
Lohnnebenkosten von variablen und fixen Lohnkosten, denn
letztere setzen an der Abhédngigkeit der Lohnkosten von der
Variation des Arbeitseinsatzes an.
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IV. Zusammenfassende Schluf3-
folgerungen fiir eine beschéftigungs-
expansive Wirtschaftspolitik

Eine auf wirtschaftliches Wachstum ausgerichtete
Beschiftigungspolitik mul3 der Verschiebung der
Beschaftigungspotentiale zwischen dem Industrie-
und dem Dienstleistungssektor Rechnung tragen,
aber sie darf den Industriesektor nicht vernach-
lassigen. Im hochproduktiven Industriesektor muf3
vor allem die Innovationsfahigkeit gestarkt wer-
den, die es erlaubt, in preiselastische Markt-
segmente vorzustoBen. Nur hier konnen hohe
Lohne am Markt durchgesetzt und Beschifti-
gungspotentiale erschlossen werden. Auf die Inno-
vationsfahigkeit ist vor allem auch im Bereich
personenbezogene Dienstleistungen zu setzen,
weil Produktivititssteigerungen in diesem stark
preiselastischen Nachfragebereich zu einem sich
selbst tragenden Aufschwung fithren konnen,
der zu héheren Einkommen und mehr Beschafti-
gung fithrt. Kurz- und mittelfristig konnen
Beschéftigungspotentiale in den personenbezoge-
nen Dienstleistungen erschlossen werden, wenn
die Kosten der Arbeitslosigkeit in Kosten der Pro-
duktion transformiert werden. Darin liegt ein
hoher Effizienz-, Wohlstands- und Wohlfahrtsge-
winn fiir die europdischen Volkswirtschaften, des-
sen Aktivierung aber gesamtfiskalisches Handeln
erfordert.

28 Eine Belastung der Versichertengemeinschaft mit den
erlassenen Beitriigen ist nicht tragbar, weil die geforderten
Leistungen allen Biirgern zugute kommen konnen. Fiir eine
Diskussion von Lohnnebenkosten und Beschiiftigung vgl.
auch Jaques Dréze/Edmond Malinvaud, Growth and em-
ployment: The scope of a European Initiative, in: European
Economic Review, (1994), S. 489-504; Edmund Phelps, Low
Wage Employment Subsidies versus the Welfare State, in:
American Economic Review, (May 1994), S. 5458,
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Jirgen Neyer/Martin Seeleib-Kaiser

Arbeitsmarktpolitik nach dem Wohlfahrtsstaat
Konsequenzen der 6konomischen Globalisierung

I. Einleitung

Kaum ein anderes gesellschaftliches Phdnomen
hat in den letzten Jahren in den Medien und der
wissenschaftlichen Offentlichkeit eine #hnlich
breite Aufmerksamkeit gefunden wie das der
Globalisierung. Aus der Perspektive der Okono-
men beschreibt Globalisierung zuerst einmal
nichts anderes als das Zusammenwachsen ehe-
mals nationaler Markte in einen globalen Markt,
mit dem Resultat effizienterer Allokation — Ver-
teilung von Ressourcen. Ein lediglich 6konomi-
sches Verstiandnis dieses umfassenden Prozesses
der Restrukturierung sozialer Beziehungen iiber-
siecht jedoch nur zu leicht, daB das globale
Zusammenwachsen der Mirkte nicht nur zu
neuem Okonomischen Wohlistand gefiihrt hat,
sondern auch mit einer tiefgreifenden Erschiitte-
rung der sozialen Fundamente unserer Nach-
kriegsgesellschaften einhergeht’.

Staaten sind des weiteren nicht nur einem Prozel3
der steigenden Okonomischen Integration unter-
worfen, sondern Staatlichkeit selbst befindet sich
unter dem Einflul globaler ékonomischer Pro-
zesse in einer umfassenden Transformationsphase.
Wihrend sich moderne Staatlichkeit seit dem
17. Jahrhundert entlang von territorialen Grenzen
konsolidierte und als wesentliche Elemente die

interne Herrschaftsdurchsetzung und das externe
Alleinvertretungsmonopol gesellschaftlicher Inter-

essen beinhaltete, lassen sich diese staatlichen
Anspriiche in der heutigen entgrenzten Weltwirt-
schaft kaum noch aufrechterhalten. Staatliche
Politik muf3 vielmehr dem Umstand Rechnung tra-
gen, dal die Spieiregeln der Weltwirtschaft heute

Gekiirzte und iiberarbeitete deutsche Version eines gemein-
samen Arbeitspapieres der Autoren, Bringing the Economy
Back, in: Economic Globalization and the Re-Commodifica-
tion of the Workforce, ZeS-Arbeitspapier Nr. 16/95 (Univer-
sitit Bremen, Zentrum fiir Sozialpolitik).

1 Vgl z.B. Horst Afheldt. Wohlstand fiir niemand? Die
Markwirtschaft entlidBt ihre Kinder, Miinchen 1995; Claus
Koch, Die Gier des Marktes. Die Ohnmacht des Staates im
Kampf der Weltwirtschaft, Miinchen 1995.
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von einer Vielzahl duBlerst heterogener Akteure
bestimmt werden und zwischenstaatliche Regel-
werke nur noch begrenzten Einfluf haben.

Welche Konsequenzen haben diese Trends fiir den
Wohlfahrtsstaat? In den Sozialwissenschaften gibt
es derzeit zwei wesentliche Stromungen hinsicht-
lich der Bewertung der moglichen Auswirkungen
von Globalisierungsprozessen: Einmal wird argu-
mentiert, dall wir gegenwiirtig einen Paradigmen-
wechsel unter dem Motto .,Vom Wohlfahrtsstaat
zum Wettbewerbsstaat® durchlebten, dadurch
gekennzeichnet, dafl die Sozialpolitik eindeutig
den Erfordernissen der Arbeitsmarktflexibilisie-
rung und/oder den Zwingen der internationalen
Wettbewerbsfihigkeit untergeordnet sei. Anhin-
ger der zweiten Stromung betonten, daB die Glo-
balisierung bisher kaum einen negativen Einfluf3
auf den Wohlfahrtsstaat gehabt habe. Allenfalls
handele es sich bei den sozialpolitischen Verande-
rungen der letzten drei Dekaden um marginale
Einschnitte bzw. um Verdnderungen, die erst in
Zukunft zum Tragen kommen wiirden®.

Ziel unseres Beitrages ist es zum einen, die
Debatte iiber den Zusammenhang zwischen welt-
wirtschaftlichen Strukturveranderungen und wohl-
fahrtsstaatlicher Kompetenz auf den Boden empi-
risch fundierter Analyse zu stellen®. Zum anderen

tal und nationaler Staat, in: ProKla. Zeitschrift fiir kritische
Sozialwissenschaft, 90 (1993) 1, S. 12-33; Bob Jessop, The
Transition to Post-Fordism and the Schumpeterian Workfare
State. in: Roger Burrows/Brian Loader (Hrsg.), Towards a
Post—Fordist Welfare State?, London 1994, S. 13-37.

3 Vgl Gosta Esping-Andersen, After the Golden Age: The
Future of the Welfare State in the Global Order, Occasional
Paper No. 7, World Summit for Social Development, Geneva,
November 1994: Geoffrey Garrett/Deborah Mitchell, Glo-
balization and the Welfare State: Income Transfers in the In-
dustrial Demogracies, 1965-1990, Paper to be presented to:
Comparative Research on Welfare State Reforms, Pavia 14.
bis 17. September 1995 und Paul Pierson, The New Politics of
the Welfare State, ZeS-Arbeitspapier Nr. 3/95 (Universitét
Bremen, Zentrum fiir Sozialpolitik ).

4 Dieser Beitrag beschrinkt sich dabei auf eine Zusam-
menfassung der empirischen Arbeit. Sehr viel ausfiihrlichere
empirische Darlegungen sowie die umfassenden Literatur-
verweise konnen in: Jirgen Neyer/Martin Seeleib-Kaiser,
Bringing the Economy Back. in: Economic Globalization and

2 Vgl. John Holloway, Reform des Staates: Globales Kapi-
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wollen wir zeigen, daf} die unter dem Stichwort der
Globalisierung subsumierten weltwirtschaftlichen
Strukturverdanderungen seit Anfang der siebziger
Jahre - in den vergangenen zwei Dekaden -
gerade im Bereich der Arbeitsmarktpolitik in den
USA., Japan und der Bundesrepublik Deutschland
tiefe Spuren hinterlassen haben.

[I. Die neue Weltwirtschaft

Bevor im Verlauf dieses Beitrages auf die Ten-
denzen in der Arbeitsmarktpolitik eingegangen
wird, sollen in groben Ziigen die wesentlichen
weltwirtschaftlichen Strukturverinderungen seit
den frithen siebziger Jahren geschildert werden:

1. Bis in die siebziger Jahre war der internationale’

Rohstoff- und Warenhandel die treibende Kraft
der 6konomischen Integration in der Welt(markt)
gesellschaft. Seit Anfang der achtziger Jahre wird
der internationale Handel in seiner Bedeutung fiir
die grenzeniiberschreitende Produktion und Ver-
teilung von Giitern und Dienstleistungen jedoch
zunehmend von einem transnationalen System aus
langfristigen Kapitalverflechtungen iiberlagert.
Die Verkaufe auslindischer Niederlassungen von
transnationalen Konzernen haben den internatio-
nalen Handel in seiner Bedeutung weit iiberholt
und betragen heute mehr als das Doppelte des
grenziiberschreitenden  Vertriebs. Die groflen
Unternehmen der westlichen Welt wie General
Motors, Toyota, Exxon oder Siemens sind nicht
langer lediglich .national champions”, sondern
wurden in den siebziger und achtziger Jahren viel-
mehr zu ,global players™, deren Abhingigkeit
vom nationalen Markt sich nachhaltig reduziert
hat. Die wachsende Bedeutung von langfristigen
Kapitalverflechtungen spiegelt sich ebenfalls in
ihrer strategischen Bedeutung fiir die Innovation
von Produktionsprozessen, in der Bereitstellung
von Arbeitspldatzen und der Stimulierung von
volkswirtschaftlichem Wachstum wider. Aufgrund
dieser beiden Faktoren befinden sich Staaten
heute oftmals in einem wechselseitigen Wettlauf
um die Schaffung von immer hoheren Anreizen
fiir Investoren und die Reduktion von Lohn-
(neben)kosten. Dieses driickt sich entweder in

the Re-Commodification of Workforce, ZeS-Arbeitspapier
Nr. 16/95 (Universitat Bremen, Zentrum fiir Sozialpolitik),
und Jiirgen Neyer, Spiel ohne Grenzen. Jenseits des sozial
kompetenten Staates, Frankfurt am Main (Diss.). gefunden
werden.
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Steuererleichterungen, der Bereitstellung von Ver-
kehrsinfrastruktur oder sogar, wie in GrofB3britan-
nien, in dem Verweigern des Beitritts zur Sozial-
charta der Europdischen Union aus.

2. Global mobiles Kapital beschriankt sich jedoch
nicht lediglich auf Direktinvestitionen. Sehr viel
mobiler sind kurzfristige Kapitalverflechtungen
mit einer Investitionsperspektive von nur wenigen
Wochen oder Monaten. Diese hatten insbesondere
in den achtziger Jahren ein enormes Wachstum zu
verzeichnen und betragen heute ein Vielfaches
langfristiger Kapitalverflechtungen. Wihrend lang-
fristige Kapitalverflechtungen noch einen relativ

“hohen Grad an ,, Tragheit™ aufweisen, da Produkti-

onskapazitdten nur unter hohen Kosten verlagert

‘werden konnen, trifft dieses fiir die kurzfristigen

Investitionen von institutionellen Investoren wie

Investmentfonds oder Versicherungen nicht zu. In
' der hochliberalisierten Welt globaler Finanzbezie-
 hungen ist Kapital fliissig wie Quecksilber und rea-

giert innerhalb weniger Minuten auf verdnderte
Rahmenbedingungen. Die Ankiindigung expansi-
ver Staatsausgaben, steigender Haushaltsdefizite
oder einer sich verschlechternden Zahlungsbilanz
kann innerhalb kiirzester Zeit zu einer Umorien-
tierung von Investoren und einem Run aus der
jeweiligen Waihrung fithren. Dieses wiederum
zwingt die betroffene Regierung zu Zinserhohun-
gen, um den KapitalabfluB zu stoppen. Expan-
sive staatliche Ausgabenprogramme werden nicht

‘zuletzt deswegen heute nur noch so selten von

Regierungen benutzt, um konjunkturelle Depres-

‘sionen zu iiberwinden, da sie sich nur zu leicht

lediglich in Inflation iibersetzen wirden, ohne
die beabsichtigten positiven Beschaftigungseffekte
hervorzurufen.

3. Die gestiegene Mobilitat von Kapital fithrt wei-
terhin dazu, daff Regierungen immer groflere Pro-
bleme haben, ihre Okonomien zu bestenern und
somit die Grundlagen des Wohlfahrtsstaates zu
gewihrleisten. Eine umverteilende Sozialpolitik
kann nur dort hinreichend funktionieren, wo die
Mobilitat von Kapital ein begrenztes Phinomen
und Kapital grundsitzlich territorial verhaftet
bleibt. Genau dies wird jedoch immer fragwiirdi-
ger, da die Liberalisierungen des Kapitalverkehrs
und die effektive AuBerkraftsetzung zwischen-
staatlicher Grenzen fir Geld und Kapital die
Grundlage der .Solidargemeinschaft* des Wohl-
fahrtsstaates aufzuheben drohen. Die hohe Attrak-
tivitit, Geld auBerhalb der nationalstaatlich regu-
lierten Sphare anzulegen, gilt jedoch nicht
lediglich fiir die Bezicher hoher Einkommen, son-
dern mindestens ebensosehr fir Unternehmen.
Das Phinomen, daf3 die hohen Profite, die viele
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Unternehmen in den achtziger Jahren erwirtschaf-
teten, nicht zu einem entsprechenden Anstieg des
Angebotes an Arbeitspldtzen gefithrt haben, ist
nicht nur auf die umfassenden Rationalisierungen
und die hiermit zusammenhidngende Freisetzung
von Arbeitern und Arbeiterinnen zuriickzufiihren.
Ein zweiter wesentlicher Grund findet sich darin,
dafl Unternehmen es oftmals attraktiver fanden,
spekulative Geschifte an den internationalen Bor-
sen vorzunehmen, anstelle in neue Produktionska-
pazitdten zu investieren. Mit guten Griinden wird
hier argumentiert, da3 die globalen Geldmarkte
mit ihrem tdglichen Umsatz von iiber einer Billion
US-Dollar genau das Kapital aufsaugen, das bin-
nenwirtschaftlich fiir neue Investitionen und
Arbeitsplitze benotigt wiirde’.

4. Wihrend der internationale Handel sich lange
Zeit ganz iiberwiegend aus stofflichen Produkten
zusammensetzte (Agrargiiter, Rohstoffe, Halb-
und Fertigwaren), die gemessen, gewogen und
besteuert werden konnten, ist die Revolution des
Kommunikationswesens dabei, dem internationa-
len Handel den gesamten Bereich der professio-
nellen Dienstleistungen zu erschlieBBen. Dienstlei-
stungen konnten lange Zeit kaum international
gehandelt werden, da sie nicht lagerfihig waren
und Produktion und Konsum zur gleichen Zeit
erfolgen mufiten. Seit Mitte der achtziger Jahre
wichst der internationale Handel mit Dienstlei-
stungen jedoch in Raten, die weit iiber denen
des Warenhandels liegen und betrigt heute
(ohne Einkommen aus Kapitalanlagen) fast 30
Prozent des Welthandels. Im Gegensatz zum
Warenhandel handelt es sich hierbei um einen
weitgehend ,unsichtbaren® Handel, der konzern-
intern und zwischen Computerterminals erfolgt
und nur duBerst schwer zu erfassen bzw. zu regu-
lieren ist.

5. Wihrend die neuen Techniken der Datenverar-
beitung und -iibermittlung schon die Perspektive
einer internationalen Dienstleistungsgesellschaft
und somit eine vollig neue Dimension des interna-
tionalen Konkurrenzdrucks eroffnen, verweist der
massive Bedeutungsgewinn internationaler Kapi-
taleinkommen auf ein wahrscheinlich noch weit-
reichenderes Phdnomen: In einer Anzahl von
OECD-Staaten erreicht das Volumen der Einkom-
men aus Kapitalanlagen im Ausland heute schon
annahernd das Volumen der Einkommen, das

Gipfel als Begriindung fiir die Einfithrung einer globalen To-
bin-Steuer. Vgl. David Felix, Die Tobin-Steuer. Gegen Devi-
senspekulation, fiir einen internationalen Entwicklungsfond,
in: Entwicklung und Zusammenarbeit, 4 (1995). S. 105-107.

5 Soz.B.die Argumentation Kanadas auf dem letzten G-7-
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diese aus dem Export von Fertigwaren erzielen.
Bei einer Fortsetzung der bisherigen Trends diirf-
ten Staaten wie GroBbritannien oder auch Belgien
innerhalb der niachsten zehn Jahre de facto zu
Rentiersgesellschaften werden, die von den Ein-
kommen ihrer im Ausland getitigten Investitionen
einen GroBteil ithrer Importbediirfnisse befriedi-
gen konnen. Selbst Japan, das gemeinhin vor allem
als Exporteur von PKWs, Elektronik und Maschi-
nen gilt, erzielt heute schon Einnahmen aus aus-
landischen Kapitalanlagen, die knapp der Hiilfte
seiner Einkommen aus dem Warenexport entspre-
chen (GroBbritannien 61 Prozent, Belgien 74 Pro-
zent, G-25° 30 Prozent).

Nun koénnte man ja argumentieren, daB es eigent-
lich doch gleich sei, womit eine Volkswirtschaft
nun die bendtigten Devisen erwirtschafte. Die
Entwicklung von Rentiersgesellschaften fingt
allerdings dort an problematisch zu werden, wo
die primiaren Empfinger der Kapitaleinkommen
(Investment- und Pensionsfonds, Banken und
groBBe Unternehmen) iiber eine wachsende Mobili-
tiat verfiigen und hieriiber fdhig sind, einen hohen
Druck auf die Staaten auszuiiben, das Niveau der
Besteuerung niedrig zu halten. Sogar in der kon-
servativen Financial Times lassen sich in letzter
Zeit Befiirchtungen finden, daB3 diese Entwicklung
zu einem finanziellen Ausbluten der Wohlfahrts-
staaten fithren konnte.

Sowohl Geld- als auch Anlagekapital hat heute
nicht nur eine sehr viel groBere Bandbreite von
iiber den ganzen Globus verstreuten Investi-
tionsmoglichkeiten, sondern verfiigt auch tiber die
faktische Mobilitdt, diese wahrzunehmen. Diese
Mobilitéit steht wiederum in direktem Zusammen-
hang zu den technologischen Neuerungen im
Kommunikationswesen. Erst durch die Verbrei-
tung moderner Kommunikationssysteme wurde es
moglich, Investitionen nicht nur Kontinentiiber-
greifend vorzunehmen, sondern sie auch supervi-
sorisch zu begleiten, ithren Erfolg zu iiberwachen
und gegebenfalls ziigig einzugreifen. Der Boom
der grenziiberschreitenden Investitionsverflech-
tungen fillt von daher nicht ohne Grund in etwa
den gleichen Zeitraum wie die Ausbreitung des
PCs, des Internets oder der privaten Anbieter von
Telekommunikationsdienstleistungen wie PanAm-
Sat oder Cable & Wireless.

6. AbschlieBend ist hier noch der Aufstieg der
ostasiatischen Schwellenldnder Taiwan, Stidkorea,
Hongkong und Singapur, und in ihrem Gefolge

6 Das Aggregat ,,G-25" bezieht sich auf den gewichteten
Durchschnitt der 25 groBten Volkswirtschaften (ohne Ruli-
land).



der zweiten Generation von Schwellenlindern
Malaysia, China und Thailand zu erwihnen. Die
hohe Produktivitit und die relativ niedrigen
Lohne und Sozialkosten in diesen Lindern haben
zu rasant ansteigenden Warenexporten gefiihrt,
die dem internationalen Konkurrenzdruck eine
neue Dynamik gegeben haben. Eine dhnliche
Situation besteht seit den Jahren 1989/90 auch hin-
sichtlich der mittel- und osteuropdischen Staaten.
Bei dem Aufstieg der ostasiatischen Schwellenldn-
der handelt es sich nun allerdings nicht priméar um
eine globale Umverteilung gesellschaftlichen
Wohlstandes zugunsten thaildndischer oder chine-
sischer Arbeiter, sondern vielmehr um eine lang-
fristige Industrialisierungsstrategie nachholender
Entwicklung, die auf hohen internen Sparquoten
und niedrigem Massenkonsum aufbaut. Das Pro-
blem der sozialen Anpassungskosten in den alten
»Industrie*-Lindern wird daher durch einen glo-
balen Nachfrageausfall noch weiter verschirft, der

von manchen als wesentlicher Grund fiir die aus-

bleibende nachhaitige Belebung des Wachstums
angesehen wird.

III. Das Ende der Politik?

Aufgrund der skizzierten weltwirtschaftlichen
Strukturverdanderungen ist der Druck auf die
LLohn- und Preisgefiige sowie die soziale Stabilitit
der Wohlfahrtsstaaten zweifellos stark gestiegen.
Aber auch die wirtschafts- und finanzpolitische
Autonomie der Staaten, d.h., der Grad, zu dem
die verfolgte Politik auch als Ausdruck eigener
Interessen — und nicht nur duerer Rahmenbedin-
gungen — verstanden werden kann, ist heute zwei-
fellos bei weitem geringer, als sie es noch in den
siebziger Jahren war. Die entgrenzte Weltwirt-
schaft legt den politischen Handlungsoptionen der
Nationalstaaten ein enges Geriist von Restriktio-
nen auf, dessen Folgen manche Beobachter gar als
ein .Ende der Politik* interpretieren und hiervon
eine tiefgreifende Legitimationskrise der westli-
chen Demokratien ableiten’.

Dieser Argumentation zufolge basiert die Legiti-
mitdt von demokratischer Herrschaft nicht zuletzt
auf der Priamisse, daB3 die demokratisch gewihlten
Vertreter fdahig sind, das ihnen iibertragene
Mandat effektiv auszuiiben, d. h. diejenige Politik
zu betreiben, die von der Wahlbevolkerung

7 Vgl Susan Strange, The Limits of Politics, in: Government
and Opposition, 30 (1995), S. 291-311.
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gewiinscht wird. Dieses wird jedoch dadurch
erschwert, dal} die faktischen EinfluBmoglichkei-
ten von nationalstaatlicher Politik auf globale 6ko-
nomische Prozesse wie den Devisenhandel oder
die Festsetzung von internationalen Zinsniveaus in
den meisten Fallen eher gering sind. Globale
Marktprozesse entzichen sich jedoch nicht nur der
politischen Regulierung seitens einzelner Regie-
rungen, sondern iiben auch auBerordentlich hohen
Druck auf diese aus, thre Haushalte zu konsolidie-
ren, die konsumtiven (Sozial-)Ausgaben niedrig
und das Zinsniveau hoch zu halten. Nur auf der
Basis relativ niedriger Infiationsraten konnen
Regierungen damit rechnen, an den internationa-
len Kreditmarkten dringend benotigtes Geld auf-
nehmen zu konnen, ohne einen Zinszuschlag zah-
len zu miissen. '

Expansive einzelstaatliche HaushaltsmaBnahmen,
die auf eine Belebung der Binnenkonjunktur und
die Schaffung von neuen Arbeitsplitzen zielen,
werden hierdurch genausosehr erschwert wie die
weitere Expansion oder auch nur die Bewahrung
hoher sozialstaatlicher Standards. Die von Arbeit-
geberseite zunehmend bemiihte ,.Globalisierungs-
rhetorik™ hat diese Trends schon sehr friihzeitig
aufgenommen und in eine politische Kampagne
transformiert, in der die sozialen Folgen der glo-
balen Liberalisierung als zwar beklagenswerte,
doch unumgingliche Anpassungskosten an die
veranderte Weltwirtschaft erscheinen. Auch die
wichtigsten internationalen okonomischen Orga-
nisationen wie die Organization for Economic
Cooperation and Development (OECD) und der
Internationale Wahrungsfonds (IWF) fordern
immer nachdriicklicher die einzelstaatlichen
Regierungen auf, den neuen Realititen dahinge-
hend Rechnung zu tragen, daB3 diese die letzten
Uberbleibsel nachfrageorientierter Globalsteue-
rung aufgeben und ihre Wirtschafts-, Finanz- und
Sozialpolitiken an angebotsorientierten Prinzi-
pien ausrichten.

Wihrend einerseits also der Einfluf3 der Markte
auf die Politik signifikant gestiegen ist und eine
expansive und nachfrageorientierte Politik mit ver-
mindert hohen Kosten versehen ist, stellen ande-
rerseits doch die soziookonomischen Problemla-
gen, mit denen sich die Regierungen in den USA,
Japan und Deutschland konfrontiert sehen,
geradezu klassische Kandidaten fiir eine keynesia-
nische Politik dar: Die in Deutschland nun schon
zwel Jahrzehnte anhaltende Massenarbeitslosig-
keit, die in den USA und Japan sich vertiefende
(und in Deutschland ebenfalls zunehmende) Seg-
mentierung der Arbeitsmirkte und der in allen
drei Landern stindig steigende Bedarf an
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anspruchsvoller und berufsbegleitender, wenn
moglich lebenslanger Fortbildung lassen sich mit
Sicherheit nicht allein durch gekiirzte Soziallei-
stungen und ausgeglichene Haushalte beheben.
Welche Kontinuitdten und Briiche, so werden wir
im zweiten Teil dieses Beitrages fragen, lassen sich
in den sozialpolitischen Regimen dieser drei Staa-
ten seit Mitte der siebziger Jahre beobachten und
inwiefern lassen diese sich auf den EinfluB3 der
okonomischen Entgrenzung zuriickfithren?

IV. Die stirkere Wiederankopplung
der Arbeit an die Gesetze von
Angebot und Nachfrage

Ein erster Blick auf die Sozialausgaben in Kern-
laindern der OECD zeigt, da3 vor allem der
Bereich Arbeitslosenversicherung in den vergan-
genen zwei Jahrzehnten von einschneidenden Ver-
dnderungen betroffen gewesen zu sein scheint.
Nachdem jedoch die Sozialausgaben nur ein sehr
kruder Indikator fiir Veranderungen sind, ist es
sinnvoll zu tiberpriifen, inwieweit diese Ausgaben-
reduzierungen tatsachlich mit qualitativen Verédn-
derungen einhergingen.

Um die moglichen Verdnderungen analysieren
und bewerten zu konnen, bietet es sich an, einen
Indikator zu wihlen, der in der Vergangenheit
zur Bewertung in der vergleichenden Sozialpoli-
tikforschung herangezogen wurde. Gesta Esping-
Andersen® kategorisiert die Wohlfahrtsstaaten in
den verschiedenen Lindern danach, inwieweit
die Ware Arbeit hinsichtlich bestimmter sozialer
Risiken durch staatliche Sozialpolitik vom Markt
entkoppelt worden ist, das heifit nach dem Grad
threr De-Kommodifizierung. Zum Beispiel: Beim
Risiko Arbeitslosigkeit bietet die Arbeitslosen-
versicherung in gewisser Hinsicht eine Lohn-
sockelungsfunktion, d.h., unterhalb eines be-
stimmten (individuellen) Lohnniveaus ist ein
Arbeitnehmer 6konomisch nicht gezwungen, eine
Arbeit anzunehmen, sofern bestimmte Bedingun-
gen erfiillt sind. Ahnliches gilt fiir den Bezug von
Sozialhilfe seitens erwerbsfihiger Personen.

8 Vgl Gosta Esping-Andersen, The Three Worlds of Wel-
fare Capitalism, Cambridge 1990. Das englische Waort
~commodity"” bedeutet .,Ware” im Deutschen. Sozialpolitik
und ihre Mittel — Rechte. Geld und Dienste — ermoglichen
dem Erwerbstitigen, zumindest teilweise der ,Warenform*
seiner Arbeitskraft zu entrinnen. Gesta Esping-Andersen
nennt dies De-Kommodifizierung,.
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Bereits aus diesen Beispielen wird deutlich, da
der jeweilige De-Kommodifizierungsgrad nicht
anhand von allgemeinen staatlichen Ausgabenni-
veaus beurteilt werden kann, sondern es wichtig
ist, sowohl die Berechtigungskriterien als auch
die jeweilige Lohnersatzrate als Indikatoren her-
anzuzichen.

Auf der Grundlage dieses BewertungsmafBstabes
werden wir im Folgenden zeigen, daBl die Arbeits-
marktpolitik” in unseren drei Untersuchungs-
landern jeweils einen ProzeB3 der Re-Kommodifi-
zierung erkennen laft. Hierunter wird — analog
zum Begriff der De-Kommodifizierung — eine ver-
stirkte Wiederankoppelung der Ware Arbeit an
die Gesetze von Angebot und Nachfrage verstan-
den.

1. Der Fall USA

Staatliche Sozialpolitik spielte in den Vereinigten
Staaten von Amerika iiber weite Strecken des
~Goldenen Zeitalters® — im Vergleich zu west-
oder nordeuropidischen Staaten — nur eine unter-
geordnete Rolle. Die 6konomische Entwicklung
bis zu Beginn der siebziger Jahre schien die
begrenzte staatliche Intervention zu legitimieren,
nachdem die Lohnunterschiede zu einem gewis-
sen Grad eingeebnet und iiber betriebliche
Sozialpolitik, etwa durch Betriebsrenten bzw.
betriebliche Krankenversicherungen, bestimmte
soziale Risiken abgefedert wurden. Die Folge
war, da} auch ein Job fiir un- bzw. angelernte
Arbeitnehmer in den GroBunternehmen der ver-
arbeitenden Industrie den Weg zur sozialen
Inklusion, das hei3t in die US-amerikanische
Mittelschicht, bot. Diese Unternechmenspolitik
war aufgrund des komparativen Vorteils der Ver-
einigten Staaten in der internationalen Okono-
mie der Nachkriegszeit moglich und wurde von
den Industriegewerkschaften forciert.

Mit der Abnahme gut bezahlter und relativ stabi-
ler Arbeitspliatze in GroBunternchmen des verar-
beitenden Gewerbes, der voranschreitenden Aus-
hohlung betrieblicher Sozialpolitik und der
Zunahme von prekidren und atypischen Arbeits-
verhiltnissen, vor allem im Dienstleistungssektor,
das heilt mit der zunehmenden Entstofflichung
und Entgrenzung der US-amerikanischen Wirt-
schaft, fithrte der im internationalen Vergleich

9 Unter Arbeitsmarktpolitik fassen wir hier die monetéren
Sozialtransfers, die aufgrund des Kriteriums Arbeitslosigkeit
gewihrt werden, also unter Einbezichung der Sozialhilfe. so-
wie die monetiren Unterstiitzungen, die eine Eingliederung
auf dem ,reguldren® Arbeitsmarkt ermoglichen sollen.
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niedrige De-Kommodifizierungsgrad dazu, das
Risiko der sozialen Marginalisierung fiir einen
steigenden Anteil der Bevolkerung zu verschir-
fen.

Wihrend seit den siebziger Jahren der Anteil der
sozial marginalisierten Arbeitnehmer anstieg,
wurde zum einen das international niedrige
Niveau der De-Kommodifizierung offenkundig.
und zum anderen kam es parallel dazu zu einem
Richtungswechsel bundesstaatlicher Sozialpolitik.
Nunmehr stand nicht mehr die Ausweitung und
zunehmende, wenn auch sehr langsame Tendenz
einer Neutralisierung des Lohngesetzes im Mittel-
punkt, sondern eine Re-Kommodifizierung der
Arbeit. Das staatliche Rentenversicherungspro-
gramm sowie die staatliche Gesundheitspolitik
waren weitestgehend von unmittelbaren Verinde-
rungen ausgeschlossen. Instrumente dieses Re-
Kommodifizierungsprozesses in der Arbeitsmarkt-

politik waren: a) die Absenkung der Transferlei-.

stungen und des Mindestlohns sowie eine Ver-
schirfung der Berechtigungskriterien und b) die
Einfiihrung ,neuer™ Instrumente. wie etwa steuer-
liche Anreize hinsichtlich niedrig entlohnter
Erwerbsarbeit sowie die Verschirfung des , Ar-
beitszwangs™ in Sozialhilfeprogrammen (work-
fare).

Zu den Instrumenten des Re-Kommodifizierungs-
prozesses in der Arbeitsmarkipolitik

a) In der Phase von 1970 bis 1991 sank die Lei-
stungshohe im bedeutsamsten bundesstaatlichen
Sozialhilfeprogramm um durchschnittlich 42 Pro-
zent. Hierbei handelt es sich um ein Politikergeb-
nis, das mafigeblich auf eine Politik des Nichthan-
delns zuriickgefiihrt werden kann, nachdem die
Leistungen zuvor nicht an die Inflation gekoppelt
worden waren und nunmehr nur sporadisch in den
Einzelstaaten angehoben wurden. Zu Beginn der
neunziger Jahre wurden allerdings auch absolute
Leistungskiirzungen in der tiberwiegenden Mehr-
zahl der Einzelstaaten verabschiedet. Hinsichtlich
der Arbeitslosenversicherung wurden die Berech-
tigungskriterien enger gefalit und die maximale
Dauer des Leistungsbezugs reduziert. Resultat die-
ser Politik war u. a., daB lediglich zwischen 30 und
40 Prozent der Erwerbslosen wihrend der achtzi-
ger und zu Beginn der neunziger Jahre einen
Anspruch auf Arbeitslosenunterstiitzung hatten;
1970 hatten noch 76 Prozent der Erwerbslosen
Leistungen bezogen.

Nachdem dem Mindestlohn in den Vereinigten
Staaten aufgrund des Fehlens von Flichentarifver-
trigen und der geringen und zudem abnehmenden
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Ausdehnung kollektiver Arbeitsvertrage eine
besondere Bedeutung zukommt, sei an dieser
Stelle auch darauf verwiesen, dafl seine relative
Hohe in den vergangen zwei Jahrzehnten deutlich
gesunken ist. Belief sich der Mindestlohn wihrend
der siebziger Jahre noch auf etwa 46 Prozent des
Durchschnittlohns, so lag er im Jahr 1993 nur noch
bei etwa 39 Prozent.

b) Dariiber hinaus wurde in den achtziger Jahren
eine Verschiarfung der Arbeitsverpflichtung fiir
Sozialhilfeempfianger aufgrund bundesstaatlicher
Gesetzgebung durchgesetzt, wobei es den Einzel-
staaten lberlassen blieb, die Details zu definieren.
Sofern bestimmte Kriterien erfiillt werden, ist nun-
mehr ein Sozialhilfeempfinger verpflichtet, eine
Arbeit aufzunehmen oder an ,Qualifizierungs-
malBnahmen®™ teilzunehmen. Bereits im Jahre 1975
wurde der Earned Income Tax Credit (EITC) —
eine Steuergutschrift fiir Bezieher niedriger
Erwerbseinkommen - eingefiihrt, um Niedrigst-
lohnverdiener (working poor) mittels des Steuer-
systems zu unterstiitzen. In bestimmten Fillen hat
der EITC die Wirkung einer negativen Einkom-
mensteuer. Die Intention des Gesetzgebers
bestand darin, neben einer beschrinkten Kompen-
sation fir die regressiven Sozialversicherungsbei-
trige vor allem die Aufnahme niedrigst entlohnter
Beschiftigung zu fordern. Bereits wihrend der
achtziger Jahre und schlie3lich zu Beginn der Clin-
ton-Administration wurde dieses Instrumentarium
weiter ausgebaut. 1996 werden schatzungsweise 20
Millionen Haushalte von diesem Instrumentarium
Gebrauch machen konnen.

2. Der Fall Japan

Um die sozialpolitischen Veridnderungen in Japan
wihrend der vergangenen zwei Dekaden verste-
hen zu konnen, sei zunichst darauf hingewiesen,
dal staatliche Sozialpolitik in der Geschichte
Japans hdufig als unabwendbare NotmalBnahme
begriffen wurde. Obwohl auch die staatliche
Sozialpolitik fur Erwerbslose nach dem Zweiten
Weltkrieg, vor allem aber in der ersten Hilfte der
sicbziger Jahre ausgeweitet wurde, basierte das
~rudimentdre Wohlfahrtsregime* Japans sehr stark
auf traditionellen Formen der sozialen Sicherung,
wie etwa der Familie. Zu einer universalistischen
Absicherung Arbeitsloser, vergleichbar mit der
Mehrzahl der europidischen Wohlfahrtsstaaten
wihrend des ,Goldenen Zeitalters®, kam es nicht.
Lediglich knapp zwei Drittel der Erwerbstitigen
waren gegen das Risiko Arbeitslosigkeit versi-
chert.
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Obwohl die sozialen Probleme in Japan, gemessen
an den Indikatoren Arbeitslosigkeit oder Armut,
im internationalen Vergleich als gering bewertet
werden miissen, sah sich die Regierung Nippons
seit Ende der siebziger Jahre dazu veranlaBt,
sowohl verstarkt auf traditionelle Formen sozialer
Sicherung zuriickzugreifen als auch auf das stér-
kere Wirken der Marktgesetze zu setzen, wobei
dies in den Bereichen Renten- und Gesundheits-
politik fiir die Leistungsbezieher nur marginale
Auswirkungen hatte'".

In bezug auf die Sozialhilfe und die Arbeitslosen-
versicherung nutzte die Regierung die Instrumen-
tarien einer Verscharfung der Berechtigungskrite-
rien und der Reduzierung der Leistungshohe. So
wurde wihrend der achtziger Jahre der Zugang
fur bediirftige .erwerbsfihige® Personen zur
Sozialhilfe aufgrund einer Modifizierung der
Durchfiihrungsverordnung nahezu ausgeschlos-
sen, mit der Folge, daB die Anzahl der Leistungs-
bezieher deutlich zurlickging. Im Bereich der
Arbeitslosenversicherung fiihrte eine Politik des
Nichthandelns und eine sich verstirkende Seg-
mentierung des Arbeitsmarktes, das heif3t unter
anderem eine Ausdehnung von Teilzeitbeschafti-
gungen und anderen atypischen Beschiftigungs-
formen, die nur einen sehr unzureichenden
Schutz im Falle der Arbeitslosigkeit bedingen,
dazu, dafl ein zunehmender Anteil der Erwerbs-
losen keinerlei Anspriiche auf Lohnersatz-
leistungen hatte. Zu Beginn der neunziger Jahre
bezogen weniger als 40 Prozent der Erwerbs-
losen Arbeitslosenunterstiitzungsleistungen,
wohingegen die Quote zu Beginn der achtziger
Jahre noch um 20 Prozentpunkte hoher war.

Hinsichtlich der Lohnersatzrate muf3 hervorgeho-
ben werden, dafl diese durch eine Verinderung
der Definition des Referenzlohnes (Lohn, der zur
Berechnung der Lohnersatzrate verwendet wird),
namlich den Ausschluf von Zusatzleistungen
(Boni), die etwa 30 Prozent des Lohnés ausma-
chen, Mitte der achtziger Jahre deutlich reduziert
worden ist. Im Bereich der Sozialhilfe hingegen
gab es keine Leistungskiirzungen.

3. Der Fall Bundesrepubik Deutschland

Wie allgemein bekannt ist, baut das System der
sozialen Sicherung in der Bundesrepublik sehr

10 Vgl. Anna Maria Thrinhardt, Wohlfahrtsgesellschaft
statt Wohlfahrtsstaat — Sozialpolitik der achtziger Jahre in
Japan, in: Stephan Leibfried/Martin Seeleib—Kaiser (Hrsg.),
Sozialpolitik in Japan, (Schwerpunktheft der) Zeitschrift fiir
Sozialreform, Bd. 41, H. 3/4, Wiesbaden 1995, 8. 210-212.
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stark auf dem Prinzip der Sozialversicherung auf.
Dennoch wurde durch die Reformen der Jahre
1962 und 1974 die Sozialhilfe zu einer nahezu uni-
versalistischen  Grundsicherung  transformiert,
zumindest im Vergleich zu den USA und Japan.
Auch hinsichtlich der Arbeitslosenversicherung
baute man den De-Kommodifizierungsgrad in den
sechziger Jahren und zu Beginn der siebziger Jahre
aus. Nachdem diese Programme jedoch aufgrund
der ansteigenden Arbeitslosigkeit unter Druck
gerieten, wurden seit Anfang der achtziger Jahre
Reformen durchgesetzt, die

a) eine Reduzierung der Leistungen sowie Ein-
schrinkungen hinsichtlich der Berechtigungskrite-
rien und

b) die stirkere Betonung von ., Arbeitsverpflich-
tungen™ bzw. die Schaffung von Beschaftigungs-
moglichkeiten im zweiten Arbeitsmarkt fiir Sozial-
hilfeempfianger (Hilfe zur Arbeit) beinhalteten.

Zu den Reformen im System der sozialen
Sicherung

a) Im Bereich der Sozialhilfe kam es zu relativen
Leistungsreduzierungen, da in der Politik zunéachst
kein Konsens dariiber hergestellt werden konnte,
die Leistungen entsprechend den veridnderten
Lebensverhdltnissen der Arbeitnehmer anzupas-
sen, und man in der Folge in zwei Wellen — zu
Beginn der achtziger und erneut zu Beginn der
neunziger Jahre — den Leistungsanstieg mittels
eines willkiirlich festgelegten Prozentsatzes
begrenzte (Deckung). Lag das Sozialhilfeniveau
fir einen alleinstehenden Hilfeempfinger 1972
noch bei 61 Prozent des durchschnittlichen Ein-
kommens eines alleinstehenden Arbeiters, so sank
es bis 1980 auf 5] Prozent ab, bevor es seit Mitte
der achtziger Jahre bei der 55-Prozent-Marge sta-
bilisiert wurde'’.

Des weiteren verschirfte man zu Beginn der neun-
ziger Jahre das Lohnabstandsgebot. Hinsichtlich
der Arbeitslosenversicherung haben die verschie-
denen Bundesregierungen durch Veridnderungen
der Berechtigungskriterien darauf hingewirkt,
das Arbeitslosengeld zunehmend zu beschrinken.
Ahnlich wie in den beiden anderen Staaten war
auch hier die Abnahme der Anspruchsberechtig-
ten unter den Arbeitslosen die Folge. Bezogen
1975 noch 66 Prozent der Erwerbslosen Arbeitslo-

11 Vgl. Reiner Hoft-Dzemski, Zur Einkommensposition
von Haushalten von Sozialhilfeempfingern in den Jahren
1972 bis 1992, in: NDV (Nachrichtendienst des Deutschen
Vereins fiir offentliche und private Fiirsorge). 74 (1994) 11,
S. 405409 (Teil 1), sowie 74 (1994) 12, S. 441 —445 (Teil 2).
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sengeld, so waren es 1990 nur noch 42 Prozent.
Auch wenn die Hohe des Arbeitslosengeldes fiir
Erwerbslose mit Kindern nur geringfiigig gekiirzt
wurde von 68 auf 67 Prozent), so sank die Lohner-
satzrate fiir Erwerbslose ohne Kinder von 68 auf
60 Prozent des vorangegangenen Nettolohns. Im
November 1994 bezogen 70 Prozent der Arbeits—
losen diesen niedrigeren Leistungssatz.

b) Seit Mitte der achtziger Jahre nutzen verschie-
dene Bundeslinder verstirkt das Instrumentarium
der ,Hilfe zur Arbeit”, um ,,erwerbsfdhige™ Sozial-
hilfeempfianger in den Arbeitsmarkt zu (re)inte-
grieren. Mit der Verabschiedung des ,.Gesetz(es)
zur Umsetzung des Foderalen Konsolidierungspro-
gramms™ wurde die Verpflichtung des Sozialhilfe-
empfangers, zumutbare Arbeit oder eine zumut-
bare Arbeitsgelegenheit aufzunehmen stirker
betont, wobei ebenfalls die Verpflichtung der
Sozialhilfetrdger hervorgehoben wurde, entspre-
chende Arbeitsgelegenheiten zu schaffen. Die vor
kurzem vom Bundesrat blockierte Sozialhilfere-
form der Bundesregierung zielt auf eine weitere
Verschirfung dieser Vorschriften.

V. Warum Re-Kommodifizierung?

Die Fallstudien zeigen, dal} es in den vergangenen
zwei Jahrzehnten in allen drei Lindern zu dhnli-
chen sozialpolitischen Antworten gekommen ist,
obwohl die Bundesrepublik Deutschland, Japan
und die USA in der vergleichenden Sozialpolitik-
forschung unterschiedlichen Systemtypen'” zuge-
ordnet werden. Die Folge dieser Politik ist eine
weitere seitens der staatlichen Arbeitsmarktpolitik
unterstiitzte Verschdrfung der unter anderem
durch die Globalisierung der Wirtschaft bedingten
Spaltung des Arbeitsmarktes. Das heifit, Personen,
die nur iiber ein geringes Humankapital — Bildung,
Qualifikation — verfiigen, werden an den Rand des
Beschiftigungssystems gedriangt und verstarkt
Marktgesetzen ungeschiitzt ausgesetzt, mit der
Folge, zunehmend Titigkeiten annehmen zu miis-
sen, ungeachtet der Lohnhdhe bzw. Arbeitsbedin-
gungen (= Re-Kommodifizierung).

Diese Politikreaktionen konnen grundsitzlich als
starkes Indiz fiir ein neues soziales Regulierungs-
muster verstanden werden, das durch die von der

12 Vgl. hierzu G. Esping-Andersen (Anm. 8) und Stephan
Leibfried/Martin Seeleib-Kaiser, Japans Sozialpolitik im
Spiegel der Modernisierung — Eine Einleitung, in: dies.
(Hrsg.) (Anm. 10), S. 129-137.
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okonomischen Globalisierung bedingte Machtver-
schiebung zwischen den politischen Akteuren, d. h.
zunachst einmal zwischen Arbeit und Kapital, ver-
ursacht wurde". Allerdings muB an dieser Stelle
hervorgehoben werden, dafl aufgrund unterschied-
licher institutioneller Arrangements und politi-
scher Traditionen nicht von einer Konvergenz der
sozialpolitischen Wege der drei Lander gespro-
chen werden kann und somit weiterhin Unter-
schiede bestehen. Ferner ist der Verweis auf eine
monokausale Erklarung, das heifit auf die durch
die Globalisierung bedingte Machtverschiebung
zwischen Arbeit und Kapital,-unzureichend.

Damit wird die Frage nicht beantwortet, warum es
gerade im Bereich der Transferprogramme fiir
Erwerbslose zu den von uns beschriebenen ein-
schneidenden Verdnderungen kam und nicht etwa
in der Rentenversicherungs- oder Gesundheitspo-
litik, die in der Regel den iiberwiegenden Anteil
der sozialpolitischen Ausgaben ausmachen. Die
Initiierung dieser Programme kann zwar — implizit
trifft dies auch in den USA und Japan zu — ebenso
als Errungenschaft der ,Sozialdemokratie* ver-
standen werden wie die Initiierung der Transfer-
programme fiir Arbeitslose. Aber im Laufe der
Geschichte bildete sich gerade in der Rentenversi-
cherung und der Gesundheitspolitik jeweils ein
starkes, kaum von parteipolitischer EinfluBnahme
hegemonial bestimmtes institutionelles Arrange-
ment mit einer Vielzahl von Akteuren heraus, die
ein unmittelbares Interesse an dessen Fortbestand
haben und somit insgesamt ein @ufBerst stabiles
Subsystem bilden. In den Politikfeldern der bun-
desrepublikanischen Gesundheits- und Renten-
politik sowie im Falle der US-amerikanischen
Rentenversicherung charakterisiert der Begriff
.gesellschaftliche Selbstregelung'* die politischen
Entscheidungsprozesse zutreffend. Gleichzeitig
kommt diesen Sozialprogrammen zugute, dall es
sich dabei jeweils um eine Absicherung von Risi-
ken handelt, bei denen eine ,allgemeine Problem-
betroffenheit*!” vorliegt, die im Falle der Arbeitslo-
sigkeit nicht gegeben ist. Somit bieten sowohl die

13 Vgl Frank Deppe. Arbeitslosigkeit. Wohlfahrtsstaat und
Gewerkschaften in der Europédischen Union. in: Hans-Jiirgen
Bieling (Hrsg.), Arbeitslosigkeit und Wohlfahrtsstaat in
Westeuropa — Neun Liander im Vergleich, Forschungsgruppe
Europidische Gemeinschaften (FEG), Studie Nr. 7, Institut
fiir Politikwissenschaft des Fachbereichs Gesellschafts-
wissenschaften und - Philosophie der Philipps-Universitat
Marburg, Marburg 1995, S. 341 -368.

14 Zum Begriff vgl. Renate Mayntz/Fritz Scharpf (Hrsg.),
Gesellschaftliche Selbstregelung und politische Steuerung,
Frankfurt am Main 1995.

15 Hubert Heinelt, Policy und Politics — Uberlegungen zum
Verhiiltnis von Politikinhalten und Politikprozessen in:
Adrienne Héritier (Hrsg.), Policy-Analyse — Kritik und Neu-
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Empfinger von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung in Prozent von allen Arbeitslosen”

Jahr Deutschland? Japan USA

1975 66 797 76

1980 51 58 50

1990 42 36 3
Bemerkungen:

1) Aufgrund der unterschiedlichen Berechnungsmethoden sind die Daten der unterschiedlichen Staaten nur bedingt
miteinander vergleichbar.

2) Lediglich Bezieher von Arbeitslosengeld. Die Bezieher von Arbeitslosenhilfe werden hier nicht beriicksichtigt.

3) Angaben fiir 1973.

Quelle: Martin Seeleib-Kaiser, Sozialhilfe und Arbeitslosenversicherung im deutsch-japanischen Vergleich, in: Dietrich
Thranhardt (Hrsg.), Japan und Deutschland in der Welt nach dem Kalten Krieg — Neue Herausforderungen
zweier Wirtschaftsméchte, Opladen 1995; Marion Nichols/Isaac Shapiro, Unemployment Insurance Protection

in 1994, Center on Budget and Policy Priorities, Washington, D. C., 1995, S. 7.

Rentenversicherungsysteme als auch der Bereich
der Gesundheitspolitik durch ihre politisch-institu-
tionelle wie auch gesellschaftspolitische Abschot-
tung keine leichten Angriffsflichen zur Durchset-
zung der Interessen von Unternehmen und Kapital
in einer globalisierten Okonomie.

Im Bereich der Sozialhilfe und der Arbeitsmarkt-
politik sind Arrangements der institutionalisierten
.gesellschaftlichen Selbstregelung™ in den drei
Staaten entweder nie vorhanden gewesen, wie
etwa in den USA und Japan, oder sie werden,
sofern sie formal vorhanden sind, wie etwa im
Falle der Arbeitslosenversicherung in der Bundes-
republik, zunehmend von hierarchischen und hoch
politisierten Entscheidungsverfahren iberlagert.
Auf der anderen Seite sind die Erwerbslosen eine
derart heterogene und nur gering in das jeweilige
arbeitsmarktpolitische Regime eingebundene
Gruppe, daB sie kaum dazu in der Lage sind, ihre
Interessen auf Dauer zu organisieren und hinrei-
chend im politischen ProzeB zu artikulieren. Hinzu
kommt, daB die Gewerkschaften sich aus dem
Dilemma von ,,Bestandsrationalitit versus Kollek-
tivinteresse*'® nur sehr schwer befreien und somit
nicht als origindre Interessengruppe fiir die
Erwerbslosen wirken konnen. Als ungeschiitzte
und institutionell kaum abgesicherte Gruppe bie-
ten sich die Arbeitslosen daher geradezu an, die
Opferrolle zu iibernehmen.

orientierung, PVS-Sonderheft, (1993) 24, Opladen 1993,
S. 309.

16 Karl Hinrichs/Helmut Wiesenthal, Bestandsrationalitit
versus Kollektivinteresse — Gewerkschaftliche Handlungs-
probleme im Arbeitszeitkonflikt 1984, in: Soziale Welt, 37
(1986) 2-3, S. 280-296.

Aus Politik und Zeitgeschichte B 26/96

VI. Jenseits des Wohlfahrtsstaates?

Wihrend eine sich vertiefende internationale
Arbeitsteilung und die Notwendigkeit strukturel-
ler Anpassung schon immer zwei Seiten einer
Medaille gewesen sind, hat in der entgrenzten
Weltwirtschaft nicht nur die Geschwindigkeit die-
ses Prozesses eine neue Qualitdt erlangt, sondern
auch die Rolle des Staates. Immer weniger kann
der Staat als eine Vermittlungsinstanz zwischen
den Anforderungen des Weltmarktes und den
sozialen Bediirfnissen der Gesellschaften agieren.
Immer mehr scheint er sich hingegen als ein ver-
lingerter Arm des Weltmarktes zu verstehen, der
diesen internalisiert und in eine Umorientierung
der Arbeitsmarktpolitik iibersetzt. Sozialpolitik,
die in der frithen Nachkriegszeit als wesentliches
Element der Legitimation staatlicher Herrschaft
empfunden wurde, erscheint heute immer weniger
als integraler und notwendiger Bestandteil moder-
ner Politik und wird zunehmend als Belastung
postmoderner Okonomien empfunden.

Es wire heute bestimmt verfriiht, den Wohlfahrts-
staat in seiner Ginze fiir iiberholt erkliren zu wol-
len. Doch ohne gravierende Verdnderungen in der
Balancierung von Marktkriften und regulativer
staatlicher Kompetenz muf3 es zumindest als nahe-
liegend erscheinen, daB die Transformation der
Arbeitsmarktpolitik nur der Anfang einer langen
Folge weiterer Transformationen des modernen
Wohlfahrtsstaates ist.




Otto G. Mayer: Standort Deutschland — neue Herausforderungen angesichts verinderter
Wettbewerbsbedingungen?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/96, S. 3-13

Angesichts der gegenwirtigen Diskussion um den Standort Deutschland entsteht der Eindruck, daf3 dieser
vor neuen Herausforderungen steht. Zunéchst ist aber zu konstatieren, dafl derartige Diskussionen kon-
junkturabhingig sind, d. h. mit dem konjunkturellen Abschwung einsetzen und bis zum Errcichen des Tief-
punkts an Schirfe gewinnen. Ein Vergleich mit der Situation in der zweiten Hiilfte der achtziger Jahre
zeigt, daB eine dhnliche Diskussion in Deutschland schon einmal stattgefunden hat. Die damals identifi-
zierten grundlegenden Schwichen, insbesondere die Inflexibilitdt auf den Arbeitsmirkten. sind zwar
durch den Vereinigungsboom tibertiincht worden, bestehen aber weiterhin. Deutschland steht damit noch
vor ,alten* Herausforderungen. Durch weltweite Liberalisierungsmafinahmen und das Auftauchen neuer
Wettbewerber sind mittlerweile ,neue” Herausforderungen hinzugekommen. ,Neu® ist aber vor allem,
daB die Unternehmen durch Liberalisierung und Integration an Standortflexibilitit gewonnen haben.
Regionen mit niedriger interner Flexibilitat droht damit der Entzug von Produktion und Arbeitsplitzen.
Aufgabe der Wirtschaftspolitik ist es, die interne Flexibilitit zu steigern, d. h., die ,alten*”, bisher aufge-
schobenen Aufgaben in Angriff zu nehmen.

Norbert Berthold/Rainer Fehn: Arbeitslosigkeit oder ungleiche Einkommensverteilung
- ein Dilemma?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/96, S. 14-24

Die anhaltende und sich sogar noch verschiarfende Misere auf dem Arbeitsmarkt ist derzeit wohl das drin-
gendste wirtschaftspolitische Problem nicht nur in Deutschland, sondern auch in den meisten anderen
Staaten der Europiischen Union. Entsprechend intensiv werden die Ursachen der Arbeitslosigkeit sowie
die Vor- und Nachteile unterschiedlicher Strategien zu deren Abbau diskutiert. Vergleicht man die Situa-
tion auf dem amerikanischen mit der auf dem deutschen Arbeitsmarkt, dann fillt auf, daB in den USA bei
weitgehend konstanter Arbeitslosenrate die Ungleichheit in der Einkommensverteilung stark zugenom-
men hat, wéihrend in Deutschland bei weitgehend konstanter Einkommensverteilung die Arbeitslosigkeit
enorm gewachsen ist. Es stellt sich also die Frage, worauf diese Entwicklungen zuriickzufiihren sind. Stel-
len die Probleme Arbeitslosigkeit und ungleiche Erwerbseinkommen moglicherweise zwei Seiten ein und
derselben Medaille dar?

Der Beitrag zeigt, da3 dies bis zu einem bestimmten Umfang der Fall ist, weil die ineinandergreifenden
Phinomene arbeitssparender technischer Fortschritt und verstirkter AuBenhandel mit arbeitsreichen Lin-
dern nur bei einer hohen Flexibilitit der Lohnstruktur ohne einen Anstieg der Arbeitslosigkeit verarbeitet
werden konnen. Eine groBlere Flexibilitat der qualifikatorischen Lohnstruktur ist also unabdingbar, wenn
man zu besseren Beschiftigungsergebnissen gelangen will. In Deutschland kollidieren diese Marktkrifte
aber mit den vorherrschenden Gerechtigkeitsvorstellungen, welche in einem grofiziigig ausgebauten Wohl-
fahrtsstaat und starken, zentral organisierten Gewerkschaften zum Ausdruck kommen. Beide Institutio-
nen verhindern eine stirkere Auffacherung der Lohnstruktur. Es gilt also, nach wirtschaftspolitischen
Instrumenten zu suchen, mit deren Hilfe es gelingen kann, den Zielkonflikt zwischen einer gleichmaBigen
Einkommensverteilung und einem hohen Beschéftigungsstand abzumildern.



Ronald Schettkat: Das Beschiiftigungsproblem der Industriegesellschaften
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/96, S. 25-35

Jenseits der gingigen Hypothesen zur Erklarung der Einkommens- und Arbeitsmarktprobleme in den
Industrieldndern wird in diesem Beitrag vor allem der Strukturwandel von der Industrie- zur Dienst-
leistungsokonomie analysiert. In allen Industrielandern geht Beschiftigung im hochproduktiven Industrie-
sektor verloren, wihrend Beschiftigung im Dienstleistungssektor — allerdings mit sehr unterschiedlichen
Raten — wichst. Diese Trends werden aus dem Entwicklungsprozef8 der Industrielinder heraus erklirt.
Die Interaktion von universellen Produktmarktverinderungen mit nationalen Rahmenbedingungen kann
die sehr unterschiedlichen Beschiftigungsentwicklungen in den Industrielindern insbesondere bei
konsumorientierten Dienstleistungen erklidren. Dabei konnen drei Muster identifiziert werden: (1) Dienst-
leistungsexpansion im privaten Sektor bei hoher Einkommens- und Lohndifferenzierung (USA, Japan),
(2) Dienstleistungsexpansion im offentlichen Sektor bei egalitiren Lohnstrukturen (aktive Wohlfahrts-
staatspolitik in skandinavischen Lindern), (3) relativ geringe Dientleistungszuwichse bei intermedidren
institutionellen Arrangements, in denen die Lohnstruktur eine Ausweitung privater Dienstleistungen
bremst und in denen der Staat zu passiven MaBnahmen (Finanzierung von Arbeitslosigkeit, Frithverren-
tungen) statt aktiver Beschiftigungsschaffung tendiert (Bundesrepublik und andere kontinentaleuropii-
sche Wohlfahrtsstaaten).

Aus der international vergleichenden Analyse folgt, dafi die Industriebeschaftigung vor allem durch ver-
stiarkte Innovationsanstrengungen zu stabilisieren ist, daB aber zur Verbesserung der Arbeitsmarktlage die
Aktivierung der Beschiftigungspotentiale des Dienstleistungssektors unverzichtbar ist. In der Bundes-
republik kann durch die Umwandlung von Kosten passiver MaBinahmen in Kosten der Dienstleistungs-
produktion nicht nur die Beschiftigung, sondern auch das Wohlstandsniveau der Volkswirtschaft erhoht
werden. ohne die negativen sozialen Auswirkungen einer Dienstleistungsexpansion durch Einkommens-
differenzierung wie in den USA in Kauf nechmen zu miissen.

Jiirgen Neyer/Martin Seeleib-Kaiser: Arbeitsmarktpolitik nach dem Wohlfahrtsstaat.
Konsequenzen der 6konomischen Globalisierung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/96. S. 3644

Das globale Zusammenwachsen der Mirkte hat nicht lediglich zu neuem o6konomischem Wohlstand
gefithrt, sondern ging mit einer tiefgreifenden Erschiitterung der sozialen und politischen Fundamente
unserer Nachkriegsgesellschaften einher. Immer weniger agiert der Staat heute als eine Vermittlungsin-
stanz zwischen den Anforderungen des Weltmarktes und den sozialen Bediirfnissen der Gesellschaften.
Immer mehr scheint er sich hingegen als ein verldngerter Arm des Weltmarktes zu verstehen, der umver-
teilende Sozialpolitik, die in der frithen Nachkriegszeit als wesentliches Element der Legitimation staatli-
cher Herrschaft empfunden wurde, lediglich als Belastung postmoderner Okonomie versteht.

Dieses neue staatliche Selbstverstandnis wirkt sich jedoch nicht gleichmiBig tiber alle Bereiche von Sozial-
politik aus, sondern konzentriert sich vielmehr auf die ungeschiitzte und institutionell kaum abgesicherte
Gruppe der Arbeitslosen. Dieses wird am Beispiel der neuen Arbeitsmarktpolitik der USA, Japans und
Deutschlands aufgezeigt und als Proze der ,Re-Kommodifizierung™ von Arbeit interpretiert. Es wiire
heute zwar bestimmt verfriiht, den Wohlfahrtsstaat in seiner Ginze fir iiberholt erkldren zu wollen. Doch
ohne gravierende Verinderungen in der Ausbalancierung von Marktkraften und regulativer staatlicher
Kompetenz muB es zumindest als naheliegend erscheinen, daB die Transformation der Arbeitsmarktpolitik
nur der Anfang einer langen Folge weiterer Transformationen des modernen Wohlfahrtsstaates ist.



JahreSb ﬁnde mit komplettem

Inhaltsverzeichnis
Aus Politik und Zeitgeschichte Sach- und Personenregister

25,- DM

zuziigl. Versandspesen

Jahrgang 1 995

Noch begrenzt vorrditig (Preise w. o.)

Jahrgang: 1994

BH_IIL[U\!.L‘I]IR!IC Bestell- Das Parlament. Vertriebsabteilung
B'i‘:ﬂlf’l"’i”'“m Adresse:  FleischstraBie 62-65. 54290 Trier

Telefax (06 51) 97 99-153

Ans Politik Vierzig Jahre
und Zeitgeschichte Aus Politik
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament u nd
Gesamtverzeichnis ZeitgeSChiChte
e Gesamtverzeichnis

1953-1992

Chronologisches Register,
Autorenregister,
Schlagwortregister

286 Seiten, broschiert

Bundeszentrale fiir politische Bildung Preis: 15.— DM
+ 3
zuzugl. Versandspesen




	Impressum
	Standort Deutschland -neue Herausforderungen ange
	I. Die Standortdebatte -ein konjunkturelles Phäno
	II. Einkommens-und Beschäftigungsentwicklung im i
	III. Wodurch zeichnet sich ein guter Standort aus
	IV. Internationalisierungstrends 
	V. Anpassungsbedarf durch Internationalisierung 
	VI. Zusammenfassung 

	Arbeitslosigkeit oder ungleiche Einkommens-vertei
	I. Einleitende Bemerkungen 
	II. Warum sinkt die Nachfrage nach gering qualifi
	III. Wann führt die veränderte qualifikatorische 
	IV. Welcher Anteil der Arbeitslosigkeit ist auf d
	V. Wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 

	Das Beschäftigungsproblem der Industriegesellscha
	I. Erklärungsmuster hoher und anhaltender Arbeits
	II. Endogene Beschäftigungslücke 
	III. Die Zukunft der Beschäftigung in den Industr
	IV. Zusammenfassende Schlußfolgerungen für eine b

	Arbeitsmarktpolitik nach dem Wohlfahrtsstaat Kons
	I. Einleitung 
	II. Die neue Weltwirtschaft 
	III. Das Ende der Politik? 
	IV. Die stärkere Wiederankopplung der Arbeit an d
	V. Warum Re-Kommodifizierung? 
	VI. Jenseits des Wohlfahrtsstaates? 


